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    ODOAKER springt auf Mord und Totschlag! Wenn ich von germanischer Mode höre, wird es mir brandschwarz vor den Augen!


    ROMULUS erschrocken Aber setz dich doch, um Gottes willen, Germanenfürst. Ich gebe selber zu, daß mir eure Mode unheimlich vorkommt. Du brauchst dich nicht mehr aufzuregen.


    ODOAKER setzt sich wieder Ich bin ja schon wieder ruhig, Majestät. Sie haben eben keine Ahnung, wie ich mich freute, einmal in Italien ohne Elchlederhemd, Eisbärenpelz und Wildschweinstiefel leben zu dürfen. Aber ich weiß, was die Uhr geschlagen hat. Ich kehre mit meinen hunderttausend Soldaten im Trauermarsch nach Germanien zurück und klettere mit meinem ganzen Volk wieder auf die Bäume.


    ROMULUS Es ist ungesund, mein lieber Odoaker, die Weltgeschichte rückgängig zu machen. Ihr seid nun einmal da, und Germanien ist für die Menschheit offenbar ein doch zu problematisches Land. Deshalb wünscht der Kaiser, daß du mit deinen Germanen im halb entvölkerten Italien bleibst. Er sieht selber ein, daß dies das Beste für euch ist. Man muß die Rassen ein wenig mischen, wenn etwas Vernünftiges herauskommen soll.



    Auszug aus Friedrich Dürrenmatts »Romulus der Große«

    (Copyright © 1986 Diogenes Verlag AG Zürich)
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    Rechtspopulismus – was ist das?


    Ausgangsfragen


    Dieses Buch greift drei Fragen auf. Erstens: Wie erklärt es sich, dass der Rechtspopulismus in Deutschland wiedererstarkt ist, dass er zwar erst verspätet einen internationalen Trend nachholt, inzwischen aber ein Teil des Parteiengefüges und des parlamentarischen Systems der Bundesrepublik geworden ist? Spätestens seit den Wahlerfolgen der rechtspopulistischen Protestpartei AfD ist offensichtlich geworden, dass Deutschland Anschluss an den europäischen Rechtstrend gefunden hat. Von einem deutschen Sonderweg rechtspopulistischer Enthaltsamkeit kann nicht mehr die Rede sein.


    Der Aufstieg neuer politischer Strömungen ist stets ein Indiz dafür, dass sich soziale Formationen, sogenannte gesellschaftliche Großlagen, in Bewegung gesetzt haben. Was also sind, so stellt sich die zweite Frage, die spezifisch gesellschaftlichen Ursachen für den gegenwärtigen Aufstieg der Rechtspopulisten in Deutschland?


    Schließlich deutet rechtspopulistisches Denken, wie es heute in der Bundesrepublik auftritt, auf Spuren eines älteren historischen Erbes hin. Die dritte Frage lautet daher: Welche geistigen Vorläufer hat der Rechtspopulismus in Deutschland?


    Zwölf Aphorismen


    Aphoristisch, also im Stil einer zuspitzenden Porträtskizze, können die Strategien und Inhalte des Rechtspopulismus wie folgt beschrieben werden:


    Rechtspopulismus spaltet. Der »ehrliche und hart arbeitende« Mensch wird gegen soziale Schmarotzer ausgespielt, der »einfache Mann« steht den als abgehoben, korrupt und machtversessen bezeichneten alten Eliten gegenüber. »Unsere Kartellparteien sind Teil einer global vernetzten Elite, die Politik um des eigenen Vorteils macht. Eine Elite, die sich selbst bereichert«, so der AfD-Politiker Björn Höcke.1


    Rechtspopulismus verlangt nach Abgrenzung. Die heimische Wirtschaft soll gegen internationale Konkurrenz und das eigene Land gegen Zuwanderung aus anderen Kulturen abgeschottet werden. »Wir müssen unsere Grenzen vor der Verwüstung schützen, die andere Länder anrichten, die unsere Produkte herstellen, unsere Unternehmen stehlen und unsere Arbeitsplätze zerstören«, so Donald Trump in seiner Antrittsrede als Präsident der USA.


    Rechtspopulisten sind sozialchauvinistisch. Die Sorge gilt dem »eigenen Volk zuerst«, ihm soll wieder zu ursprünglicher Stärke verholfen werden. »Vom heutigen Tag an wird es nur noch Amerika zuerst heißen. Amerika zuerst« (Trump).


    Rechtspopulisten gefallen sich in patriotischem Pathos und hofieren »das Volk«. »Liebe Patrioten von nah und fern, das ist ein großartiger Anblick, der sich mir von hier oben bietet« (Höcke)2 – »Wir nehmen die Macht von Washington, D.C. und geben sie an euch, das Volk, zurück« (Trump) – »Wir werden uns unser Land und unser Volk zurückholen« (AfD-Vorsitzender Alexander Gauland nach der Bundestagswahl 2017).


    Rechtspopulismus ist antimodern. Die Rationalisierung gesellschaftlicher und politischer Interessen durch verbandlich und parteiförmig geregelten Konfliktaustrag ist ihm ebenso fremd wie die Individualisierung von Wertorientierungen und Lebensweisen.


    Rechtspopulismus ist ökonomisch rückwärtsgewandt. Die einheimische Produktion soll durch Zölle geschützt werden. Neben die protektionistische Forderung, den freien Welthandel einzuschränken, tritt die Verklärung des vorindustriellen »ehrbaren Handwerks«, das vorgeblich »im Handwerkerethos der mittelalterlichen Zünfte wurzelt«3, oder des »deutschen Facharbeiters« der alten Industrien.


    Rechtspopulismus schürt Erregung und Empörung. Protestbereitschaft von Wutbürgern, die im Sprachgebrauch des Milieus zu »Mutbürgern« werden, wird zur Triebkraft für politische Beteiligung.


    Rechtspopulisten begreifen Politik als Freund-Feind-Verhältnis. Sie sehen in Fundamentalopposition ihre natürliche Rolle im politischen Feld, jedenfalls so lange, wie eine eigene Mehrheit nicht in Sicht ist.


    Rechtspopulisten wähnen allerorten Verschwörer. Politischen Widersachern wird gern unterstellt, Wahlfälschung zu betreiben. Gegen Volk und Nation verschworen haben sich globalisierte Industrien und das Finanzkapital – »die Wallstreet« eben, wobei in diesem Wortgebrauch immer auch ein antisemitischer Unterton mitschwingt.


    Rechtspopulisten verunglimpfen ihre Gegner mit gefälschten Nachrichten. Die von Donald Trump im und nach dem US-Präsidentschaftswahlkampf 2016 getwitterten und zu »alternativen Fakten« umgemünzten Falschmeldungen (»Fake News«) sind inzwischen legendär. Die Kandidatin des rechtsextremen Front National, Marine Le Pen, wartete vor der französischen Präsidentenwahl 2017 im letzten TV-Duell mit ihrem Kontrahenten Emmanuel Macron mit insgesamt 19 wahrheitswidrigen Unterstellungen auf.


    Rechtspopulisten pflegen ein revisionistisches Geschichtsbild und ein volkstümlich biederes Kulturverständnis. Mittels einer »geschichtspolitischen Wende um 180 Grad« (Höcke) soll namentlich in Deutschland die als »Schuldkult« abgewertete kritische Auseinandersetzung mit der historischen Erblast des Nationalsozialismus einer stärkeren Betonung der »guten Seiten« deutscher Geschichte weichen. Deutsche Klassik, Volkstanz und deutsches (Volks-)Liedgut sollen in Unterricht und Medien mehr Verbreitung finden.


    Rechtspopulismus malt Endzeitszenarien aus. Die Schreckensmeldung lautet: Wenn nicht Widerstand geleistet wird, droht der Untergang wahlweise des Volkes, der Kultur, der eigenen Art oder der Nation.


    Begriffsbildung und Beschreibung eines Typus


    So aufschlussreich die aphoristische Auflistung von Profilmerkmalen des Rechtspopulismus ist, so notwendig ist eine Begriffsbestimmung, die typische, das heißt verallgemeinerbare Merkmale aufnimmt, welche wiederum aufgrund vergleichender empirischer Analysen gewonnen werden. Die nachfolgenden Vorschläge zur Kennzeichnung des Rechtspopulismus knüpfen an Überlegungen an, die der Autor dieses Buches aktuell an anderer Stelle ausgeführt hat.4


    In Parteiensystemen von Demokratien suchen rechtspopulistische Bewegungen typischerweise die Nähe einer Protestpartei oder den Anschluss an eine solche. Mündet die Sammlungsbewegung in eine Parteibildung, dann entsteht eine rechtspopulistische Protestpartei, wie sie die AfD im gegenwärtigen Parteiengefüge der Bundesrepublik verkörpert.


    Demzufolge besteht ein doppelter begrifflicher Klärungsbedarf: Was macht das Wesen einer Protestpartei aus? Und: Was ist charakteristisch für den speziellen Widerspruchsgeist des Rechtspopulismus?


    Eine schlanke Definition bezüglich der ersten Frage lautet: Eine Protestpartei ist eine Partei, die »Proteste auffangen«5 will und sich dafür in prinzipieller Gegnerschaft zum herrschenden politischen Establishment der alten Eliten und »Altparteien« aufstellt. Eine Protestpartei gründet sich in der Regel als entschiedene Oppositionspartei. Sie proklamiert eine grundsätzlich andere Politik, die eine Alternative zu den »verkrusteten« Verfahren des etablierten Politikbetriebs, zur »Allmacht« von abgehobenen Positionseliten und zum »Versagen« der herrschenden Politik anbietet.


    Um öffentliche Aufmerksamkeit zu erlangen, bevorzugen Protestparteien Aktionsformen, die bewusst auf Regelverletzungen abzielen; in der Kombination mit Rechtspopulismus handelt es sich dabei vorzugsweise um persönliche Diffamierungen des politischen Gegners. Ihrerseits sehen sich Protestparteien gegenüber den etablierten Parteien in einer moralisch höherwertigen Position.


    Protestparteien wollen – in Programm und öffentlichem Auftreten – ganz anders sein als die »alten« Parteien. Dabei entstehen sie nicht abgekoppelt von der Gesellschaft, sondern nehmen aus dieser vielmehr Proteststimmungen auf. Zwischen Protestwählen und sozialer Verunsicherung besteht ein nachweisbarer Zusammenhang. Ein von der Forschung herausgearbeitetes Muster sozialer Erfahrungen, das sich zu »Protest« verdichtet und zur Wahl einer Protestpartei motiviert, gründet in Politik(er)verdrossenheit und sozialer Deprivation.6 Letztere beschreibt die Empfindung, bei der Verteilung von materiellen Gütern und immateriellen Lebenschancen gegenüber anderen Mitmenschen schlecht abzuschneiden.


    Das Protestmoment gehört gleichsam zur DNA des Populismus. Doch läuft, wer nur ganz allgemein von Populismus spricht, Gefahr, einen »plakativen Kampfbegriff« (Florian Hartleb)7 zu verwenden, dessen analytischer Ertrag begrenzt bleibt. In dem vorliegenden Buch wird unter Populismus konkret ein politisches Stilmittel, das heißt eine Technik politischer Ansprache verstanden. Der Populist appelliert an Gefühle und Vorurteile, nicht an rationale Urteilskraft. Es geht um Schuldzuweisungen, entweder an Herrschende, die sich »dem Volk« entfremdet haben, oder an fremde Mächte, die vorgeblich im Verborgenen die Fäden ziehen.


    Populisten lancieren Feindbilder, die politische und soziale Gegensätze betonen: unten gegen oben, »das einfache Volk« gegen »die herrschende Kaste«, die »rechtschaffenen Bürger« gegen das »korrupte Parteienkartell«, der »ehrliche Arbeiter« gegen die alten Eliten. Wer sich, wie Populisten, als Anwalt eines »wahren Volkswillens« andient, erklärt sich selbst für moralisch überlegen. »Die Unterscheidung von einem moralisch unbefleckten, homogenen Volk und einer korrupten, nicht repräsentativen Elite ist ein Kernelement der populistischen Vorstellungswelt.«8


    Populisten pflegen ein selbstbezügliches Opferpathos. »Aus der Denkfigur der Bedrohung ergibt sich die Selbststilisierung als Opfer: Man werde an den Rand von Gesellschaft und Politik gedrängt, betrogen und belogen, dürfe seine eigene Meinung nicht mehr frei sagen, drohe zu einer Minderheit innerhalb des eigenen Landes zu werden, sei ein Spielball von Globalisierung und fremden Mächten.«9


    Die inhaltliche Auffüllung der »technischen Dimension des Populismus« nimmt der Politologe Florian Hartleb so vor: »Populismus als vereinfachender Politikstil, der mit bilderreicher Sprache eine direkte Verbindung zum ›Volk‹, den einfachen Leuten, konstruiert sowie agitatorisch, mit spontanem Eklat in einer gegen das Establishment (gegen die Elite) gerichteten Haltung auftritt. Eine notorische Beschwerdeführung mit einem Gestus der chronischen Entrüstung zeichnet ihn aus.«10


    Populisten fremdeln mit dem Prinzip politischer Repräsentation. Sie sind, wie Jan-Werner Müller anmerkt, »immer antipluralistisch«. Authentischer Populismus lasse sich daran erkennen, »dass seine Vertreter behaupten, sie und nur sie repräsentierten das wahre, immer als homogen gedachte Volk«.11 Populismus macht sich zum Sprachrohr der Betroffenen gesellschaftlicher, wirtschaftlicher und politischer Krisen und schmiedet Bündnisse mit »Protest«. Und zwar bevorzugt mit solchem Protest, der sich irrational und instinktiv äußert.12


    Was ist nun kennzeichnend für den Rechtspopulismus als speziellen Zweig innerhalb der populistischen Familie? Konkret stellt sich die Frage »nach dem ideologischen Kern des gegenwärtigen Rechtspopulismus in Deutschland«13. Der Literatur zufolge besteht dieser substanziell in einem Bedrohungssyndrom: »Ein bislang als gegeben, erworben und als gesichert geltender materieller, physischer und kulturell-symbolischer Bestand wird in seiner Existenz als akut gefährdet gesehen.« Das bedrohte Gut kann dabei vielerlei Gestalt annehmen, so etwa »rechtschaffene Bürger, Christen, (deutsches) Volk, Europa, Abendland oder, wie in einem Positionspapier von Pegida, die ›christlich-jüdisch geprägte Abendlandkultur‹«.14 Aus dem »Szenario der akuten und vielfältigen Bedrohung« ergibt sich, so formuliert es der Bewegungsforscher Dieter Rucht, »die erklärte Notwendigkeit von Selbsthilfe und Widerstand und damit der Aufruf zur Selbstermächtigung«.15


    Ein zentrales Element rechtspopulistischer Selbstvergewisserung ist eine völkische Vorstellung von »Volk«. Entgegen aller empirischen Evidenz wird unter »Volk« ein homogenes, das heißt ethnisch und kulturell ganzheitliches Schicksalskollektiv verstanden, dessen »reine« Art es gegen zersetzende Infiltration von außen zu bewahren gilt.


    Dass Rechtspopulisten für direkte Demokratie eintreten, ist konsequent. Volksunmittelbare Entscheidungsmacht erscheint als die eigentlich demokratische Alternative zum kritisierten repräsentativen System, weil sie die wahren politischen Willensäußerungen des (homogen gedachten) Volkes realisiere. Volksunmittelbar und völkisch sind aus solcher Perspektive nicht nur sprachlich eng verwandt, sondern auch inhaltlich aufeinander bezogen: Das mit sich selbst identische Volk äußert seinen souveränen Willen in den plebiszitären Formen einer identitären Demokratie.


    Typisch für rechten Populismus ist ferner der Rückgriff auf Verschwörungstheorien: Das politische Establishment als das bevorzugte Feindbild wird nicht nur für moralisch verderbt erklärt, sondern außerdem verdächtigt, die Sache des Volkes und die Erfolgsaussichten der selbsternannten Volkstribunen mittels dunkler Machenschaften zu hintertreiben. Donald Trump etwa hat während der Präsidentschaftswahlkampagne 2016 die Stilmittel persönlicher Diffamierung und der Unterstellung eines konspirativen Komplotts ungehemmt eingesetzt. Medienberichten zufolge redete er nicht nur abfällig über die äußere Erscheinung seiner Rivalin Hillary Clinton, sondern forderte sie auch auf, sich einem Drogentest zu unterziehen. Ferner äußerte Trump wiederholt den Verdacht, die Wahl werde zugunsten Clintons von dem »betrügerischen« Wahlsystem manipuliert: »Sie werden uns die Wahl stehlen.«16


    Die rechtspopulistische Ideologie weist, so können wir zusammenfassen, in entwickelter Form die folgenden wiederkehrenden Grundzüge auf: erstens eine homogene Vorstellung von »Volk«, die in Deutschland traditionell deutschvölkisch unterlegt ist; zweitens eine neonationalistische Rückbesinnung auf den Vorrang »des eigenen Volkes«; drittens eine Vorliebe für plebiszitäre politische Partizipation und, damit einhergehend, die Anlehnung an ein identitäres Demokratiemodell, womit die freiheitsverbürgende Idee der Demokratie faktisch ins Gegenteil verkehrt wird; viertens schließlich die politische Kriegserklärung an die etablierten Machteliten, wofür die dichotomische Unterscheidung zwischen »denen da oben« und »uns hier unten« bemüht wird.


    Woher kommt der Rechtspopulismus? – Ein Plädoyer für seine Historisierung


    Rechtspopulistische Ideologien, Bewegungen und Parteien sind in Europa, aber auch in den USA, die politischen Aufsteiger des 21. Jahrhunderts. In ihren Sog geraten sind auch Staaten, die eine lange demokratische Tradition aufweisen und als konsolidierte Demokratien eingestuft werden: In Frankreich sammelte bei den jüngsten Präsidentschaftswahlen im Frühjahr 2017 die Kandidatin des Front National (FN) in der Stichwahl rund ein Drittel des Wahlvolkes hinter sich; allein das Mehrheitswahlrecht verwehrt dem FN eine verhältnismäßige parlamentarische Repräsentation. In Großbritannien stößt die United Kingdom Independence Party (UKIP) bei nationalen Wahlen zwar auf ähnliche Wahlrechtsbarrieren, hat aber dem Erfolg der Volksabstimmung für den Austritt aus der EU (»Brexit«) wesentlich den Boden bereitet. In der Schweiz hat die Schweizerische Volkspartei (SVP) im Oktober 2015 die Nationalratswahlen mit einer Kampagne gegen Flüchtlinge gewonnen. Bei den letzten österreichischen Präsidentschaftswahlen Ende 2016 ist der Kandidat der Freiheitlichen Partei (FPÖ) nur knapp gescheitert; bei den Nationalratswahlen im Oktober 2017 kam die FPÖ auf rund 26 Prozent der Stimmen und ist nun Teil einer Koalitionsregierung mit der ÖVP. In Italien stellt die Protestpartei Movimento Cinque Stelle (Fünf Sterne) inzwischen die Bürgermeisterin in der Hauptstadt Rom und liefert sich in landesweiten Umfragen ein Kopf-an-Kopf-Rennen mit der regierenden Demokratischen Partei (Partito Democratico) und dem Parteienblock Berlusconis. In den Niederlanden stieg die Partei für die Freiheit von Geert Wilders im März 2017 bei den Wahlen zum Unterhaus zur zweitstärksten Fraktion auf.


    Mehr noch: In Polen und Ungarn betreiben rechtspopulistische Regierungen, gestützt auf absolute Parlamentsmehrheiten, den Rückbau dieser postkommunistischen Staaten in defekte Demokratien.17 In der Türkei schickt sich der Staatschef Recep Tayyip Erdoğan an, ein autoritäres Präsidialregime zu errichten. Auch in Belgien sowie in Skandinavien stellen rechtspopulistische Formationen ein starkes Element im jeweiligen Parteiensystem: hier die separatistischen Regionalparteien Vlaams Belang (»Flämische Interessen«) und Nieuw-Vlaamse Alliantie (Neue Flämische Allianz) als Stimmen der Opposition, dort teilweise als mitregierende Kraft wie in Dänemark, wo die Dansk Folkeparti (Dänische Volkspartei) seit 2015 eine Minderheitsregierung stützt. Bei den Parlamentswahlen vom Oktober 2017 in Tschechien wurde die rechtspopulistische Partei ANO mit annähernd 30 Prozent der Stimmen die mit Abstand stärkste Partei und mit der Regierungsbildung beauftragt.


    Die Aufzählung ließe sich fortsetzen.18 Dabei stimmen die gesellschaftlichen Ursachen und Motivlagen, die gegenwärtig den Aufstieg rechtspopulistischer Protestparteien Länder und Kontinente übergreifend bewirken, im Grundmuster überein. Ursächlich für den Aufstieg des Rechtspopulismus ist, darin besteht in der Forschung weitgehende Einigkeit, ein Zusammentreffen mehrerer Kriseneffekte. Zum einen hat der ökonomische Strukturwandel in den westlichen Gesellschaften, beschleunigt durch die Globalisierung des Finanzsektors und der Realwirtschaften, eine große Zahl von Verlierern der Modernisierung erzeugt. Persönliche Verlusterfahrungen werden nicht nur materiell, sondern auch mental spürbar: Der Verlust des Arbeitsplatzes geht häufig einher mit geringen Chancen auf neue Beschäftigung sowie der Angst vor sozialem Abstieg. Betroffen sind insbesondere Beschäftigte und ihre Familien in altindustriellen Regionen, etwa im Nordwesten Frankreichs oder im »Rostgürtel« im Nordosten der USA.


    Wo sich zum anderen reale Erwerbslosigkeit und Einkommensverluste, soziale Abstiegsängste und familiäre Zukunftssorgen einer wachsenden und als unkontrollierbar wahrgenommenen Migration ausgesetzt sehen, wird das Bedrohungsgefühl abermals gesteigert. Zuwanderer werden als Konkurrenten um knappe Ressourcen, wie Arbeitsplätze, Sozialleistungen oder preiswerten Wohnraum, wahrgenommen. Zuwanderungsbedingte Verteilungskonflikte nehmen, drittens, dort die Dimensionen eines neuen Kulturkampfes an, wo unter dem Eindruck blutiger Anschläge die Sorge vor kultureller Überfremdung steigt. Dies führt dazu, dass Asylbewerber aus muslimischen Herkunftsländern generell als Risikogruppe terroristischer Bedrohung angesehen werden und/oder Einheimische, die einen entsprechenden Migrationshintergrund haben, sich unter den pauschalen Verdacht gestellt sehen, islamistische Gefährder zu sein.


    Die amerikanischen Sozialforscher Pippa Norris und Ronald Inglehart benennen als Gründe dafür, dass rechtspopulistische Parolen vor allem unter älteren, gering gebildeten Männern wachsendes Gehör finden, eine »nativistische«, das heißt angeborene Ablehnung von Immigration, ferner Intoleranz sowie Misstrauen gegen das liberale Establishment. Dieser Deutung zufolge »ist der Aufstieg der Populisten vornehmlich als Abwehrreaktion, als ›kultureller Backlash‹ zu verstehen gegen den von links kommenden Wertewandel sowie gegen die Zuwanderung aus fremden Kulturkreisen, die ebenfalls die hergebrachte Kultur verändert«.19


    Von solchen Empfindungen geleitete Menschen wähnen sich den Fährnissen von Risikogesellschaften20 ausgeliefert, deren realen und gefühlten Benachteiligungen und Gefahren sie nach eigener Einschätzung selbst wenig entgegenzusetzen haben. Was bleibt, ist ein sich zunehmend verfestigendes Grundgefühl von Unzufriedenheit und Unsicherheit, von verletztem Stolz und enttäuschtem Gerechtigkeitssinn. Der Glaube an die sittliche Ökonomie globaler Märkte ist spätestens seit der Finanzkrise von 2007/08 verflogen. Auch die in früheren Zeiten selbstverständliche Annahme, die staatlichen Gewalten könnten die öffentliche wie auch die private Sicherheit von Leben, Leib und Eigentum gewährleisten, ist angesichts der permanenten Gefahr tödlicher Terrorakte, aber etwa auch aufgrund exponentiell gestiegener und selten geahndeter Einbruchsdelikte,21 wachsendem Zweifel gewichen.


    Der teilweise als dramatisch wahrgenommene Verlust der Kontrolle über das Arbeitsleben, den privaten Alltag und den öffentlichen Raum geht, wie eine Fülle von Umfragedaten seit Längerem belegt, mit einem massiven Verlust des Vertrauens in Politik einher. Diese im engeren Sinn politische Vertrauenskrise hat zwei Ausprägungen, die in ihrer Wirkung einander verstärken: Zum einen trauen sich viele Bürgerinnen und Bürger nicht (mehr) zu, Politik selbst beeinflussen zu können. Zu diesem verbreiteten Ohnmachtsgefühl (die Politikwissenschaft spricht hier von fehlender subjektiver politischer Kompetenz) kommt, zum anderen, ein rapide eingebrochenes Ansehen von Politikerinnen und Politikern hinzu. Ein wachsender Teil der Bevölkerung bescheinigt dem politischen Führungspersonal hauptsächlich negative Eigenschaften wie fehlende fachliche Eignung, Entfernung vom Volk, ein lediglich instrumentelles, das heißt auf die eigene Wiederwahl ausgerichtetes Verständnis des Wählerwillens und schlimmstenfalls Amtsversagen und Korruption.


    Für die etablierte Politik und die sie tragenden Parteiensysteme sowie für die über lange Zeit hinweg eingespielten Muster politischer Machtverteilung und demokratischer Machtwechsel hat die elementare Unsicherheit, die existenziell wichtige Lebensbezüge ergreift, destabilisierende Folgen. Die Vertrauenseinbußen der etablierten politischen Parteien und ihrer Repräsentanten in Regierung wie Opposition fallen nicht deshalb so tief gehend und nachhaltig aus, weil einzelne konkrete Politikentscheidungen – wie beispielsweise die Agenda 2010 – unpopulär bzw. umstritten sind. Vielmehr wird den Akteuren der »alten« Politik weithin die Fähigkeit zum »guten Regieren« generell abgesprochen, da sie für den Machtverlust nationalstaatlicher Politik mitverantwortlich gemacht werden.22


    Weil, so schließt sich der Gedankengang im Narrativ des Protests der gegenwärtigen Risikogesellschaften, nationale Politik sich selbst entmündigt habe und nur noch wie ein zahnloser Tiger agiere, versage sie vor der Aufgabe, jene Lebensrisiken und Unsicherheiten zu beheben, die im Gefolge einer entfesselten globalen Ökonomie und unkontrollierbar gewordener supranationaler Mammutgebilde wie der EU auftreten und den Menschen das Recht auf »gute Arbeit« sowie ein sicheres und auskömmliches Leben verwehren.


    Es ist diese Melange aus Unsicherheit, Unzufriedenheit, Empörung und Aufbegehren, die für systemkritischen Protest reichlichen Nährstoff bietet. Auf diesem Boden gedeihen die von Rechtspopulisten angebotenen Projektionen des Völkischen, welche die Rückbesinnung auf die Einheit von Volk, Nation und Grenze als neue politische Heilsbotschaft aussenden. Die Verheißung des angeblich Echten lebt von der Verdammnis dessen, was als altes Übel angeprangert wird: Im rechtspopulistischen Sprachgebrauch werden »das System«, die dazugehörenden »Systemparteien« und »Systempolitik« besonders verächtlich gemacht. Damit werden latente Antiparteienaffekte bedient.


    In an Deutschland angrenzenden Nachbarländern mit hohem Migrationsanteil setzte der politische Klimawandel, der die traditionellen politischen Parteien schwächt und den extremistischen rechten Rand stärkt, bereits in den 1980er-Jahren ein. In Belgien zum Beispiel war der Vlaams Blok, der mit der Parole »Eigen volk eerst!« (»Zuerst das eigene Volk!«), einer wortwörtlichen Kopie des Slogans des französischen Front National (»Les Francais d’abord!«), in den Wahlkampf zog, verglichen mit Deutschland vergleichsweise früh, nämlich schon im Jahr 2000 bei kommunalen Wahlen erfolgreich. Dabei votierten für die Rechtsaußenpartei keineswegs nur Modernisierungsverlierer. Stark schnitt der Vlaams Blok seinerzeit vielmehr in Gemeinden ab, in denen die Anteile von Einwanderern aus dem Maghreb oder der Türkei hoch waren, und ebenso unter Einwohnern mit höherem Einkommen. Furcht vor Immigration und Wohlfahrtschauvinismus waren Motive, die der rechtspopulistischen, mit den Reizthemen »Rasse« und »Sicherheit« operierenden Rhetorik in die Hände spielten.23


    Der Aufstieg des Rechtspopulismus in parlamentarischen wie in präsidentiellen demokratischen Regierungssystemen hat folglich, so können wir unsere bisherigen Überlegungen zusammenfassen, eine gesellschaftliche Basis in vielschichtig zusammengesetzter Unsicherheit. Diese Unsicherheit wirkt sich bei Wahlen politisch strukturbildend aus, insofern nämlich, als sie den erklärten Protest gegen etablierte Politik in die Parlamente hievt oder sogar an die Spitze des Staates bringt. Die strukturellen Brüche, sozialen Verwerfungen und kulturellen Konflikte, die der fortschreitende Wandel von Wirtschaft und Gesellschaft erzeugt, sowie der verbreitete Eindruck eines massiven Steuerungsversagens der staatlichen Politik setzen sich in eine Auflösung alter Parteibindungen (dealignment) und, durch das Auftreten neuer (populistischer) Akteure, in eine Umschichtung des traditionellen Parteiensystems um.


    Gegenüber dem international ausgreifenden Rechtstrend und dessen alte Parteiengefüge durchschüttelnde Dynamik zeigte sich Deutschland lange Zeit immun. Umgeben von heftigen, durch das Wachstum rechtsgerichteter Kräfte ausgelösten Verwerfungen der Parteiensysteme vieler europäischer Nachbarländer, erschien der bundesdeutsche Parteienstaat noch zu Beginn des zweiten Jahrzehnts des 21. Jahrhunderts nachgerade als ein Hort politischer Stabilität. Es hat in der Bundesrepublik Tradition, dass die extremen Ränder des Parteienspektrums schwach ausgeprägt sind. Seit der Neugründung der Demokratie 1945/49 hatte das westdeutsche und hernach gesamtdeutsche Parteiensystem sich als hinreichend flexibel erwiesen, um auftretende Schübe gesellschaftlichen Wandels abzufedern.24 Das zeigen Beispiele aus der jüngeren Vergangenheit: Während der Wahlen der 1970er-Jahre wechselten sich die großen Volksparteien CDU/CSU und SPD darin ab, die neuen Schichten der spätindustriellen Dienstleistungsgesellschaft politisch zu integrieren. In den 1980er-Jahren gelang es den Grünen, die den postmaterialistischen Wertewandel verkörperten und die Anliegen der damals sogenannten Neuen Sozialen Bewegungen aufgriffen, das hergebrachte »Zweieinhalbparteiensystem« aufzubrechen und sich als dauerhafte parlamentarische Kraft zu etablieren. Zum Zeitpunkt der Wiedervereinigung 1990 durchlebte die – nunmehr gesamtdeutsche – Parteienlandschaft, anders als die ostdeutsche Wirtschaft und Gesellschaft, keine wirkliche Transformationskrise. Vielmehr sind als Ergebnis einer längeren Entwicklung die PDS, die in der Nachfolge der SED als regionale ostdeutsche Interessenpartei agierte, und sodann die daraus hervorgegangene Partei Die Linke in den demokratisch geregelten gesamtdeutschen Parteienwettbewerb eingegliedert worden. Das entstandene »fluide Fünfparteiensystem« erwies sich im ersten Jahrzehnt des 21. Jahrhunderts schließlich als hinreichend integrationsfähig, um auch die – letztlich kurzlebige – Herausforderung durch eine rationale Protestpartei, die Piratenpartei, zu bestehen.25


    Lange Zeit hatte im deutschen Parteiensystem ein zweistufiges Integrationsmuster funktioniert: War »Protest« in Interessenlagen der Gesellschaft genügend verankert, bildete sich zunächst eine soziale Bewegung und in einem zweiten Schritt formierte sich daraus eine alternative Bewegungspartei. Diese fand dauerhaft Aufnahme in das Parteiensystem, sofern sie nach einer anfänglichen Sturm- und Drangphase systemkonforme Gestalt annahm und hinreichende Unterstützung in der Gesellschaft behielt. Beispiele dafür sind die Grünen, die PDS/Linke und jüngst – wenngleich nur für kurze Dauer – die Piratenpartei.


    Radikaler politischer Protest, der sich in Antisystemparteien26 sammelt, konnte sich hingegen in der Geschichte der Bundesrepublik nicht dauerhaft als parlamentarische Alternative behaupten. Die linksextreme KPD hätte auch ohne das 1956 gegen sie ergangene Parteiverbot die Gründungsphase der Bundesrepublik im Parteienwettbewerb mangels Wählerzuspruch nicht überlebt. Ihr 1968 gegründeter Parteiersatz DKP kam über eine Nischenexistenz niemals hinaus. Rechtsextreme Kleinparteien wiederum wie die NPD, die Republikaner (REP) und die DVU errangen zwar ab den 1960er-Jahren bei regionalen Wahlen temporär Erfolge, blieben jedoch ein Randphänomen im deutschen Parteiensystem. Ebenso ist die populistische PRO/Schill-Partei, die 2001 kurzzeitig als »Blitzpartei« (flash party) in Hamburg einen kometenhaften Aufstieg erlebte, rasch wieder verglüht.


    Diese jahrzehntelang bestehende Konstellation eines »zentripetalen«, das heißt auf die politische Mitte hin ausgerichteten Parteiensystems wird in Deutschland mit dem Aufstieg der 2013 gegründeten Alternative für Deutschland (AfD) und der 2014 beginnenden Serie ihrer Wahlerfolge, die im September 2017 im Einzug in den Bundestag gipfelte, herausgefordert. Außerhalb des Parteiensystems als gesellschaftliche Grundströmung sichtbar wurden die erstarkten rechtspopulistischen Tendenzen zudem ab Herbst 2014 auf zahlreichen örtlichen Demonstrationen der »Empörungsbewegung«27 Pegida. Zwar zeigen allein schon die Gründungsdaten beider Formationen, dass sich AfD und Pegida nicht in das oben beschriebene Zwei-Phasen-Muster der parteibildenden Organisierung von politischem Protest einordnen lassen. Demzufolge entstünde zunächst eine soziale Bewegung, und erst aus dieser dann eine Bewegungspartei. Doch zumindest hat Pegida als politischer Mobilisierungshelfer der AfD zeitweise nützliche Dienste geleistet.


    Für eine weiter ausholende Historisierung des Gegenstands der Untersuchung spricht, dass der Rechtspopulismus in Deutschland in vergangenen Zeiten gesellschaftlicher Krisen wiederholt eine Wiedergeburt erlebte. Die periodisch wiederkehrend steigende Anziehungskraft rechtspopulistischen Denkens verweist auf ein in der sozialen Welt abgespeichertes Krisen-Reaktions-Muster der Moderne seit dem Beginn des 19. Jahrhunderts. Wenn seither gesellschaftliche Krisenlagen aufbrachen, fand Rechtspopulismus als ein ideologisches (All-)Heilmittel zur Gefahrenabwehr reißenden Absatz. In diese lange historische Wirkungslinie reiht sich der Aufstieg der rechtspopulistischen Sammlung im gegenwärtigen Deutschland ein.


    Um der aufgeworfenen Frage nach den geistigen Ursprüngen des Rechtspopulismus und seinen älteren Spuren in der deutschen Geschichte nachzugehen, verknüpft die folgende Darstellung Ideengeschichte und Gesellschaftsanalyse. Die Verknüpfung beruht auf der Annahme, dass krisenhafte Erfahrungen eines epochalen Wandels von Politik, Wirtschaft und Gesellschaft bei den Betroffenen Abwehrreaktionen hervorrufen, die anfällig machen für Ideen und Ideologien, die ein Versprechen der Selbstvergewisserung in Krisenzeiten anbieten. Solche Deutungsangebote sind im Kern besitzstandswahrend und defensiv, wenden sich aber zugleich angriffslustig gegen die »Anderen« bzw. ein als bedrohlich empfundenes »Außen«. Mit dem »Außen« können sowohl äußere als auch innere Feinde gemeint sein.


    Ein solches ideelles Angebot stellt seit dem Beginn des 19. Jahrhunderts der emotionale Appell an »das Volk« dar. In der geistigen Tradition der romantischen Berufung auf das Volk als gedachte nationale Einheit steht der Rechtspopulismus bis zur Gegenwart. Als Verfassungsprinzip, wie es in der Idee der Volkssouveränität zum Ausdruck kommt, begründet der Wille des Volkes freilich ebenso ein fundamentales Legitimationsprinzip der Demokratie. Es gibt indessen eine feine Trennlinie: Der eigentliche Schlüsselbegriff, um den rechtspopulistische Vorstellungen von Volk kreisen, ist das aus Volk abgeleitete Attribut »völkisch«. Dieses Eigenschaftswort drückt die Substanz eines vorgeblich Eigenen aus, das es gegen das als bedrohlich empfundene Fremde in unsicheren Zeiten zu verteidigen gilt. Das »Völkische« steht für volkliche Selbstbehauptung und Arterhaltung, für den Glauben an das immerwährende Sein einer Volksnatur bzw. eines unwandelbaren Nationalcharakters. Da völkisches Denken sich fortwährend im Modus der Selbstverteidigung sieht, liegt die Schwelle der in seinem Namen vorangetriebenen Radikalisierung niedrig.


    An einem Punkt verzweigt sich der völkische Mythos sowohl in der Geschichte als auch in der Gegenwart: Soweit Volkstum biologisch begriffen und rassistisch zu Ende gedacht wird, kommt es zum offenen geistigen Anschluss an den Rechtsextremismus. Anderen Wortführern und vielen Anhängern des Rechtspopulismus geht es hingegen »nur« um kulturelle Hegemonie, also im Kern um die Bewahrung des »Kulturgutes« des eigenen Volkes. So oder so birgt die Berufung auf das völkische Element als Leitwert politischen Handelns jedoch ein zutiefst irrationales und letztlich antidemokratisches Begründungsmuster politischer Herrschaft. Denn wenn Vorrang haben soll, dass die Einzelnen »eins mit dem Volke« sind, sich also der Totalität einer Gemeinschaft unterordnen, wird die Geltungskraft des demokratischen Mehrheitsprinzips und mit diesem die Garantie von Minderheitenrechten infrage gestellt.



    Der erste Hauptteil dieses Buches widmet sich somit den historischen Zyklen und ideologischen Hintergründen des rechtspopulistischen Krisen-Reaktions-Musters. Im folgenden Kapitel werden ältere literarische Ausdrucksformen der völkischen Feindbilder und ihrer wiederkehrenden Strahlkraft exemplarisch vorgestellt. Anhand der ausgewählten literarischen Zeugnisse lassen sich drei historische Phasen der ideellen Verdichtung völkischen Denkens beispielhaft nachzeichnen. Dabei spannt sich der Bogen der Darstellung von der »Freiheitslyrik« in der Zeit der Freiheitskriege zu Anfang des 19. Jahrhunderts über die Wilhelminische Ära bis zum Ende der Weimarer Republik. Es handelt sich sämtlich um Zeiten, in denen äußere politische Bedrohungen aufzogen bzw. ein beschleunigter und krisenhaft verlaufender gesellschaftlicher Wandel sich ankündigte. In einem eigenen Kapitel wird sodann dargestellt, wie sich die völkische Ideologie, rechtspopulistische Anfälligkeit und das auf Jean-Jacques Rousseau zurückgehende identitäre Demokratiemodell in der Vergangenheit überkreuzt haben und wie diese Ideenverwandtschaft die Anerkennung des Modells der repräsentativen Demokratie in der Zwischenkriegszeit behindert hat. Erst die demokratische Verfassungskultur der Bundesrepublik hat 1949 diese ideelle Blockade erfolgreich aufgehoben.


    Inhaltliche Schwerpunkte des anschließenden zweiten Hauptteils des Buches sind die geistige Visitenkarte, die der Rechtspopulismus im heutigen Deutschland abgibt, des Weiteren die sozialstrukturellen Hintergründe seines Erstarkens in Gestalt von Pegida, der Identitären Bewegung (IB) und der AfD sowie das politische Erscheinungsbild, das die Protestpartei AfD nach ihrem Einzug in rund ein Dutzend Landtage und jüngst in den Deutschen Bundestag im parlamentarischen Alltag der Bundesrepublik darbietet. In einem abschließenden Ausblick wird ausgelotet, ob der parteiförmig organisierte Rechtspopulismus einen nur vorübergehenden Aufschwung darstellt oder Chancen hat, sich im Parteiensystem der Bundesrepublik auf Dauer zu behaupten.
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    Historische Zyklen und ideologische Hintergründe des rechtspopulistischen Krisen-Reaktions-Musters

  


  
    1 Das Völkische als Kampfansage an die Moderne – Zeugnisse aus deutscher Vergangenheit


    Was macht »das Volk« aus? – Annäherung an einen mehrdeutigen Begriff


    Der Begriff »Volk« ist der Inbegriff der Idee der modernen Demokratie. Der Präambel des Grundgesetzes zufolge »hat sich das Deutsche Volk kraft seiner verfassungsgebenden Gewalt dieses Grundgesetz gegeben«. Vom Willen des souveränen Volkes geht, so heißt es in Artikel 20 GG, alle staatliche Gewalt aus. Als Organe des Rechtsstaats urteilen Gerichte im Namen des Volkes. Neben dem Bund muss das Volk auch in Ländern, Gemeinden und Kreisen frei gewählte Vertretungen haben (Art. 28 Abs. 1 GG). Eine Neugliederung des Bundesgebietes bedarf der Bestätigung durch Volksentscheid (Art. 29 Abs. 2 GG).


    In dieser Vorstellung von Volk, wie sie Eingang in die Verfassung gefunden hat, wird unter »Volk« das Staatsvolk verstanden. »Volk« bezeichnet demnach einen Rechtsbegriff, der die Gesamtheit der Staatsbürger einschließt, mit grundsätzlich gleichen individuellen Freiheiten und Beschränkungen, Rechten und Pflichten.


    In der Nüchternheit vergleichbar dem formalen Rechtsbegriff vom Staatsvolk beschreiben Sozialwissenschaftler das Volk als sozialen Zusammenhang: Karl W. Deutsch versteht darunter eine Personengruppe mit komplementären, das heißt untereinander vereinbaren Kommunikationsgewohnheiten. Solche Gewohnheiten gründen in Gemeinsamkeiten der Mitglieder der Gruppe: »Nachbarschaft, Sprache, Kultur, Geschichte, Tradition, eben eine kollektive Identität, die auch oft von dem Glauben an eine gemeinsame Herkunft gestärkt wird.«28 Zur »Nation« wird demzufolge ein Volk dann, wenn es wichtige Einrichtungen gesellschaftlichen Zwanges unter Kontrolle gebracht hat, wozu insbesondere staatliche Instrumente wie Gesetzgebung und Rechtsdurchsetzung gehören.29


    Deutlich wird, dass die soziologische Beschreibung des Volkes auf Elemente abhebt, die in hohem Maße auslegungsfähig sind. Außer solchen sozialen Sachverhalten, die wie Sprache und Nachbarschaft allgemein geteilt werden bzw. unbezweifelbar existieren (»evident« sind), bleibt Raum für Wahrnehmungen, Überzeugungen und Deutungen, die von Gefühlen und Gesinnungen, von Werturteilen und Vorurteilen geleitet sind. »Hier verschränken sich kaum entwirrbar objektive und subjektive Faktoren, Mythen und Manipulationen.«30


    »Volk« wird folglich nicht nur leibhaftig fassbar in der physischen Präsenz einer Anzahl zugehöriger Personen sowie formal in ihrem gemeinsamen Status als Rechtssubjekte, sondern auch in einem Volksempfinden – also etwa davon, wer als zugehörig betrachtet wird und wer nicht.


    Nicht zuletzt durch solches Empfinden erhält Volk seine Bedeutung als ein identitätsstiftendes Merkmal. Volkszugehörigkeit verheißt innere Einheit, die im Falle ihrer Bedrohung die Abgrenzung nach außen einfordert. Derart affektiv aufgeladen war der Volksbegriff von Anfang an. Seine prägende Kraft entwickelte er, daran erinnert der Publizist Gustav Seibt, »wie fast alle politischen Begriffe der Neuzeit als Gegenbegriff«.31 Der Begriff wurde gegen alle gekehrt, die nicht dazugehören sollten. Das Verdikt der Volksfremdheit richtete sich nicht nur gegen herrschende Obrigkeiten, sondern sehr bald auch gegen Minderheiten jedweder Art. »Zu sich selbst« fand das von seinen Wortführern zum heldenhaften Akteur stilisierte Nationalvolk über die öffentliche Selbstmobilisierung: »Zumeist stellte sich die zur Ausbildung einer nationalen kollektiven Identität notwendige Homogenisierung der Bürgerinnen und Bürger erst im Kampf gegen einen gemeinsamen Feind her.«32


    Die mythische Überhöhung des eigenen Volkes benötigt ein Feindbild, Volksfeinde. »Volk als Nation, als Abstammungs-, Schicksals- und Kulturgemeinschaft, und nicht bloß als Gesellschaft von freien Bürgern, das bleibt das toxische Potenzial des neuzeitlichen Volksbegriffs.«33 Schon die Jakobiner zur Zeit der französischen Revolution hätten, schreibt Seibt, von »faulem Fleisch« am Volkskörper gesprochen, das man »ausbrennen« müsse. Spätere Rassen- und Klassenideologien hätten diese »Sprache der Vernichtung« aufgenommen. »Jeder Schrei ›Wir sind das Volk!‹ behält etwas von dieser ausgrenzenden Gewaltsamkeit.«34


    Nationale Weckrufe in der Zeit der Befreiungskriege


    Die Freiheitsbewegung gegen die napoleonische Fremdherrschaft, die in die Befreiungskriege (1813 bis 1815) mündete, bildete den geistigen Nährboden, auf dem in Deutschland der Begriff »Volk« entstand und sich rasch verbreitete.35 Das patriotische Erweckungserleben hatte ursprünglich keineswegs ausschließlich offen reaktionäre Züge. Vielmehr sind im gemeinsamen Streben nach Freiheit anfangs verschiedene geistige Strömungen in dieser Bewegung zusammengeflossen: so die Hoffnungen des Bürgertums auf einen liberalen Verfassungsstaat, ferner radikaldemokratische Vorstellungen, die sich an den Idealen der Französischen Revolution orientierten, aber ebenso Anstöße einer Staatsreform von oben, wie sie die preußischen Reformer um Gneisenau, Scharnhorst und vom Stein unter dem Eindruck der vernichtenden militärischen Niederlage von Jena und Auerstädt (1806) in Gang setzten, getragen von einem »starken Idealismus, wie er sich gern in Krisenzeiten entwickelt«36. Und schließlich gehörte zu dieser Bewegung eben auch ein Nationalbewusstsein, das für ein von fremder Besatzungsmacht befreites und geeintes Deutschland eintrat.


    In der Nationalliteratur der Befreiungskriege ist von »Deutschland«, »Vaterland«, »Volk« häufig die Rede.37 Fortan wurde die mythische und nationalchauvinistische Lesart, die in einem »deutschen Wesen« die besondere Eigenart des nationalen Volkscharakters erblickte, vorherrschend. Wenn etwa der »Turnvater« Friedrich Ludwig Jahn deutsches Volkstum als das »Gemeinsame des Volkes, sein innewohnendes Wesen, sein Regen und Leben, seine Wiedererzeugungskraft, seine Fortpflanzungsfähigkeit« beschrieb,38 so klang bereits ein unverkennbar biologistischer Grundton an, der in einer anderen Passage derselben Schrift noch deutlicher Ausdruck fand: »Je reiner ein Volk, je besser; je vermischter, je bandenmässiger […] Mischlinge von Tieren haben keine echte Fortpflanzungskraft, und ebensowenig Blendlingsvölker ein eigenes volkstümliches Fortleben.«39 Im gleichen Jahr 1810 plädierte der katholische Publizist Joseph Görres für den Erhalt einer möglichst reinen deutschen Art: »Darum ist es unter allen Verblendungen die unseligste, wenn ein Volk seine Eigentümlichkeit verlässt, wenn es, misskennend seine innerste Natur, in fremde Kreise hinübertaumelt […] Alles Fremdartige, das unangeeignet ins Leben eingedrungen, wird in ihm zum Krankheitsstoff und muss ausgeworfen werden.«40


    Indessen bildeten patriotische und weltbürgerliche Ideen, wie die Literaturwissenschaftler Walter Grab und Uwe Friesel hervorheben, während der Jahre der Französischen Revolution noch keinen Gegensatz. »Die deutschen Jakobiner ersehnten mit dem Sieg der Franzosen die Befreiung des eigenen Volkes.«41 Jedoch hat sich das entstehende deutsche Nationalbewusstsein in dem Maße von seinen liberalen und egalitären, auf politische Befreiung von altständischen Vorrechten und von absoluter monarchischer Herrschaft setzenden Wurzeln entfernt, wie »deutschtümelnder Franzosenhass«42 aufkeimte. Abschätzig formulierte Ernst Moritz Arndt im Jahr 1814: »Denn in der Regel, was ist der einzelne Franzose gegen den treuen, tüchtigen, einfältigen und männlichen Deutschen?«43


    Grab und Friesel bilanzieren: »An diesem wichtigen Knotenpunkt der deutschen Geschichte, als infolge der allmählich sich ausbreitenden Industrialisierung und des wachsenden allgemeinen Widerstands gegen den fremden Eroberer ein deutsches Nationalbewusstsein sich zu formieren begann, erhielt die bürgerliche Emanzipationsbewegung, die in der Aufklärung ihren Ursprung hatte, eine den weltbürgerlichen Vorstellungen der revolutionären Demokraten genau entgegengesetzte antiwestliche, antiaufklärerische und irrationale Orientierung.«44


    Die Geistesrichtung der politischen Romantik verarbeitete den antiwestlichen und irrationalen Grundzug des deutschvölkischen Nationalismus literarisch und reicherte diesen mit einem Geschichtsbild an, das die feudal-ständischen Herrschaftsformen des Mittelalters verklärte und die Germanen als Vorfahren des Deutschtums heroisierte. Während liberale Freiheitsidee und Menschenrechte als Erzeugnisse der dem deutschen Wesen fremden westlichen Zivilisation abgetan wurden, fand »die Betonung des Christlichen, Mystischen, Ständischen, Germanischen«45 hinfort eifrige Bekenner.


    Der völkisch grundierte Nationalismus, die romantisierende Überhöhung »deutschen Wesens«, das Historiengemälde eines das Germanentum und das Mittelalter heroisch verklärenden deutschen Vergangenheitskultes, als dessen Heldengestalten Hermann der Cherusker und Kaiser Friedrich Barbarossa erschienen, sowie das antiwestliche Kulturmuster boten den geistigen Rohstoff, aus dem im damaligen Deutschland eine kollektive Identität erwuchs, welche die Krisen- und Erweckungsphase der Befreiungskrise überdauerte. Ihre einende Anziehungskraft erhielt – und behielt – dieses Nationalgefühl durch das aufrechterhaltene Szenario einer im französischen »Erbfeind« verkörperten äußeren Bedrohung. Am Rhein, dem Strom der Nibelungen, galt es die Grenzen zu verteidigen. »Sie sollen ihn nicht haben, den freien deutschen Rhein«, dichtete 1840 Nikolaus Becker, ein Gerichtsschreiber aus der preußischen Rheinprovinz. Aus demselben Jahr stammt das Schutz- und Trutzlied, das im Kaiserreich zur populären Ode an den nationalen Widerstandswillen aufsteigen sollte: »Es braust ein Ruf wie Donnerhall,/Wie Schwertgeklirr und Wogenprall:/Zum Rhein! zum Rhein! zum deutschen Rhein!/Wer will des Stromes Hüter sein?/Lieb’ Vaterland, magst ruhig sein,/Fest steht und treu die Wacht am Rhein!«46


    Nach der Reichsgründung 1871: Die völkische Idee als Massenbewegung


    Die Gründung des Deutschen Reiches im Jahr 1871 unmittelbar im Anschluss an den Deutsch-Französischen Krieg verschaffte dem Nationalismus und in dessen Kielwasser der völkischen Bewegung beträchtliche Schubwirkung. Gerade weil die nationale Einheit erst »verspätet« erreicht wurde, verlieh der Akt der Nationsbildung dem vaterländischen und völkischen Denken hohe symbolische Strahlkraft. Als beschleunigendes Moment nationaler Identifikation wirkten sich unter den Gegebenheiten eines schlagartig angewachsenen Staatsvolkes und staatlichen Territoriums die neuen Formen und Foren von nationaler Öffentlichkeit aus. Das Entstehen einer Massenpresse47, der Aufstieg von modernen Massenparteien auf Klassen- oder Konfessionsbasis48, die ihren Wirkungsradius auf der parlamentarischen Bühne des Reichstags reichsweit ausdehnten, die Gründung schlagkräftiger Interessenverbände49 sowie die Ausbreitung des patriotischen Vereinswesens bis in die letzten abgelegenen Winkel des Reiches hinein50 sorgten dafür, dass Nationalismus und völkisches Bekenntnis eine Massenbasis fanden. Zwar stellten die oppositionellen Massenparteien SPD und Zentrum eine beachtliche politische Gegenmacht dar, und ebenso schufen sie mit den von ihnen vertretenen Überzeugungssystemen der sozialistischen Internationale bzw. des politischen Katholizismus eine in ihren jeweiligen Sozialmilieus einflussreiche Gegenöffentlichkeit. Aber die damit einhergehende Zuspitzung der ideologischen und gesellschaftlichen Gegensätze hat den Aufstieg der deutschnationalen und deutschvölkischen Strömung zu einer Art Leitkultur des Wilhelminischen Zeitalters in Landvolk, Bürgertum und Kleinbürgertum eher beflügelt denn behindert. Die als »vaterlandslose Gesellen« diffamierten Sozialdemokraten wurden aus dieser ebenso ausgegrenzt wie als »Ultramontane« beargwöhnte papsttreue Katholiken.


    Beispielhaft für die Radikalisierung des Nationalgedankens ist die nationalvölkische Botschaft des Bundes der Landwirte. Es waren, stellt der Historiker Hans-Jürgen Puhle rückblickend fest, zuerst die verbandlich versammelten Agrarier, die »die neue biologistische, rassisch-völkische Fundierung des nationalen Selbstverständnisses der Deutschen« mit den Mitteln einer Massenbewegung propagierten.51 »Deutsche Art« war nicht historisch erwachsen, sondern Ausdruck »deutschen Bluts«. Wo dieses versiegte, versteinerte der Nationalstaat zur Nekropole. »Staaten ohne volkliche Grundlage und Eigenart tragen den Todeskeim in sich und verfallen einem jähen Zusammenbruch oder einem langsamen Absterben.«52


    Zur nationalvölkischen Durchdringung des Zeitgeistes trug die im Kaiserreich allgegenwärtige Militarisierung des Alltagslebens wesentlich bei. Das nationale und völkische Überlegenheitsgefühl spiegelte sich nicht nur in der für unbesiegbar gehaltenen »schimmernden Wehr« der Armee wider, sondern auch im »soldatischen Geist« der Sozialkultur. Dieser Geist wurde durch Verbände wie den Deutschen Kriegerbund, den Flottenverein und den Kolonialverein wachgehalten. Dem Veteranen, der dem Kriegerbund beitrat, wurde als Mitgliedspflicht aufgegeben, als »Soldat des Kaisers« freiwillig »die Pflichten des Fahneneides im bürgerlichen Leben fortzusetzen«53. Die politische Stoßrichtung zielte gegen den volksfremden inneren Feind: »In uns selbst ist der Feind entstanden, im eigenen Hause bedrohen entartete Söhne die Mutter Germania.«54 Im Oktober 1913 war der Deutsche Kriegerbund mit gut 2,8 Millionen Mitgliedern, die knapp 32000 angeschlossenen lokalen Vereinen angehörten, die zahlenmäßig stärkste Organisation des Reiches.55 Die davon ausstrahlende mobilisierende und mentalitätsbildende Kraft kann schwerlich überschätzt werden.


    In der deutschen Kolonialpolitik und Kolonialbewegung erhielt der deutschvölkische Nationalismus einen spezifisch imperialen, das heißt auf Weltgeltung pochenden, und zugleich dezidiert rassistischen Anstrich. Zur Kolonialmacht stieg das Kaiserreich in der Phase des Hochimperialismus auf.56 Der Erwerb von Kolonien wurde ab den 1880er-Jahren, schreibt die Historikerin Ulrike Lindner, gerade für die Deutschen zu einer Prestigefrage, ein Nachweis der Ebenbürtigkeit nämlich mit den anderen Großmächten. Wie für alle kolonisierenden Nationen war es für national denkende Deutsche »zentral, eine Identität als ›weiße‹ europäische Herrscher zu profilieren und sich aufgrund rassistischer Kriterien von den lokalen Bevölkerungen abzugrenzen«.57 Eine Einschätzung des Historikers Hans-Ulrich Wehler aufnehmend, lässt sich der damals grassierende »Kolonialenthusiasmus«, darin dem Antisemitismus ähnlich, »als Krisenideologie begreifen, die verbreiteten Frustrationen ein Ventil versprach«.


    Die sozialpsychologischen Ursachen dafür sieht Wehler in Abstiegsängsten und realen Abstiegserfahrungen des damaligen alten Mittelstandes: »Das Selbstgefühl zahlreicher Individuen, deren wirtschaftlicher und gesellschaftlicher Status durch die Industrialisierung mit ihren Wachstumsstörungen und ihren gesellschaftlichen Umschichtungen geschmälert worden war, aber auch das kollektive Geltungsbedürfnis breiter mittelständischer Schichten, die wie das Kleinbürgertum der Handwerker und Kleingewerbetreibenden, der Bauern, der unteren und mittleren Beamten hart getroffen wurden, hatte seit Jahren schwere Einbußen erlitten.« In dieser Lage bot, so Wehler, »der vom Vulgärnationalismus umspielte Imperialismus Ablenkung von der inneren Misere«.58


    In den 1890er-Jahren vereinigten sich verschiedene vaterländische Organisationen unter dem Banner des völkischen Nationalismus zur Deutschvölkischen Bewegung. Hierzu zählten unter anderem der Alldeutsche Verband, der für ein germanisiertes Mitteleuropa warb, der Deutsche Kolonialverein und die im Kyffhäuserbund versammelten Kriegervereine. Paul Hartig, einem ihrer Vordenker, zufolge ging es der Deutschvölkischen Bewegung vorrangig darum, den deutschen Volkskörper rassisch rein zu halten. »Rassenvermischung« sollte folglich unbedingt vermieden werden.59


    Im Laufe des 19. Jahrhunderts, so können wir die bisherigen Befunde zusammenfassen, schälte sich das deutschvölkische Denken als Glaube an eine besondere und unvergängliche deutsche Wesensart heraus. Der Artgedanke ging mit dem Nationalismus eine enge Verbindung ein: »Volk« erhielt dadurch »Raum«, und »Blut« fand seinen geziemenden »Boden«; die Grenzen galt es gegen Feinde zu verteidigen und zugleich raumgreifend zu erweitern. Die Treue zum Volk und seiner einzigartigen Substanz versprach eine kollektive wie individuelle Identifikation. Voraussetzung dafür war der Erhalt der biologischen Einheit und Reinheit des Volkes. Das Bekenntnis zur eigenen Art formulierte zugleich eine politische Kampfansage an all jene inneren Widersacher und äußeren Feinde, die im Verdacht standen, dem eigenen Volk die Lebensadern abzuschnüren und ihm seinen Lebensraum streitig zu machen. Der Schutz der nationalen Grenzen, abwechselnd in verteidigender oder nach außen ausgreifender Pose eingefordert, war gleichbedeutend mit sicherem Arterhalt.


    Die völkische Erzählung erfand ein besonderes, verklärendes Geschichtsbild. Deutsche Geschichte sollte als ein identitätsstiftendes Heldenepos geschrieben und überliefert werden, als eine aus Mythen, Sagen und volkstümlichen Fabeln konstruierte Zivilreligion, die der kritiklosen Verherrlichung deutscher Heroen und ihres übermenschlichen Ringens für die deutsche Sache diente. In dieses Historiengemälde wurden nur aus deutschvölkischer Perspektive mannhafte Schlachtenlenker und – wenige – tugendhafte Frauen, vorbildliche Ereignisse und wertvolle Kulturgüter deutschen Geisteslebens aufgenommen.


    Völkisches Denken blühte auf als Krisenideologie. Es hatte dann Konjunktur, wenn sich das Gefühl verbreitete, dass das Deutschtum von außen bedroht (wie zur Zeit der Freiheitskriege) oder dass ihm die gebührende Anerkennung als vollwertiges Mitglied im Kreis der Nationen vorenthalten werde (wie zu Zeiten des kolonialen Wettlaufs).


    Völkisches Gedankengut war ein Wegbegleiter der gesellschaftlichen Modernisierung. In diese eingebettet, brachte es die Antimoderne zur Sprache. Der Widerstand richtete sich gegen den »Moloch Großstadt«, gegen Zivilisation, gegen den Kapitalismus und die politische Bewegung des Industrieproletariats, die allesamt als Bedrohung der althergebrachten »natürlichen« Ordnung angesehen wurden. Sozialer Träger der sich bedroht wähnenden Teile der Bevölkerung war der (alte) Mittelstand aus Handwerk, Einzelhandel und (Klein-)Gewerbe. Auf die Furcht vor wirtschaftlicher Verdrängung, sozialem Abstieg und Verarmung, die in diesem Teil der gesellschaftlichen Mitte grassierte, hat bereits oben das Zitat von Hans-Ulrich Wehler verwiesen.


    Mithin hatte sich das deutschvölkische Narrativ als ein Krisen-Reaktions-Muster bis zum Ende des Kaiserreiches bereits in kennzeichnenden Elementen ausgeformt. Dieselben ideologischen Versatzstücke werden vom gegenwärtigen Rechtspopulismus, dem das völkische Verständnis von Volk und Nation eine Renaissance verdankt, wieder aufgegriffen. Die beschriebenen typischen Spurenelemente des völkischen Feindbildes sind auch dort erkennbar, wo heutige Rechtspopulisten, sei es aus taktischem Kalkül oder ehrlicher Zurückhaltung, zur rassistischen Volkstumsideologie des Nationalsozialismus, die dem Völkermord Vorschub geleistet hat, verbal Distanz halten.


    Indessen wies das bis zum Ende der Wilhelminischen Ära ausgeformte Muster völkischen Denkens zwei Elemente noch nicht auf, auf welche heute keine rechtspopulistische Bewegung verzichten mag: zum einen die elitenfeindliche Umwandlung des Freund-Feind-Schemas in die Frontstellung vom »Volk hier unten« gegen »die volksfremden Machthaber da oben«, aus der ein direktdemokratisches Notrecht des Volkes abgeleitet wird, sowie zum anderen die isolationistische Forderung nach dem Rückzug aus der globalisierten Welt und nach Wiederherstellung der vollen Souveränität des Nationalstaats. Der Anti-Eliten-Affekt hat sich, verbunden mit Sympathien für das identitäre Demokratieprinzip, hernach in der Weimarer Republik herausgebildet.


    Gegen »undeutsche Systempolitiker« – ein Agitationsmuster der Zeit der Weimarer Republik


    Zur Vergiftung des politischen und gesellschaftlichen Klimas in der Weimarer Republik trug die völkische Agitation maßgeblich bei. Verbunden damit war ein Positionswechsel hin zur grundsätzlichen Ablehnung des politischen Systems: An die Stelle der vormals festen Treue zur Einheit von »Kaiser und Reich« trat nach 1918 eine weltanschaulich begründete Republikfeindschaft, die das restaurative Selbstverständnis der aus der Wilhelminischen Zeit überkommenen alten Eliten kennzeichnete und die sich auf der Straße in Akten offenen Aufruhrs und terroristischen Gewalttaten entlud.60


    Die militärische Niederlage im Ersten Weltkrieg erwies sich für die junge Weimarer Demokratie als eine schwere psychologische Bürde. Dem neuen parlamentarischen System und seiner Regierung, nicht etwa dem abgedankten monarchischen Regime, wurde die moralische Schuld für den als »Schmach« verworfenen Friedensschluss von Versailles angelastet. Den »Novemberverbrechern« von SPD, liberalen Bürgerlichen und Zentrumspolitikern, die sich in den Tagen und Wochen der fortschreitenden Auflösung der alten Militär- und Staatsmacht um einen geregelten Übergang zu einem demokratischen Systemwechsel bemüht hatten, wurde geistige Mittäterschaft vorgeworfen, den deutschen Frontsoldaten »den Dolch in den Rücken« gestoßen zu haben. Die Dolchstoßlegende des »im Felde unbesiegten Heeres« hing der Weimarer Republik als von rechts lebendig gehaltener Makel hinfort an. Sie nährte und rechtfertigte das Streben nach »Revanche« an äußeren und inneren Feinden und hielt den Nationalismus wach. Desgleichen musste das in deutschvölkischen Kreisen gepflegte heroische, »kämpferische« und militaristisch stilisierte Geschichtsbild nicht korrigiert werden.


    Lange bevor der Nationalsozialismus zur führenden Kraft der extremen Rechten aufstieg, erhielten völkische, rassistische und antisemitische Strömungen Auftrieb in den postrevolutionären Zuständen, die durch ein latentes Bürgerkriegsrisiko, Phasen eines offen ausbrechenden paramilitärischen Aufruhrs und die Radikalisierung des politischen Denkens auf der extremen Rechten und Linken geprägt waren. Ein Beispiel hierfür ist der im Februar 1919 gegründete Deutschvölkische Schutz- und Trutzbund, der bis zu seinem Verbot im Jahr 1924 als organisatorische Klammer und als Multiplikator für nationalistische, revisionistische und antisemitische Bestrebungen diente.61


    Als Störfaktoren der Glorifizierung eines deutschvölkisch veredelten Geschichtsbildes geriet neben Presse, Literatur und Kunst auch die schulische Bildung ins Visier nationalchauvinistischer Eiferer. So blickte der westfälische Heimatführer Karl Wagenfeld nach der NS-Machtergreifung verächtlich auf die Weimarer Verhältnisse zurück: »Vom deutschen Volkstum, vom Stammes- und Bluterbe, von deutscher Sage, deutschen Märchen, deutschem Lied, deutscher Sitte, deutschem Brauch, die einst einigend alle Stammesgenossen umschlangen, wusste die Schule häufig viel weniger zu melden als von Sitte und Brauch, Sage usw. der Antike, oder auch von denen der Kaffern und Hottentotten […] so grölte Deutschlands Jugend mit Ausdauer ein- und zweideutige ›Schlager‹, während sie die sinnigen Volkstänze nicht einmal mehr dem Namen nach und von den edlen Volksliedern oft höchstens eine Strophe kannte.«62


    Die Führungsschichten des verblichenen Kaiserreiches, deren wirtschaftliche und gesellschaftliche Stellung im Systemwechsel nicht angetastet worden war, kultivierten ihr Selbstbild einer höherwertigen Gegenelite gegenüber der ungeliebten bzw. verachteten demokratischen Republik.63 Alte Machteliten wie die Reichswehr und die staatliche Beamtenschaft, alte ökonomische Besitzeliten wie der agrarische Großgrundbesitz und die Schwerindustrie sowie traditionelle Werteliten in Hochschule, Gymnasium und auch im protestantischen Pfarrhaus pflegten gleichermaßen ihre verdeckten oder offenen Sympathien für nationalvölkische Propaganda, rassistische Vorurteile und antidemokratisches Denken.64 Unterstützt von der sozialen Geltung und teilweise auch durch die Finanzkraft der alten Eliten, formierte sich in bürgerlichen und kleinbürgerlichen Schichten eine Fundamentalopposition gegen das »System« von Weimar und die diese Ordnung repräsentierenden Politiker und Parteien. Die demokratische Republik sah sich infolgedessen einem Zangenangriff ausgesetzt: von oben durch die politisch teilentmachteten alten Eliten und von unten seitens einer in weiten Teilen radikalisierten und systemverdrossenen gesellschaftlichen Mitte, die sich für das politische Gegenmodell einer von der Volksgemeinschaft getragenen Führerdiktatur zunehmend empfänglich zeigte.


    Im Rückblick zeigen die Einstellungen der Mittelschichten während der Weimarer Republik anschaulich, wie sich aus einer Lebenslage tatsächlicher und gefühlter Bedrohung heraus ein kollektives Reaktionsmuster aufbaut, das auf Rückgewinnung von ökonomischer und sozialer Stabilität durch Abgrenzung setzt. Als Fluchtburg hierfür bot sich aus der Sicht der damaligen gesellschaftlichen Mitte das politische Programm einer Volksgemeinschaft an, die den ökonomischen und gesellschaftlichen Status quo mittlerer Erwerbslagen gegen große Industrie, Finanzkapital und klassenkämpferische Nivellierungsvorhaben gleichermaßen verteidigte sowie, in enger Verschmelzung mit Vorstellungen eines organisch gegliederten Nationalvolkes, erlernten beruflichen Fertigkeiten eine »standesgemäße« Entlohnung und Anerkennung zu sichern versprach.


    In seiner brillanten soziografischen Studie, die im Sommer 1932 erschien, hat der Soziologe Theodor Geiger das spezifische Gemeinschaftsgefühl der seinerzeitigen Mittelschichten erstmals herausgearbeitet.65 Geiger zufolge lassen sich bestimmte Großlagen innerhalb der Bevölkerung, die sich in einer – seiner Einschätzung nach analytisch nicht sehr ergiebigen – »Rohgliederung« am Maßstab der Produktionsverhältnisse scheiden, mittels »Feingliederung« in ökonomisch-soziale Schichten unterteilen, die jeweils besondere schichtspezifische Mentalitäten aufweisen. Nicht der aus antagonistischen Produktionsverhältnissen entspringende Klassengegensatz bestimmt demnach das gesellschaftliche Bewusstsein; prägend sind vielmehr schichttypische gemeinschaftliche Selbstbilder, die sich aus Wirtschaftsgesinnung, Berufsstolz und Lebensführung (»Habitus«) zusammensetzen. »Lebenshaltung, Gewohnheiten des Konsums und der sonstigen Lebensgestaltung, Freizeitverwendung, Lesegeschmack, Formen des Familienlebens und der Geselligkeit – tausend Einzelheiten des Alltagslebens bilden im Ensemble den Typ des Lebensduktus und dieser ist Ausdruck der Mentalität.«66


    Die Mittelschicht der Zwischenkriegszeit war laut Geiger mental nicht homogen, sondern »typischer Ort des Kunterbunt der Gesellschaftsmentalitäten«.67 Neben den alten Mittelstand war zudem bereits ein neuer Mittelstand getreten, der in seinem sozialen Zuschnitt diejenige Arbeitnehmerschaft mit gehobener Qualifikation einschloss, die sich im angebahnten Wandel von der industriellen zur Dienstleistungsgesellschaft ausdifferenziert hatte. Bei den dem neuen Mittelstand Angehörenden gab für sozialen Status und Mentalität »nicht ihre ökonomische Stellung, sondern ihre Leistungsqualifikation« als höher (Aus-)Gebildete den Ausschlag.68


    Die überwiegende Mehrzahl der Angestellten – die Meister ausnahmslos – rechnete Geiger aufgrund ihrer höheren Qualifikation dem neuen Mittelstand zu. Geigers Beobachtung zufolge haben sich diese abhängig beschäftigten »Gehaltsempfänger« ganz überwiegend gegen ihre Zurechnung zum Proletariat verwahrt.69 Spätestens hier wird deutlich, dass die beobachteten »Figuren des Sozialbewusstseins« sich in politische Einstellungen umsetzen. Geiger veranschaulicht den Politisierungsprozess anhand der Unterscheidung von Mentalität und Ideologie: Mentalität »ist Lebensrichtung«, Ideologie hingegen »ist Überzeugungsinhalt«, ist »Überbau« und verfestigt sich zur »Doktrin«. Aus der Mentalität »wächst die Ideologie als Selbstauslegung hervor – und umgekehrt«.70


    Der Zusammenhang von Schichtmentalität und Ideologie führt nach Geiger zu der Erkenntnis, »wo das Mittelstandsproblem mit dem Nationalsozialismus verkettet ist«. Den Anstoß zur nationalpolitischen Radikalisierung der Mitte gab ein weitverbreitetes Gefühl sozialer Zurücksetzung (»Deprivation«). Bauern, Händlern, selbstständigen Handwerkern und hausbesitzenden Rentiers, also den laut Geiger »Hauptelementen des alten Mittelstandes«, war zu Beginn der 1930er-Jahre »gemein, dass sie sich gegenwärtig im Verteidigungszustand befinden«.71


    Dafür schien ihm nicht so sehr die »Abwehr gegen wirtschaftliche Bedrängnis« ausschlaggebend zu sein, sondern die »gelegentlich in krampfhafte Formen abartende Verteidigung eines gesellschaftlichen Prestiges«. In der »nervösen Gereiztheit des Besitzmittelstandes« treffe die allgemeine wirtschaftliche Existenznot aller Volksschichten »mit dem seit langem hoffnungslos getragenen Schmerz über den Verlust einer gesellschaftlichen Position zusammen«.72 Ähnliche Verlust- und Abstiegsängste verbreiteten sich auch innerhalb der neuen Mittelschicht der Angestellten und beförderten auch hier in der Spätphase der Weimarer Republik die Hinwendung zum Nationalsozialismus.


    Rechtspopulistische Mobilisierung in der Weltwirtschaftskrise


    Die Lebenskrise der Mitte hatte politische Folgen. Noch bevor die NSDAP zur Massenpartei aufstieg, entlud sich der kollektive Abwehrreflex in einer rechtspopulistischen Wahlbewegung des radikalisierten alten Besitzmittelstandes gegen die »Systemparteien« der Weimarer parlamentarischen Demokratie. Es war die Ende der 1920er-Jahre auch in Deutschland heraufziehende Weltwirtschaftskrise, die sich diesmal als beschleunigendes Moment einer Protestbewegung auswirkte, welche ihre bedrohten ständischen Wirtschaftsinteressen zur nationalen Sache erklärte. Im Vorfeld der Kommunalwahlen 1929 formierten sich in preußischen Gemeinden Wahlbündnisse aus Deutschnationalen, Deutscher Volkspartei (DVP) und der Reichspartei des Deutschen Mittelstandes (Wirtschaftspartei), als deren treibende Kraft vielerorts die lokalen Haus- und Grundbesitzervereine auftraten.73


    Als rechtspopulistisch lässt sich diese Wahlbewegung deshalb klassifizieren, weil sie erstens eine vorgeblich zu große Macht der parlamentarischen Körperschaften anprangerte und insofern die politische Systemfrage stellte, weil sie zweitens gegen die »Verseuchung« der leitenden Stellen in Politik und Verwaltung mit »Parteibonzen« agitierte, diese als Platzhalter von »Futterkrippenpolitik« denunzierte und einer »oben« selbstsüchtig und volksfremd agierenden Kaste etablierter Parteivertreter den Widerstand des Volkes »von unten« entgegensetzte, und weil drittens schließlich auch die völkische Karte ins Spiel kam, indem zur Abwahl von »wesensfremden Führern« der alten Parteien aufgefordert wurde. So hieß es beispielsweise in einem Wahlaufruf vom November 1929:


    »Auf zum Kampf! Mittelstand, Deine Schicksalsstunde ist da, hilf Dir selbst. Du bist eine Macht! […] Vertraue Dir selbst und den Männern Deines Standes mit dem Willen zur Reinheit und Sauberkeit. Von allen Parteien schmählich im Stich gelassen, nimmt der Mittelstand zum ersten Mal in Stadt, Gemeinde und Kreis sein Schicksal in die eigene Hand.«


    Ein anderer Aufruf appellierte an die »Frauen des Mittelstandes!« und forderte: »Sorgt dafür, dass wir nicht wie seither die ›Segnungen‹ des jetzigen Regiments am eigenen Körper zu verspüren haben. […] Jede Mittelstandsfrau, die anders wählt, ist eine Verräterin an ihrem Stand, ihrer Familie und ihren Kindern.«74


    Im Rückblick betrachtet, hat sich die besitzmittelständische Bewegung und Partei als ein historisch lediglich kurzlebiges parlamentarisches Zwischenspiel erwiesen, das den Übertritt dieser kleinbürgerlichen Bevölkerungsschichten zum Nationalsozialismus vorbereitete. Eine plausible Erklärung dafür, dass es der Hitlerpartei gelang, neben der alten Mitte »als Volksbewegung alle Soziallagen zu durchdringen«, bot damals Theodor Geiger an: »Das ständische Wunschbild bezeichnete den Punkt, an dem sich die Eigentümer und Arbeitnehmer des Mittelstands, an dem sich also die beiden Mittelstände, finden konnten.«75 Das ständische Prinzip bündelte so den »Protest gegen die Einebnungstendenzen der Klassengesellschaft«76. Bei Lichte besehen, war dieses Prinzip sozialer Ordnung nur ein anderes Wort für Volksgemeinschaft, der sodann auch Angehörige aller anderen Schichten beitraten.
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    2Wahre Wächter des Volkswillens? – Distanz und Nähe von völkischen und radikaldemokratischen Identitätsvorstellungen


    Die legitimationsstiftende Bedeutung des Volkswillens in Demokratien


    Die Regelung der Frage, wer das Volk berechtigt vertritt, wer also den begründeten Anspruch erheben kann, den Willen des Volkes im politischen Raum zu repräsentieren, ist eine Schlüsselfrage der Demokratie. Es regiert in legitimer Weise, so lautet das Credo im demokratischen Verfassungsstaat, wer die Mehrheit der Bürgerinnen und Bürger, die bei allgemeinen Wahlen oder bei volksunmittelbaren Abstimmungen ihren Willen bekunden, hinter sich bringt. Außerhalb von Wahlen und Volksentscheiden ist das generalisierte Vertrauen (trust)77, das die Wähler den Gewählten entgegenbringen oder verweigern, ein Indiz für das tatsächliche Ausmaß an Legitimation. Das politische Vertrauen, schreiben die Politikwissenschaftler Oscar Gabriel und Katja Neller, bilde »die stabile und grundsätzliche Komponente des Verhältnisses zwischen Regierenden und Regierten ab«. Es »entsteht langsam, zerfällt aber auch langsam«.78 Zur formalen Begründung demokratischer politischer Herrschaft tritt so deren empirische Unterstützung hinzu.


    Der Wille der Mehrheit des Volkes vergibt im modernen Demokratieverständnis das Mandat zur legitimen Ausübung politischer Herrschaft. Dabei bleiben Mehrheitsprinzip und Minderheitenschutz untrennbar miteinander verknüpft.79 Die Geltung der Majoritätsregel findet dort ihre Grenzen, wo Minderheitenrechte missachtet oder außer Kraft gesetzt werden. Wer heute in der Minderheit ist, muss für sich die Chance wahren können, morgen zur Mehrheit zu werden. Das Demokratieprinzip lebt aus des Volkes Differenz.


    Historisch verspätet geschah in Deutschland nicht nur die Nationsbildung von 1871, sondern auch die 1919 vollzogene Umwandlung der semiparlamentarischen Verfassungsordnung des Kaiserreiches in eine parlamentarische Demokratie, wobei die Weimarer Reichsverfassung noch eine deutliche präsidentielle Beimischung aufwies.80 Zwar darf, wie oben erwähnt, die für die Entfaltung einer nationalen politischen Öffentlichkeit und des modernen Parteiwesens bahnbrechende Funktion des aus allgemeinen Wahlen hervorgegangenen Deutschen Reichstags nicht unterschätzt werden. Mit der Einsetzung und dem parlamentarischen Wirken einer nationalen Volksvertretung war für die spätere Durchsetzung des liberalen Prinzips politischer Repräsentation der bürgerlichen Gesellschaft und der Verbindung des liberalen und des demokratische Verfassungsgedankens eine Bresche geschlagen.


    Aber Deutschland ist diesen Weg der politischen Modernisierung zögerlich gegangen. Ein Beleg dafür ist, dass die grundlegend politischen Theorien liberaler Repräsentation und der modernen Demokratie im europäischen Ausland, insonderheit in England und Frankreich, entwickelt worden sind. Sowohl das liberale Postulat einer gewählten Nationalvertretung, das die vorgeblich gottgewollte altständische Repräsentation verwarf, als auch das radikaldemokratische Modell, demzufolge politische Herrschaft nur dann als legitim gelten kann, wenn sie der Willensäußerung des egalitär versammelten Volkes entspringt, gingen aus der von englischen und französischen Autoren vertretenen Vertragstheorie des 17. und 18. Jahrhunderts hervor. Bevor wir den Prozess der negativen Rezeption, das heißt der prinzipiell ablehnenden und abwertenden Aufnahme und allenfalls instrumentellen Aneignung von Parlamentarismus und Demokratie seitens der deutschvölkischen und nationalen Rechten in Deutschland während des 19. und des ersten Drittels des 20. Jahrhunderts betrachten, werden im Folgenden zwei Denkansätze vorgestellt, die innerhalb der politischen Vertragstheorie – der eine gemäßigt konstitutionell, der andere radikal demokratisch – ideengeschichtlich deutliche Gegenpole bilden und das politische Denken in Deutschland ganz unterschiedlich beeinflusst haben.


    Die Identität von Regierenden und Regierten – das radikale Demokratiemodell Jean-Jacques Rousseaus


    Wie sein theoretisches Gegenstück, der weiter unten dargestellte frühliberale Gedanke einer Nationalrepräsentation des Volkes, entstand das identitäre Demokratiemodell im Umfeld der Vertragstheorien, die seit der Frühaufklärung in Europa den Anspruch formulierten, die bis dahin metaphysisch (durch Gottesgnadentum) legitimierte politische Herrschaft in einen Zustand rationaler Begründung derselben zu überführen: Kraft ihres natürlichen Rechts und der ihnen eigenen Vernunft schließen Menschen einen Herrschaftsvertrag, der sie selbst sowie die herrschenden Gewalten bindet.


    Diesem Vertragsgedanken hat der Sozialphilosoph Jean-Jacques Rousseau eine identitäre Wendung gegeben. In seinem berühmten Werk Du Contrat Social (Vom Gesellschaftsvertrag) von 1762 entwickelte Rousseau die Idee eines politischen Gemeinwillens, der sich im öffentlichen Diskurs freier und gleicher Bürger herausschält und dabei diejenigen Interessen, die allen gemeinsam sind, in sich vereinigt. Weil im Ergebnis dieses egalitären Klärungsprozesses die privaten Interessen und Bedürfnisse, die der Bürger als eigensüchtiger Bourgeois hege, zurückgestellt würden, ziele der von den Bürgern in ihrer anderen Gestalt als verständige und tugendhafte Citoyens ermittelte Gemeinwille (volonté générale) »immer auf das öffentliche Wohl«. Im Ergebnis des solcherart selbstsouverän gefundenen Gemeinwillens sind die Bürger in ihrer doppelten Rolle als zugleich Regierende und Regierte mit sich selbst identisch. Da »jeder, indem er sich mit allen vereinigt, nur sich selbst gehorcht«, bleibt er, so Rousseau, als Einzelner ebenso frei wie er war.81


    Da ausschließlich der diskursiv ermittelte Gemeinwille das Gemeininteresse verkörpere, lehnte Rousseau den Repräsentationsgedanken folgerichtig entschieden ab. »Um also den wahren Ausdruck des Gemeinwillens zu erhalten, ist es wichtig, dass es keine Teilverbindungen im Staate gibt und dass jeder Bürger nur seine eigene Meinung vertritt.« Nähmen »Klüngel und kleine Zusammenschlüsse« sowie »Parteien«, worunter hier die Partikularinteressen von Teilgruppen verstanden wurden, auf die Beschlüsse des Volkes Einfluss, so gebe es keinen Gemeinwillen mehr. Dies sei selbst dann der Fall, wenn »eine dieser Parteien so groß ist, dass sie alle anderen übertrifft«. Dann gebe es eben nur noch eine vom wahren Gemeinwillen abweichende, »einzige Differenz«. In seiner Reingestalt als volonté générale bleibt im Volkswillen für bloße Mehrheitsvoten und gar Minderheiten kein legitimer Raum. Der Gemeinwille ist laut Rousseau unteilbar und eben nicht übertragbar.82


    Rousseau entwirft ein radikales, das heißt nicht durch hemmende Gewalten gezügeltes Modell direkter Demokratie. Anlass zu Widerspruch gibt aus heutiger Sicht Rousseaus Vorstellung, das Volk habe die Eigenschaft »eines personalen Subjekts, das antritt, ein vorgegebenes Gemeinwohl zu realisieren«. Eine solche Vorstellung, merkt der Politikwissenschaftler Hans Vorländer kritisch an, basiere auf »Prämissen der Einheitlichkeit und Homogenität des Volkswillens«, was der Realität einer in soziale Lagen und pluralistische Interessen differenzierten Gesellschaft widerspreche. Im Beharren auf einem »monistisch gedachten Volkswillen« liege die Gefahr manipulativer Steuerung und Unterdrückung »abweichender« Meinungen. Die Rousseau’sche Konzeption werde damit »in letzter Konsequenz freiheitsbedrohend«.83


    Das Parlament als Garant der »allgemeinen Vernünftigkeit des Ganzen« – Edmund Burkes Verständnis politischer Repräsentation


    Fast gleichzeitig zu Rousseau, in seiner Dankesrede an die Wähler von Bristol 1774, entwickelte der Brite Edmund Burke sein Verständnis politischer Repräsentation. Konkret ging es Burke darum, der Idee des imperativen Mandats – also der Auffassung, dass Wählern das Recht zustehe, ihren Parlamentariern bindende Weisungen zu erteilen – sein abweichendes Verständnis von der Unabhängigkeit des Abgeordneten entgegenzustellen.84 Burke hielt die Weisungsfreiheit gewählter Vertreter für eine unverzichtbare Voraussetzung, um zu verhindern, dass Abgeordnete zu lokalen Lobbyisten würden. Ein Parlament sei »kein Kongress von Gesandten verschiedener und miteinander verfeindeter Interessen«, sondern »vielmehr die beratend-abwägende Versammlung einer Nation, mit einem Interesse, dem des Ganzen«. Richtschnur der Beratungen im Parlament dürften nicht lokale Interessen und Vorurteile sein, »sondern das Gemeinwohl, das aus der allgemeinen Vernünftigkeit des Ganzen resultiert«.85


    Mit seiner Projektion der Übereinstimmung von Parlamentswillen und nationalem Gemeinwillen kommt Burke dem Identitätsdenken Rousseaus nur scheinbar nahe. Tatsächlich ist der Ausgangspunkt seines Denkens ein grundsätzlich anderer: Das Gemeinwohl ist, anders als bei Rousseau, nicht immer schon präexistent, also aller Beratung vorgegeben, sondern es resultiert erst aus der Einsicht urteilsfähiger und gewissenhafter Abgeordneter in das, was dem Ganzen nach den Regeln allgemeiner Vernunft dienlich ist. Das Gebot, Fraktionsdisziplin zu wahren, ist damit nach Burke durchaus vereinbar, gehe es doch darum, das Parlament handlungsfähig zu machen und nicht zuletzt die Schlagkraft der Opposition zu wahren.


    Dank Burke erfuhr nicht nur die Kontrollfunktion der parlamentarischen Opposition eine Aufwertung, erst mit ihm beginnt, wie der Politikwissenschaftler Klaus von Beyme anmerkt, »die theoretische Anerkennung der Parteien als Grundlage des ›alternative government‹«, also als treibenden Kräften politischer Machtwechsel im Gefolge von Wahlen.86


    Gegen Pluralismus und Vorrang des Parlaments – die negative Rezeption des liberalen Modells politischer Ordnung im 19. Jahrhundert


    Rousseaus Entwurf eines homogenen Volkswillens ließ sich mit deutschvölkischen und nationalistischen Vorstellungen eines rassisch, kulturell oder wie immer homogenen Volkskörpers, wie sie im Deutschland des 19. Jahrhunderts kursierten, an sich gut vereinbaren. Wer sich Rousseaus Position zu eigen macht, geht – unbefangen oder wohlbedacht – von der Existenz einer ganzheitlichen Volksnatur aus, die sich in einer entsprechenden Totalität des Volkswesens widerspiegelt und sich auf der politischen Bühne in ein homogenes Interesse des Volkes sowie einen unteilbaren »wahren« Volkswillen übersetzen lässt.


    Dass ein geistiger Schulterschluss zwischen Rousseau’schem und deutschvölkischem Monismus bis zum Ende des Kaiserreiches ausgeblieben ist und eine Annäherung der extremen Rechten an den radikaldemokratischen und plebiszitären Denkansatz Rousseaus erst sehr viel später, nämlich während der Weimarer Republik erfolgte, hat mehrere Gründe. Ursächlich war zum einen die prinzipielle Demokratiefeindschaft der deutschnationalen Kreise und zum anderen ihre hyperpatriotische Hingabe an den Staat der Monarchie. Wohl konnte (und kann bis heute), wer »das Volk« für sich und seine Weltsicht demagogisch vereinnahmt, auf den psychologischen Effekt bauen, dass bekundete Nähe zum einfachen Volk allemal populärer ist als der Anschein, auf gutem Fuße mit den politisch Mächtigen zu stehen. Aber eben dieses In-Stellung-Bringen gegen die Autoritäten »da oben« verbot sich damals für vaterländisch und deutschvölkisch Gesinnte aufgrund ihrer Loyalität zu Kaiser, Reich und den die Monarchie tragenden Eliten. Vorrangig war stattdessen, die gegebene Herrschaftsstruktur und das sie tragende gesellschaftliche Gefüge aus der Mitte heraus gegen Reichs- und Staatsfeinde zu verteidigen, die von »unten« unterbürgerliche Schichten mobilisierten. Für eine geistige Vermählung eines gedachten homogenen Volksganzen mit der plebiszitären Bekundung des Volkswillens, wie sie viel später, während der Weimarer Republik, von Staatslehrern der identitären Demokratie vorgenommen werden sollte, war die Zeit im deutschen obrigkeitlichen Privilegienstaat des 19. Jahrhunderts noch nicht reif.


    Kaum weniger Abneigung empfand die nationalkonservative und deutschvölkische Rechte damals für die liberale Idee parlamentarischer Repräsentation. Zwar war gegenüber den Vertretern des deutschen Liberalismus, die dem gebildeten und besitzenden Bürgertum angehörten, die soziale Distinktion ungleich weniger scharf ausgeprägt als gegenüber der in der SPD organisierten Arbeiterbewegung. Von rechts bis weit in die liberale Mitte hinein herrschte außerdem eine elitäre Skepsis gegenüber dem politischen Unverstand der »unterbürgerlichen Habenichtse«, dem, so fürchtete man, der Staat mit Einführung der Demokratie ausgeliefert werden würde. Auf staatlicher Ebene, so schrieb etwa der ausgewiesene Liberale Carl von Rotteck 1847 im damals weitverbreiteten Staatslexikon, sei eine demokratische Verfassung »wegen der in der Regel leider vorherrschenden Schlechtigkeit der Menschen« gefährlich.87


    Doch das romantisch aufgeladene und »organisch« begriffene Verständnis von Volk und Nation, wie es Deutschvölkische pflegten, stand zur rationalen nationalpolitischen Emanzipationsbewegung des liberalen Bürgertums in scharfem Gegensatz; denn dieses Bürgertum verschrieb sich hinfort einer »nationalstaatlich, ja weltwirtschaftlich oder auch weltrevolutionär orientierte[n] Partei- und Interessenpolitik«.88 Altkonservative, die, wie etwa die ostelbischen Grundbesitzer, an restaurativen landständischen Repräsentationsvorstellungen weiterhin festhielten, und Deutschvölkische bzw. Deutschnationale, die einem monistischen Volksbegriff anhingen, einte die grundsätzliche Ablehnung der rationalen Idee einer politischen Selbstermächtigung des Bürgertums in Gestalt parlamentarischer Repräsentation.


    Bekanntlich führten die realen Machtverschiebungen in der zweiten Hälfte des 19. Jahrhunderts dazu, dass die von Bismarck und dem »monarchisch-bürokratischen Element« (Ernst Fraenkel)89 angeführte Sammlung konservativer Kräfte den Parlamentarismus auf der Reichsebene nicht verhindern konnte. Mit Einrichtung des mittels allgemeinen (Männer-)-Wahlrechts gewählten Reichstags wurde die Tür zur politischen Moderne aufgestoßen. Jedoch waren Reichskanzler und Exekutive dem Deutschen Reichstag bis 1918 nicht verantwortlich, und insofern ermangelte die Volksvertretung einer Befugnis, die für ein echtes parlamentarisches Regierungssystem zwingend ist.


    Da der Reichstag mit der Gesetzgebungsbefugnis und dem Budgetrecht damals dennoch über wichtige Instrumente politischer Gestaltung und Regierungskontrolle verfügte, haben sich auch jene politischen Kräfte, die der Parlamentarisierung ablehnend gegenüberstanden, auf den Boden der (semi)parlamentarischen Tatsachen gestellt. Auch Konservative und Völkische gründeten Parteien, formierten Interessenverbände auf Massenbasis und nahmen am parlamentarischen Leben teil. So zog beispielsweise die von dem Hofprediger Adolf Stoecker gegründete, rechtskonservative und offen antisemitische Christlich-Soziale Partei erstmals 1879 in den Reichstag ein. Komplizierter stellte sich die Situation auf der Linken des politischen Spektrums dar: Innerhalb der Sozialdemokratischen Partei, deren Programm damals auf die Überwindung der kapitalistischen Klassengesellschaft und des obrigkeitlichen Klassenstaates hinzielte, blieb die Einschätzung des bürgerlichen Parlamentarismus ideologisch umstritten. Faktisch machte sich die SPD jedoch schon im Reichstag des Kaiserreiches auf einen reformerisch-pragmatischen Weg durch die parlamentarischen Institutionen.


    Dem unfertigen Parlamentarismus des Kaiserreiches entsprachen der Antiparteienaffekt und die Pluralismusfeindlichkeit des tonangebenden politischen Zeitgeistes. Weithin auf Unverständnis und offene Ablehnung stieß das den Bedingungen moderner Massengesellschaften angemessene und für einen funktionierenden Parlamentarismus notwendige pluralistische Ordnungskonzept, demzufolge aus dem freien Wettbewerb verbandlich und parteiförmig organisierter gesellschaftlicher Interessen und dem dabei gefundenen Konsens der Volkswille als parlamentarischer Mehrheitswille entsteht. »La démocratie est le compromis de tous les jours« – der Alltag der Demokratie ist der Kompromiss.90


    Der bereits im Vormärz bestehende kulturelle Vorbehalt, »dass das Repräsentativsystem mit der spezifisch deutschen Entwicklung im Widerspruch stehe«, mit anderen Worten, dass jenes »›undeutsch‹ sei und ›westlichem Denken‹ entspreche«91, fand nach 1848 weite Verbreitung. Dass im deutschen politischen Denken die Idee der Repräsentation nicht tiefere Wurzeln geschlagen hat, ist dem Politikwissenschaftler Ernst Fraenkel zufolge »eine Erscheinungsform der Tragödie des deutschen Liberalismus«.92


    Die »Genesis der deutschen Parlamentsverdrossenheit« beginnt in der Beschreibung Fraenkels schon vor der Reichsgründung. Der Sieg Preußens über die Österreicher bei Königgrätz 1866 habe Bismarck die Vorlage geliefert für die »Legende, dass die Einigung und der Aufstieg des Reiches nur möglich gewesen waren, weil vorher die Krone als Hüterin des Nationalinteresses sich gegenüber den selbstsüchtigen Bestrebungen des Parlaments durchgesetzt hatte«.93 Im sogenannten »Geist von 1914«, der in den Worten Wilhelms II., keine Parteien mehr, sondern nur noch Deutsche zu kennen, und in der nahezu einhelligen Zustimmung des Reichstages zu den Kriegskrediten zum Ausdruck kam, erreichte der völkisch überwölbte Antipluralismus einen seinerzeitigen Höhepunkt. »Damals wurde der Frontgeist erzeugt und die Volksgemeinschaft geboren.«94 Die Verherrlichung des Kriegsreichstags »als Sprachrohr der einmütigen Nation schließt die Ablehnung des Parlamentarismus der ›westlichen Demokratien‹ ein, der als Verfallserscheinung unablässig diffamiert wird.«95


    Aus anderen geistigen Quellen als die Parlamentsaversion der Rechten erwuchs bereits in der Vorkriegszeit ein »Gefühl der Parlamentsskepsis« auf der Linken. »Instinktmäßig«, beobachtet Fraenkel, hätten die radikalen deutschen Politiker und Publizisten im 19. Jahrhundert plebiszitären Vorstellungen zugeneigt. In der SPD der Vorkriegszeit habe sich, obgleich die politische Praxis der Partei parlamentarisch ausgerichtet war, ein »vertieftes Verständnis für die Idee der Repräsentation nicht ausgeformt«. Stattdessen seien »gefühlsmäßig starke Neigungen für das plebiszitäre Regierungssystem aus der Frühzeit der Arbeiterbewegung übriggeblieben«.96


    Bis zum Ende des Wilhelminischen Reiches im November 1918 blieb, so können wir zusammenfassen, der Pluralismus als eine das parlamentarische System tragende Idee in der deutschen politischen Kultur nur schwach verankert. Einflussreicher waren die geistigen Gegenkräfte, die sich in Gestalt einer Allianz von deutschvölkischer Gesinnung und obrigkeitsstaatlichem Machtinteresse hinter der Losung einer nationalen Einheit von Volk und Staat versammelten. Doch noch gingen die rechte Verklärung einer monistischen Volksgemeinschaft und die in der Tradition Rousseaus aufseiten der Linken unterschwellig fortwirkenden Sympathien für ein identitäres Demokratiemodell geistig getrennte Wege. Erst während der nachfolgenden Weimarer Republik wurden der Gedanke der Volkseinheit und die plebiszitäre Komponente theoretisch verschmolzen und in republikfeindlicher direkter politischer Aktion gegen die Demokratie in Stellung gebracht.


    Politisches Freund-Feind-Denken in der Weimarer Republik und die Geburtsstunde des aufmarschierenden Rechtspopulismus


    Die erste Demokratie auf deutschem Boden hat nur wenige Jahre einer relativen Stabilität erlebt, nämlich in der Zeitspanne zwischen den beiden krisenhaften Zäsuren der Inflation von 1923 und der 1929 aufziehenden Weltwirtschaftskrise. Das politische Klima der Weimarer Republik blieb durchwegs geprägt von einem Freund-Feind-Schema, das nicht nur das Denken der Gegner der Demokratie auf der äußersten Rechten und Linken beherrschte, sondern dort auch als Ansporn und Auftrag zur Gewalttat begriffen wurde. Dabei gingen, wie oben am Beispiel der »Panik des Mittelstands« und seiner Formierung zur Empörungsbewegung 1929/30 dargelegt, ökonomischer Niedergang, soziale Abstiegsängste, Republikverdrossenheit und politische Radikalisierung Hand in Hand.


    Die Wende von den 1920er- zu den 1930er-Jahren markiert die historische Geburtsstunde des zur politischen Tat gereiften Rechtspopulismus in Deutschland. Das bezeugt neben dem 1929/30 aus dem Protest des Mittelstandes erwachsenen kurzlebigen Aufschwung der Wirtschaftspartei auch die politische Begleitmusik der zwischen 1929 und 1932 initiierten Volksentscheide sowie der ebenfalls 1932 durchgeführten Volkswahl des Reichspräsidenten.


    Richten wir das Augenmerk zunächst auf die Ebene, auf der das atavistische Freund-Feind-Schema zur politischen Theorie veredelt wurde. Bedeutendster Vordenker war hier der Staatsrechtslehrer Carl Schmitt. Er verlieh dem Antipluralismus, der als breite Unterströmung das Ende der Monarchie und die Gründung der Republik überlebt hatte, eine gelehrte Stimme. Carl Schmitt argumentierte aus der Perspektive der Staatsräson, deren Autorität und Geltung er durch die Infiltration der staatlichen Sphäre seitens des Parteien- und Verbändestaates gefährdet sah. Parteien und Verbände hätten sich der staatlichen Willensbildung längst bemächtigt und seien Ende der 1920er-Jahre drauf und dran, den Staat unter sich pluralistisch aufzuteilen und so die Einheit des Staatswillens zu untergraben. Am Ende der Vermachtung durch die organisierten Kräfte der Gesellschaft stehe der – von Schmitt missverständlich so apostrophierte – schwache »totale Staat«. Anders als die Herolde des nationalen Chauvinismus der Kaiserzeit, die jedwede Form von Demokratie ablehnten, sah Carl Schmitt im Instrument der plebiszitären Demokratie einen rettenden Anker für den pluralistisch überforderten Staat. Nur mithilfe der plebiszitären Demokratie, die zur Organgewalt des Reichspräsidenten als Hüter der Verfassung ein verfassungsrechtliches Gegengewicht darstelle, könne dem Prozess des Zerfalls staatlicher Macht entgegengewirkt werden.97


    Die Sorge um die Einheit der Staatswillensbildung verband sich bei Schmitt mit einem identitären Verständnis des Politischen. »Souverän« und durchschlagskräftig könne im Ausnahmefall, wenn der Freund-Feind-Gegensatz auf eine Entscheidung zusteuere, nur die »politische Einheit« handeln.98 Eben diese Einheit sah Schmitt durch den Pluralismus »festorganisierter sozialer Komplexe«, das heißt durch Verbände und Parteien, gefährdet.


    Carl Schmitts Antipluralismus, so urteilte Ernst Fraenkel, »ist echter Jean-Jacques Rousseau«. Auf diesen nämlich gehe Schmitts Definition der Demokratie als Identität von Regierenden und Regierten nachweislich zurück.99 Vom identitären Volkswillen und dessen direktdemokratischer Umsetzung schlug Schmitt einen geistigen Bogen zur völkischen »Artgemeinschaft«. Durch Ausschaltung der heterogenen gesellschaftlichen Gruppen, die zu Fliehkräften des einheitlichen Staatswillens erklärt wurden, wollte Schmitt, so Fraenkel, gewährleistet sehen, »dass ein einheitlicher Gemeinwillen entsteht, dessen Substrat das rassisch homogene Volk und dessen Exponent der Führer einer hierarchisch strukturierten Bewegung ist«.100


    Deutlich wird: Die Weigerung anzuerkennen, dass »das Volk« als eine leibhaftige Kollektivpersönlichkeit niemals existiert, sondern stets mannigfach gegliedert ist und erst in seiner innerlich differenten sozialen Gestalt politisch mündig und demokratisch handlungsfähig wird, ging 1918 mit dem deutschvölkischen Hurrapatriotismus des Wilhelminischen Zeitalters nicht unter. Vielmehr wurde die identitäre Denkfigur, nachdem der Systemwechsel von der Monarchie zur Republik erfolgt war, von intellektuellen Vordenkern eines plebiszitären Führerregimes zur antipluralistischen Gegenideologie erhoben. Diese Lehren haben der Zerstörung der Weimarer Demokratie und ihrer gewaltsamen Ablösung durch die nationalsozialistische Führerdiktatur den geistigen Boden bereitet.101


    Ging es den Vordenkern einer etatistischen Staatslehre wie Carl Schmitt vorrangig darum, die Interventionsfähigkeit des Staates als solche zu retten, so proklamierten politisch aktive republikfeindliche Fußtruppen ein Notrecht des Volkes gegen die republiktreue Staatsmacht für sich, wenn sie in Kampagnen im Vorfeld von Parlamentswahlen und plebiszitären Abstimmungen agitierten. Der demokratiezerstörerischen Durchschlagskraft der Volksgemeinschaftsideologie tat dieser Unterschied ihrer ideologischen Begründung keinen Abbruch, wie sich in der Spätphase der Weimarer Republik erwies.


    Vor dem Hintergrund der Ende der 1920er-Jahre aufziehenden Großen Depression verstärkte die republikfeindliche Rechte ihre außerparlamentarischen Aktivitäten. Den Anstoß gab die Unterzeichnung des Young-Plans, mit dem sich alliierte Siegermächte und Reichsregierung auf eine Neuregelung der deutschen Reparationszahlungen verständigt hatten. Im Juli 1929, kurz nach Unterzeichnung des Vertragswerks, gründete Alfred Hugenberg, Medienunternehmer und Vorsitzender der Deutschnationalen Volkspartei (DNVP), gemeinsam mit der Führung des Stahlhelm/Bund deutscher Frontsoldaten einen »Reichsausschuss für das deutsche Volksbegehren« gegen die »Versklavung des deutschen Volkes«, dem auch die (bis dahin bei Wahlen noch wenig erfolgreiche) NSDAP beitrat. Flankiert von einer demagogischen Medienkampagne in den Blättern des Hugenberg-Konzerns, entfaltete die im »Reichsausschuss« versammelte extreme nationalistische Rechte eine wüste Hetze gegen die Reichsregierung, deren Mitgliedern im Falle der Unterzeichnung des Young-Plans als Landesverräter Zuchthausstrafen angedroht wurden.102


    Zwar stimmten bei der Volksabstimmung im Dezember 1929 nicht einmal 14 Prozent für das vom »Reichsausschuss« zur Abstimmung vorgelegte sogenannte Freiheitsgesetz, mit dem der Versailler Vertrag revidiert werden sollte. Laut der Einschätzung der Politikwissenschaftlers Otmar Jung entbehrte das Volksbegehren jedweden basisdemokratischen Anschubs von unten. »Da war kein ›Volk‹ – hier planten Führungsgruppen großer Organisationen.« Die Massen, die noch 1926, beim Volksbegehren zur Fürstenenteignung, »geschoben« hätten, seien 1929 nur nachträglich mobilisiert worden.103 Gleichwohl zeigt die Kampagne exemplarisch, wie das plebiszitäre Instrumentarium der Weimarer Reichsverfassung genutzt werden konnte, um mithilfe einer Massenbewegung die innenpolitischen Kräfteverhältnisse nach rechts zu verschieben. Als folgenreich erwies sich nicht der Ausgang des Volksbegehrens, sondern die während seiner Mobilisierungsphase aufgeheizte republik- und demokratiefeindliche Atmosphäre104 sowie die sprunghaft ansteigenden Erfolge der NSDAP bei Landtagswahlen. »Die hochgradige Emotionalisierung der politischen Auseinandersetzungen«, urteilt der historische Politikforscher Gotthard Jasper, »kam – wie nicht anders zu erwarten war – den extremsten Partnern zugute«.105 Es war vor allem die Partei Hitlers, die von dem demagogisch aufgeheizten politischen Klima und einer daraus erwachsenden bürgerkriegsähnlichen Situation profitierte.106


    Dieselbe Wechselwirkung zwischen plebiszitärem Abstimmungsmodus und demokratiefeindlicher Mobilisierung kennzeichnet das Volksbegehren des »Stahlhelm« zur Auflösung des preußischen Landtags (4. Februar 1931), dem sich neben sämtlichen Rechtsparteien auch die KPD anschloss, sowie die Reichspräsidentenwahlen von April 1932. Bei Letzterer kam es im entscheidenden zweiten Wahlgang zu der an sich paradoxen Konstellation, dass sich die republikloyalen Parteien hinter den erzkonservativen Amtsinhaber Paul von Hindenburg scharten, der sich seinerseits lieber als Kandidat der Rechten oder als überpolitischer Kandidat des ganzen Volkes gesehen hätte.107


    Zwar standen sich im März und April 1932 zwei konkurrierende Varianten rechtspopulistischer Agitation gegenüber, denn die Nationalsozialisten hatten Hitler aufgestellt, während das deutschnational-rechtskonservative Lager mehrheitlich für Hindenburg warb. Dennoch – oder gerade deswegen – hat auch dieser direktdemokratische Akt den »schleichenden Prozess der Entparlamentarisierung«108 vorangetrieben. Unter den ökonomisch wie innenpolitisch krisenhaft aufgeladenen Umständen des Jahres 1932 war die plebiszitäre Akklamation für den »greisen Feldmarschall« der Monarchie ein mehr als symbolisches Votum für eine politische Führergestalt, die das von rechtsaußen wie linksaußen angefeindete Weimarer »System« allenfalls äußerlich loyal verkörperte. Um die republiktreuen »Systempolitiker« hinter dem Reichspräsidenten zu schmähen, mussten weder die Nationalsozialisten Hindenburg persönlich frontal angreifen, noch die deutschnationale Rechte ihn offen als Repräsentanten der Republik unterstützen.


    Fassen wir soweit zusammen: Während der Phase der inneren Auflösung der Weimarer Demokratie haben sich die Merkmale, die für das rechtspopulistische Krisen-Reaktions-Muster charakteristisch sind, historisch voll entfaltet. Kennzeichnend hierfür waren erstens ein deutschvölkisch vulgarisiertes Nationalbewusstsein, das aggressiv gegen erklärte »Volksfeinde« gewendet wurde, zweitens ein für »das Volk« reklamiertes Notrecht gegen angefeindete »Systemparteien« und »Systempolitiker« sowie drittens, in Verlängerung der identitären Demokratietheorie, eine zumindest taktische Anerkennung bzw. Instrumentalisierung plebiszitärer Instrumente mit dem Ziel, das als volksfeindlich geschmähte Regime »da oben« mit den Mitteln der Volksbewegung von unten aus den Angeln zu heben.109 Einigende Klammer waren (und sind ebenso heute) gebündelte Beweggründe radikalen Protests. Dieser Protest kehrte sich institutionell gegen national unzuverlässige Politik, personell gegen »volksfremde« Eliten und inhaltlich gegen von diesen zu verantwortende, vom Volk angeblich nicht mehr versteh- und kontrollierbare Fehlentscheidungen. Eine entscheidende Umfeldbedingung für das Aufleben von Rechtspopulismus war damals und ist heute die Verknüpfung von kulturellen Protestmotiven, das heißt die Abwehr gefühlter Bedrohungen »des Eigenen«, mit gravierenden wirtschaftlichen bzw. sozialen Krisenerfahrungen.


    Das nationalsozialistische Regime hat die ideologischen Elemente und Aktionsmuster des Rechtspopulismus in die eigene Herrschaftspraxis und deren weltanschauliche Begründung übernommen und zugleich extrem zugespitzt. Die Idee der Identität von Regierenden und Regierten erhielt einen neuen Anstrich in den Riten einer pseudoplebiszitären Akklamation Hitlers als Identifikationsfigur des totalitären Führerstaates. Antisemitismus und ein die »deutsche Art« als höherwertig ansehender Rassismus, die seit dem 19. Jahrhundert für deutschvölkische Gesinnung stets kennzeichnend gewesen waren, mündeten in die geplante Massenvernichtung von Juden und in die enthemmte Tötung von zu Untermenschen erklärten Ethnien, Religionsgruppen, Kriegsgefangenen und Fremdarbeitern in den von Deutschland besetzten Ländern Europas. Die dem deutschen Nationalismus seit dem Kaiserreich eigenen Züge militärischer Aufrüstung und imperialistischer Expansion fanden eine monströse Übersteigerung in Hitlers Eroberungsfeldzügen, in der Verheerung fremder Länder und in dem von Goebbels ausgerufenen totalen Krieg, der für Deutschland in einer Katastrophe apokalyptischen Ausmaßes endete.
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    3Bewältigte Vergangenheit? – Rechtspopulismus in der Bundesrepublik Deutschland


    Die moralische Tabuisierung des deutschvölkischen Nationalismus in der Nachkriegszeit


    Angesichts der Schreckensgestalt der nationalsozialistischen Diktatur erschien mit ihrem Ende im Mai 1945 das historische ideologische Erbe eines deutschvölkischen Nationalismus für alle Zeit politisch-moralisch gebrandmarkt. Im Bewusstsein der Generation der die Katastrophe Überlebenden ist die Prägekraft völkisch-nationaler Gemeinschaftsbilder alsbald verblichen. Beispielhaft dafür ist die rasche Entsorgung des sozialen Leitmotivs der Volksgemeinschaft. Sich mit der These von »unfreiwilligen« Modernisierungseffekten des NS-Staates kritisch auseinandersetzend, stellt der Politikwissenschaftler Jens Alber fest: »Als die nationalsozialistische Welt zusammenbrach und die freie Bildung intermediärer Gruppen wieder möglich wurde, verfiel auch der Zauber der Ideologie vom ›Volksgenossen‹ und der ›Volksgemeinschaft‹, der sehr viel stärker propagandistisch begründet als sozialstrukturell verankert war.«110


    Aus Sicht der alliierten Besatzungsmächte, die 1945 ihr Programm einer demokratischen Neuorientierung (»Reeducation«) ins Werk setzten, war es indessen keineswegs ausgemacht, dass sich der autoritätshörige und nationalistische Ungeist rasch verflüchtigen würde. So ging eine Gruppe von amerikanischen Sozialwissenschaftlern um dem Soziologen Talcott Parsons, die seit 1944 beratend für die spätere US-Militärregierung tätig war, von der Annahme aus, dass ein besonderer deutscher Nationalcharakter die Quelle aggressiven deutschen Expansionsgeistes sei. Ein typisch deutscher Charakterzug war demzufolge die Neigung, alle menschlichen Beziehungen in den Kategorien von Herrschaft, Unterwerfung und romantischem Aufbrausen zu verstehen.111 Die destruktive Seite dieser gefühlsbeladenen Romantik hätten sich die Nazis für ihren aggressiven Nationalismus zunutze zu machen gewusst.112


    So einschneidend die Zäsur des Endes der NS-Herrschaft im Mai 1945 war, so evident ist andererseits, dass von einer »Stunde Null«, die sämtliche Traditionslinien deutscher politischer Kultur113 radikal abgeschnitten hätte, keine Rede sein kann.114 Vielmehr haben bedeutsame historisch gewachsene Bestände politischer und gesellschaftlicher Werthaltungen, Überzeugungen und Einstellungen über alle Systemwechsel seit 1918 hinweg in Deutschland bis heute überdauert. Dazu gehören beispielsweise eine ausgeprägt sozialstaatliche Erwartungshaltung oder etwa auch ein vorrangig an der Leistungsfähigkeit (Performanz) der Politik orientiertes Demokratieverständnis.115


    Die Sorge, dass insbesondere ein autoritärer Charakter und obrigkeitliches Denken in der Bundesrepublik fortlebten und den Aufbau der Demokratie abermals belasteten, hat die öffentliche Debatte in Deutschland von Anfang an beschäftigt. In den 1960er-Jahren beklagte der Publizist und Politikwissenschaftler Waldemar Besson, die »Entrümpelung des deutschen politischen Selbstverständnisses« sei versäumt worden. Die beobachtbare »autoritäre Färbung unserer politischen Terminologie« deute darauf hin, »dass die stärkste Traditionslinie unserer Geschichte, der preußisch-deutsche Obrigkeitsstaat, immer noch das politische Bewusstsein der Deutschen bestimmt«.116


    Immerhin: Zumindest die 1945 erfolgte Diskreditierung des deutschvölkischen Gesellschaftsbildes und des Nationalismus erwies sich als so nachhaltig, dass nicht nur während der Not- und Mangeljahre der frühen Nachkriegszeit und der wirtschaftlichen Stabilisierungskrise, die der Währungsreform von 1948 folgte, sondern auch in anschließenden Phasen temporärer ökonomisch-sozialer Depression, wie sie nach der Gründung der Bundesrepublik erstmals 1966 auftraten, wiederholte Versuche, das rechtspopulistische Krisen-Reaktions-Muster wiederzubeleben, bis zu den 1980er-Jahren nur geringe politische Resonanz gefunden haben.


    Verlorene Strahlkraft in »sicheren Zeiten« – die Bedeutungslosigkeit des Rechtspopulismus in der Konsolidierungsphase der zweiten deutschen Demokratie


    Die Erklärung dafür, dass die bundesdeutsche Bevölkerung sich für rechtspopulistische Politikangebote über Jahrzehnte hinweg nur in geringem Maße anfällig zeigte, liefert das Gründungs- und frühe Entwicklungsgeschehen der Bundesrepublik. Hierbei haben der 1945 eingeleitete demokratiebildende Institutionenwandel, eine allmähliche Festigung demokratischer Einstellungen und ein rund eineinhalb Jahrzehnte anhaltender wirtschaftlicher Aufschwung ineinandergegriffen.


    Auf der institutionellen Ebene erwiesen sich nach 1945 die vom Soziologen Wolfgang Zapf als »evolutionäre Universalien« bezeichneten, das heißt leitende Systemziele realisierenden »Grundinstitutionen der Konkurrenzdemokratie, der Marktwirtschaft und der Wohlstandsgesellschaft mit Massenkonsum und Wohlfahrtsstaat«117 als entscheidende Modernisierungshelfer. Hinzu traten modernisierende Effekte eines gesellschaftlichen und kulturellen Wandels: Der in der frühen Bundesrepublik eingeleitete »Übergang von Status- zu Leistungskriterien sozialer Platzierung«118 öffnete breiten Teilen der Bevölkerung Chancen für sozialen Aufstieg und beseitigte die privilegierte Stellung alter Eliten in Bildungsberufen und Bürokratie.


    Dennoch stellt sich im Rückblick die Frage, weshalb die zweite deutsche Demokratiegründung im Gegensatz zu ihrer Weimarer Vorläuferin Erfolg hatte. Denn von einer Abwesenheit elementarer Krisenerscheinungen konnte nach dem Zweiten Weltkrieg erst recht nicht die Rede sein. Anders als 1918 litt das besiegte Deutschland unter einer »infrastrukturellen Lähmungskrise« (Lutz Niethammer) und während der Mangeljahre bis 1948 unter einer materiellen Unterversorgung, die fast alle Bereiche des öffentlichen und privaten Lebens umfasste. Die industrielle Produktion lag in weiten Teilen brach. Eine Staatlichkeit existierte zunächst nur auf regionaler Ebene, und auch dort in ihrer Souveränität eingeschränkt durch die Hoheitsrechte der alliierten Besatzungsmacht. Durch Tod, Gefangenschaft, Flucht und Vertreibung kamen Grund- und Hausbesitz abhanden, wurden Familienbande aufgelöst und Lebensaussichten zerstört. Dass das Bedürfnis nach Sicherheit weit ausgriff und noch den Zeitgeist der 1950er-Jahre weithin geprägt hat, ist vor dem Hintergrund derart tief einschneidender Krisenerfahrungen nicht verwunderlich.119


    An sich waren damit für ein Wiederaufleben nationalchauvinistischer, antidemokratischer und rechtsextremer bzw. rechtspopulistischer Orientierungen und Strömungen günstige Bedingungen gegeben. Dass dennoch »Bonn nicht Weimar« geworden ist und die erneuerte demokratische Verfassungsordnung sich im Laufe der 1950er- und 1960er-Jahre im politischen Bewusstsein der Westdeutschen stabil verankert hat, erklärt sich aus dem kumulierten Effekt mehrerer Faktoren. Kulturell waren Nationalismus, deutschvölkisches Denken und eine militaristische Ausrichtung des Politischen nach der Schreckensherrschaft des NS-Regimes und seiner moralischen Ächtung nachhaltig diskreditiert. Überdies hatten, sozialstrukturell und machtgenetisch betrachtet, die alten nationalkonservativen Eliten ihre Machtbasis weitgehend verloren. Wirtschaftsstrukturell schließlich erfuhr die westdeutsche Ökonomie, nachdem die Kriegsschäden repariert worden waren und die Demontage der Anlagen weitgehend abgewendet werden konnte, keinen Umbruch der Produktionsverhältnisse, sondern es kam zu einer altindustriellen Rekonstruktion unter den Vorzeichen eines »Rheinischen Kapitalismus«, der auf Sozialpartnerschaft und eine korporatistisch, das heißt verbandlich gesteuerte Konfliktregelung hin ausgerichtet war.


    Nicht minder wichtig dafür, dass nach 1945 in den Jahren von Systemwechsel und Umbruch das rechtspopulistische Krisen-Reaktions-Muster nicht neuerlichen Auftrieb bekam, war, dass es der jungen Bundesrepublik gelang, das weitverbreitete Sicherheitsbedürfnis ihrer Bevölkerung institutionell abzusichern sowie materiell wie ideell für breite Schichten zu erfüllen. Der 1950 beginnende soziale Wohnungsbau stellte erschwinglichen Wohnraum bereit. Die Eingliederung des mehr als zehn Millionen Menschen zählenden Schicksalskollektivs der Flüchtlinge und Vertriebenen in die westdeutsche Aufnahmegesellschaft erforderte eine enorme Kraftanstrengung, die erst nach Generationen abgeschlossen war, aber letztlich gelang.120 Das Lastenausgleichsgesetz entschädigte vertriebene »Neubürger« partiell für den erlittenen Verlust an Haus und Habe. Als eine entscheidende Hilfe für die Stabilisierung der jungen Demokratie erwiesen sich die während der 1950er-Jahre erreichte Vollbeschäftigung, die Dynamisierung der Rente sowie die bis Mitte der 1960er-Jahre anhaltenden, zum Teil zweistelligen Reallohnzuwächse.121


    Die verfassungsrechtliche Absage des Grundgesetzes an das Modell der identitären Demokratie


    Als ein demokratiepolitisch stabilisierender Faktor erwies sich zudem, dass die Schöpfer des Grundgesetzes bestimmte »Lehren aus Weimar« gezogen hatten. Die Parteienstaatlichkeit erhielt in Artikel 21 GG Verfassungsrang und der Parlamentsvorrang wurde gestärkt durch das Recht des Bundestages, den Kanzler zu wählen und im Wege eines konstruktiven Misstrauensvotums abzuwählen (Artikel 63 und 67 GG). Umgekehrt wurde auf präsidentielle Befugnisse, wie sie die Weimarer Reichsverfassung vorsah, verzichtet. Ferner wurden volksunmittelbare Mitwirkungsrechte auf die Frage der Neugliederung von Bundesländern beschränkt (Artikel 29 GG). Auch diese »Plebiszitprüderie« (Ernst Fraenkel) des Grundgesetzes hob sich von der Weimarer Vorgängerverfassung deutlich ab.


    Zur öffentlichen Durchsetzung des parlamentarischen Leitbilds des Grundgesetzes leistete die Staatsrechtslehre ihren Beitrag. Gerhard Leibholz entwarf Anfang der 1950er-Jahre eine Parteienstaatstheorie, die eine Synthese von Volkswillen, Parteienprivileg und Staatswillensbildung versuchte. Bezeichnenderweise bewegte sich die Argumentationslinie von Leibholz noch in der Kontinuität des Theorems der identitären Demokratie. Im System der Parteienherrschaft sah Leibholz das zeitgemäße »Surrogat der direkten Demokratie im modernen Flächenstaat«. In diesem seien allein Parteien imstande, »das Volk in der politische Sphäre als real handelnde Einheit in Erscheinung treten zu lassen«. In der parteienstaatlichen Demokratie werde der Gemeinwille (volonté générale), »nicht mit Hilfe des Prinzips der Repräsentation, sondern der Identität« gebildet.122 Politisch wegweisend wurde Leibholz indes durch die verfassungsrechtliche Aufwertung des Parteienstaates, die er als langjähriger Präsident des Bundesverfassungsgerichts maßgeblich mitgestaltete, und nicht durch seine eigentümlich identitäre, vom Weimarer Antipluralismus noch nicht gänzlich losgelöste Begründung des den Parteienstaat tragenden Demokratieprinzips.


    Die wirtschaftlich ausgerichtete Individualisierung der 1950er-Jahre als Wegbereiterin der demokratischen Bürgerkultur


    Die ältere empirische Politikforschung hat die ausgeprägte »Politikferne« der Deutschen und ihre vorrangig auf die Wirtschaft und auf ökonomische Leitideen ausgerichtete Grundeinstellung während des ersten Jahrzehnts der Bonner Republik vielfach nachgewiesen.123 Andererseits spricht etliches für die Annahme, dass schon in den 1950er-Jahren wichtige geistige Grundlagen für die ab den 1960er-Jahren nachgeholte Herausbildung einer demokratischen Bürgerkultur gelegt worden sind. In den 1950er-Jahren formte sich nämlich im privaten und beruflichen Leben eine Individualität aus, die sich zwar vorrangig am eigenen wirtschaftlichen Aufstieg bemaß, aber kraft ihrer Vergesellschaftung über die Grenzen eines auf den rein privaten Nutzen gerichteten Leistungsstrebens hinauswies:


    »Weil wirtschaftlicher Erfolg zu Zeiten des ›Wirtschaftswunders‹ massenhaft erlebbar wurde, konnte leistungsbezogene Individualität zu einem Leitwert der Sozialkultur aufsteigen. Die Gleichheit der beruflichen Startchancen, des Konsums und sozialer Absicherung auf einem bescheidenen materiellen Niveau war tatsächlich oder schien zumindest grundsätzlich gegeben. Dank dieses egalitären Zeithintergrunds war die individualisierte Einstellung zum Leben, die seitens der Ökonomie eingefordert wurde, in ihren Folgen auch für ›kleine Leute‹ als positiv erfahrbar. Was sich durch individuelle Beteiligung am Markt bewährte, nämlich die persönliche Investition von Selbständigkeit, Leistungswillen und Erfolgsstreben, wurde zum allgemeinen Lebensgefühl: Voran kommt, wer sich selbst anstrengt.«124


    Im Rückblick betrachtet, hat die Ökonomisierung der Lebenswelten und Lebensgefühle, die die 1950er-Jahre kennzeichnet, Anstöße zur Demokratisierung der Bundesrepublik gegeben. »In dem Maße, wie sich das Leitbild des selbständig tätigen und selbstverantwortlichen Individuums als soziale Norm durchsetzte, büßte […] eine vordemokratische Gemeinschaftsideologie, die in deutscher Vergangenheit nationalistisch, völkisch oder bündisch aufgeladen gewesen war, […] an Anziehungskraft ein.«125 Zwar belief sich die Zahl derer, die auf »deutsche Eigenart« erklärtermaßen stolz waren, noch auf mehr als 30 Prozent. Doch unter solcher Eigenart wurden überwiegend wirtschaftsbezogene Tugenden verstanden.126 Im Verlauf der 1950er-Jahre wurden »allenthalben Standards nach herkömmlichen Erfahrungen ›guter Zeiten‹ wieder erreicht, und es ging weiter aufwärts«.127 Dem in dieser Zeit weitverbreiteten Bedürfnis nach Sicherheit wurde durch ein für das Gros der Bevölkerung bescheidenes, aber gesichertes Leben Rechnung getragen.


    Anfang der 1980er-Jahre befand die Soziologin Helge Pross, es gebe in der Bundesrepublik viele Anzeichen für eine breite Zustimmung zur demokratischen Ordnung. Die Zustimmung basiere »zum Teil auf den Erfolgen der neuen Gesellschaft und der neuen Demokratie, auf der Erfüllung von Wünschen nach Wohlstand, sozialer Sicherheit, persönlicher Unabhängigkeit«. Das Bündnis von Kapitalismus und Demokratie habe sich »nun endlich auch in Deutschland als erfolgreich erwiesen«. In dieselbe Richtung wirkten »die Erfahrungen mit der Amoralität der Diktatur« und den durch sie herbeigeführten Katastrophen. Beides, die neuen Erfolge und die älteren Erfahrungen, hätten bewirkt, dass das demokratische System von der großen Mehrheit als alternativlos betrachtet würde.128


    Nicht Teil der auf allgemeinen und individuellen wirtschaftlichen und sozialen Aufstieg ausgerichteten Leitkultur der jungen Bundesrepublik wurde ein deutscher, gar völkisch aufgeladener Nationalismus. Die Auswertung von Bevölkerungsumfragen zeigt, dass in dem Jahrzehnt zwischen 1946 und 1956 ein extremer Nationalismus im Nachkriegsdeutschland wenig Unterstützung fand.129 Dem entspricht, dass rechtsextreme Parteien bis zur Mitte der 1960er-Jahre bei Wahlen in Bund und Ländern eine Randerscheinung blieben.


    Dass nationalistisches Denken fast keine Resonanz in der westdeutschen Bevölkerung fand und auch der Begriff »Nation« seine traditionelle Geltungskraft als ein Moment kollektiver Identifikation fast völlig verlor, hatte mehrere Gründe. Zum einen erblickten nicht nur vor der Gründung der Bundesrepublik, sondern auch nach der wiedererlangten staatlichen Souveränität viele Westdeutsche in der Europäisierung vormals nationalstaatlich geregelter Politik eine erstrebenswerte Alternative.130 Zum anderen wirkte sich die mit der »doppelten Staatsgründung« (Christoph Kleßmann) im Jahr 1949 zementierte deutsche Teilung gerade nicht zugunsten einer Wiederbelebung deutschen Nationalbewusstseins aus. Zwar hielten die Westdeutschen – und noch deutlich stärker ihre ostdeutschen Landsleute131 – mehrheitlich stets an der Option einer Wiedervereinigung fest. Doch dürfte es sich dabei, wie der Politologe Heinz Rausch 1980 anmerkte, »mehr um ein Ritual« gehandelt haben, denn rund zwei Drittel der Befragten hielten eine Verwirklichung der Einheit für unmöglich.132 Auch die hilfsweise in den öffentlichen Diskurs lancierte Vorstellung einer deutschen »Kulturnation«, die auf gemeinsame Sprache und Literatur abhob und mit diesen Eigenarten die beiden deutschen Staaten gleichsam überwölbte, gewann allenfalls Bedeutung als ein unpolitisches gesamtdeutsches Reservesymbol.133


    Temporäres Wiederaufleben der nationalen Rechten Mitte der 1960er-Jahre


    Eineinhalb Jahrzehnte lang schien es tatsächlich so, als werde die deutsche Tradition eines militanten Nationalismus, einschließlich seines völkischen Beiwerks, im kulturellen Abklingbecken der Wirtschaftswundergesellschaft nachhaltig entsorgt. Indes zog Mitte der 1960er-Jahre am politischen Firmament ein erstes Wetterleuchten auf, das ein neuerliches Aufblitzen rechtsnationaler Formationen anzeigte. Die rechtsextreme Nationaldemokratische Partei Deutschlands (NPD) schaffte zwischen 1966 und 1968 mit Stimmenanteilen zwischen 5,8 und 9,8 Prozent den Einzug in sieben Landtage und scheiterte bei der Bundestagswahl 1969 mit 4,3 Prozent knapp an der Sperrklausel.134


    Kurz nach dem parlamentarischen Rückschlag des parteiförmig organisierten Rechtsextremismus auf der Bundesebene gründete sich im Oktober 1970, unter maßgeblicher Beteiligung führender NPD-Funktionäre und von Vertretern aus Vertriebenenverbänden, die »Aktion Widerstand«, die sich als außerparlamentarische Bewegung gegen die Ostpolitik der sozialliberalen Regierung Brandt/Scheel in Stellung brachte. Dieser wurde »Verzichtspolitik« und »Verrat am deutschen Volke« vorgeworfen. Die Propagandaformeln des auf die Straße gebrachten nationalistischen Protests knüpften an den hetzerischen Sprachgebrauch der Weimarer äußersten Rechten erkennbar an,135 ohne jedoch auch nur entfernt eine vergleichbar breite soziale Basis zu gewinnen.


    Der erstmalige, kurzzeitige regionale Aufstieg der NPD und das temporäre Aufflackern einer demagogischen Protestbewegung in Gestalt der ideologisch anverwandten »Aktion Widerstand« zeigten das Wiederaufleben des rechtspopulistischen bzw. rechtsextremen Krisen-Reaktions-Musters, das aus deutscher Vergangenheit vertraut war. Die Auslöser hierfür waren typischerweise teils ökonomischer Natur, nämlich die 1966 einsetzende erste wirtschaftliche Rezession und die damit einhergehende Bergbaukrise,136 und teils politisch-kultureller Natur, das heißt vorrangig die außerparlamentarisch neu belebte Links-rechts-Polarisierung in Reaktion auf die im selben Jahr gebildete Bonner Große Koalition und die von dieser eingeleitete Entspannungspolitik.


    Eine gesellschaftlich breit verankerte und dauerhafte Resonanz fand die neuerliche schrille Intonierung nationalistischer Melodien seinerzeit indes nicht. Dazu trug bei, dass die Anerkennung der Oder-Neiße-Grenze sowie die Politik der kleinen Schritte, die das innerdeutsche Verhältnis fortan bestimmte, von der großen Mehrheit der Westdeutschen grundsätzlich befürwortet wurden, dass sich ferner auch die Unionsparteien auf den Boden der durch die Ostverträge geschaffenen Tatsachen stellten, und schließlich auch, dass der Kurs der Entspannung das Verhältnis zwischen beiden deutschen Staaten auf längere Sicht entkrampfte, was im gemeinsamen Beitritt der Bundesrepublik und der DDR zur KSZE-Schlussakte in Helsinki seinen symbolischen Ausdruck fand.


    An Deutschland vorbei? – Die europaweite Ausbreitung des Rechtspopulismus in den 1980er-Jahren


    Seit etwa der zweiten Hälfte der 1980er-Jahre haben rechtspopulistische Parteien in einer Reihe europäischer Demokratien bei nationalen Wahlen beachtliche Erfolge errungen. In der Literatur wird die Etablierung des Rechtspopulismus in den Parteiensystemen auch konsolidierter Demokratien als eine Folge beschleunigter ökonomisch-sozialer und politischer Modernisierungsprozesse beschrieben: Der fortschreitende Zerfall traditioneller Milieubindungen und eine zunehmende Individualisierung sowie nachlassende Absicherungen einer wohlfahrtsstaatlich garantierten Daseinsvorsorge hätten bei betroffenen Menschen Verunsicherung freigesetzt und Verlustängste geschürt.137 Der Trend zur Denationalisierung der Wirtschaft infolge der weltweiten Vernetzung des Marktgeschehens hätte »die Integrationskraft des Nationalstaats als zentrale Steuerungseinheit moderner Gesellschaften außerdem geschwächt«.138


    Die dadurch ausgelösten Ohnmachtsgefühle bediene der Rechtspopulismus, so die Politologin Tanja Binder, wirkungsvoll mit einem politischen Angebot, das zum einen die Rückgewinnung der Souveränität des Handelns für nationale Volksgemeinschaften einfordert und zum anderen eine radikale Kritik an den herrschenden Eliten beinhaltet. Ein anderes bevorzugtes Reizthema rechtspopulistischer Parteien seien Zuwanderung und Asyl. »Die Wahrung der kulturellen Identität – national oder ethnisch bestimmt – ist das vorherrschende Thema in ihren programmatischen Aussagen.«139


    Die Vermutung, dass der Aufstieg des Rechtspopulismus eine Begleiterscheinung politischer und gesellschaftlicher Modernisierungsprozesse ist, wurde durch die von Binder 2005 vorgenommene Neun-Länder-Studie großenteils bestätigt. Die Analyse ergab, dass Unsicherheit, die aus sozialer Vereinzelung resultiert, ferner »sozioökonomischer Druck, der auf dem Sozialstaat lastet«, sowie zunehmende Unzufriedenheit mit dem politischen System den Boden für rechtspopulistische Parteien bereiten. Und: Ausschlaggebend für Empfänglichkeit für rechtspopulistische Parolen seien nicht das tatsächliche Ausmaß des Steuerungsverlusts nationalstaatlicher Politik und der ethnischen bzw. kulturell-religiösen Durchmischung von Gesellschaften. Offenbar reiche schon die Projektion solcher als bedrohlich empfundenen Vorgänge aus, um in Teilen der Wahlbevölkerung »populistische Reflexe« hervorzurufen.140


    Dass die Bundesrepublik nicht Teil dieser Vergleichsstudie gewesen ist,141 war kein Zufall. Denn in dem erfassten Zeitraum von 1971 bis 2004 gelang keiner Partei der extremen Rechten der Einzug in den Deutschen Bundestag. Die 1983 gegründeten Republikaner (REP) warteten zwar bei den Europawahlen 1989 mit einem Überraschungsergebnis von 7,1 Prozent auf, konnten aber ansonsten, ähnlich der NPD in den 1960er-Jahren, nur auf regionaler Ebene zeitweise Wahlerfolge erzielen.142 Weshalb der »populistische Reflex« in der damaligen Bundesrepublik schwächer ausfiel, erklärt Binders Studie indirekt, nämlich mit Blick auf die von ihr herangezogenen erklärenden Variablen: Zwar pflegten, wie Längsschnittanalysen politischer Einstellungen belegen, auch die Westdeutschen mehrheitlich das international weitverbreitete geringe Vertrauen in Politiker. Doch zugleich bekundeten sie eine bemerkenswert hohe Unterstützung des politischen Systems. »Im Durchschnitt aller zwischen 1976 und 1990 durchgeführten Erhebungen erklärten fast drei Viertel der Bundesbürger, mit der Demokratie in der Bundesrepublik einigermaßen oder sehr zufrieden zu sein.«143 Bis weit in die 1990er-Jahre hinein hielten kontinuierlich auch »durchschnittlich sechs von zehn Deutschen die deutsche EU-Mitgliedschaft für eine gute Sache«.144 Und obgleich Deutschland von 1950 bis 1999 gut 4,5 Millionen Aussiedler aufgenommen, ebenfalls seit 1950 mehr als 5,2 Millionen Menschen eingebürgert und in den 1950er- und 1960er-Jahren Millionen Menschen aus sogenannten Gastarbeiterländern angeworben hatte, die heute die größte Gruppe der Bevölkerung mit Migrationshintergrund bilden,145 hat das Thema Zuwanderung und Asyl den öffentlichen Diskurs vor der Jahrtausendwende weit weniger polarisiert als in anderen westeuropäischen Migrationsgesellschaften.


    Das nationalismusferne Nationalbewusstsein in der Phase der Wiedervereinigung


    Die auf den Massendemonstrationen im Herbst 1989 in Berlin, Leipzig und anderen Städten der DDR verkündete Losung »Wir sind ein Volk« hatte keinen völkischen Kern. Aus der Überwindung der deutschen Teilung entsprang ein Nationalbewusstsein, das frei war von nationalistischer Großmannssucht und Überheblichkeit. Emotional war es Ausdruck einer Zusammengehörigkeit (dass, in den Worten Willy Brandts, »zusammenwächst, was zusammen gehört«), und pragmatisch wurde es als eine Mischung staatlicher, sozialer und individueller Eigenschaften verstanden, unter denen Solidarität und Effizienz wichtig waren.


    Laut Umfragen sahen mehr als neun von zehn Ostdeutschen und auch annähernd drei Viertel der Westdeutschen im März 1990 der kommenden deutschen Einheit mit Freude bzw. großer Freude entgegen. Allerdings fiel zum gleichen Zeitpunkt die Zufriedenheitsnote für das bundesdeutsche Demokratiemodell in Ostdeutschland deutlich skeptischer aus.146 »Gesamtdeutsch« bedeutete im Einigungsjahr 1990 unter anderem, dass im Einstellungshorizont Ost wie West die Erwartungen an einen intervenierenden und leistenden Wohlfahrtsstaat sehr hoch ausgeprägt waren.147


    Der Euphorie, die mit dem Erleben der deutschen Einigung einherging, ist, wie vielfach belegt, in Ostdeutschland bald Ernüchterung gefolgt. Einen Hinweis auf den Stimmungsabfall gibt der von Berliner Sozialforschern entwickelte Indikator der subjektiven Lebenszufriedenheit.148 Dieser bemisst, »wie Personen vor dem Hintergrund ihrer jeweiligen Erwartungen und Ansprüche bestimmte Lebensbedingungen bewerten«.149 Im Juni 1991 war demzufolge nur noch etwa die Hälfte der Ostdeutschen mit ihrer Lebenslage im Großen und Ganzen zufrieden. Binnen eines Jahres war die Gesamtbewertung der persönlichen Lebensumstände in Ostdeutschland auf einen Mittelwerk abgesunken, der »vom Standpunkt der Wohlfahrtsforschung als alarmierend bezeichnet werden« konnte.150


    Erste Anzeichen der Rückkehr des rechtspopulistischen Krisen-Reaktions-Musters in den 1990er-Jahren


    Damit schienen psychologische Bedingungen geschaffen, die für ein Wiederaufleben des rechtspopulistischen Krisen-Reaktions-Musters zumindest in Ostdeutschland sprachen. In Wahrheit aber ist zuerst im Südwesten eine Partei, die mit der Ideologie und den Stilmitteln des Rechtspopulismus auftrat, in einen Landtag der Bundesrepublik gewählt worden, nämlich die Republikaner 1992 in Baden-Württemberg. Erst sechs Jahre später gelang dies in Ostdeutschland der rechtsextremen Protestpartei DVU in Sachsen-Anhalt.151 Das Wahlprogramm der von dem Münchner Zeitungsverleger Gerhard Frey gegründeten und finanzierten DVU fügte bekannte Versatzstücke der rechtsextremen Ideologie zusammen, wie Nationalismus und Fremdenfeindlichkeit, Zugewanderte als Bedrohung für die eigene Volksgemeinschaft, sozialchauvinistische Parolen und geschürte Abstiegs- und Verlustängste sowie wüste verbale Ausfälle gegen etablierte Politiker und »Altparteien«, denen der Wille zur »Verteidigung deutscher Lebensinteressen« rundweg abgesprochen wurde.152


    Festzustellen ist jedoch, dass die Repräsentanz des äußeren rechten Rands des deutschen Parteiensystems auf der Ebene der Landtage in Ostdeutschland seither eine breitere regionale Streuung aufweist als im Westen.153 Desgleichen ist die AfD seit ihrer Gründung im ostdeutschen Elektorat stärker verankert. Wären nur die in Ostdeutschland gültig abgegebenen Stimmen gezählt worden, hätte die AfD bereits 2013 den Einzug in den Bundestag geschafft. Dies im Übrigen zu einem Zeitpunkt, als die Kurve der subjektiven Lebenszufriedenheit in beiden Landesteilen schon seit Längerem signifikant wieder nach oben gestiegen war.154


    Bis heute weisen die Umfragedaten und Wahlergebnisse für die AfD eine höhere Affinität im Osten der Republik aus. Das Resultat der Bundestagswahl 2017 spiegelt die regionale Spreizung des Zuspruchs für die AfD verstärkt wider: In Ostdeutschland erzielte die AfD mit 21,9 Prozent mehr als doppelt so hohe Stimmenanteile wie in Westdeutschland (10,7 Prozent) und rückte zur zweitstärksten Partei auf. In Sachsen lag sie mit 27 Prozent knapp vor der CDU und errang drei Direktmandate.155


    Die ostspezifischen Hintergründe, die diese asymmetrische Verteilung des Wählerzuspruchs bewirken, gilt es zu erklären. Im Folgenden wird die These ausgeführt, dass es sich dabei um Reaktionen auf zum Teil weit zurückliegende Ereignisse handelt, die weiterhin politische Fernwirkung erzielen: zum einen auf den »doppelten Transformationsschock«, das heißt auf Umbrüche, die bis Mitte der 1990er-Jahre die Arbeits- und Lebensbedingungen in Ostdeutschland durchpflügten, sowie auf abermalige Verunsicherungen, die im Gefolge der globalen Finanz- und Wirtschaftskrise von 2007/08 auftraten. Hinzu kommt ein weitverbreitetes Empfinden, dass der Staat als geborener Krisenhelfer versagt. In dieser Einschätzung wirkt eine staatsgerichtete Erwartungshaltung nach, die in der DDR verinnerlicht worden war. »Werden vom Staat erwartete Leistungen und Verteilungseffekte enttäuscht, hat dies bei Betroffenen Vertrauenseinbußen zur Folge, die in den Entzug genereller Systemunterstützung münden können.«156


    Ebenso klar erkennbar ist jedoch auch, dass es sich bei der AfD nicht um ein singulär ostdeutsches Phänomen handelt. Die Partei bringt mit dem typischen Narrativ des Rechtspopulismus, das sich aus radikaler Abwertung der etablierten Parteien und Eliten, plebiszitärer Aushebelung der parlamentarischen Demokratie und der Vorstellung einer identitären Volksgemeinschaft speist, deutschlandweit eine beachtliche Gefolgschaft hinter sich. Die 12,6 Prozent AfD-Stimmenanteile bei der Bundestagswahl 2017 haben ihre Wählerbasis vor allem im bevölkerungsstärkeren Westdeutschland. In den großen Flächenländern Bayern, Baden-Württemberg und Nordrhein-Westfalen kam die AfD auf 12,4, 12,2 bzw. 9,4 Prozent. Selbst in ländlichen, katholisch geprägten Wahlkreisen Bayerns erzielte die AfD teilweise Spitzenwerte, so in Deggendorf (19,2 Prozent), Schwandorf (17,4) und Straubing (18,4).


    Wie ist der Rechtspopulismus gegenwärtig in Deutschland ideologisch aufgestellt? Welche Bedeutung hat er hierzulande im Parteiensystem und wie agiert er auf der parlamentarischen Bühne? Welche politischen Faktoren und welche gesellschaftlichen Hintergründe erklären seine Wiedergeburt als Protestpartei, flankiert von einer außerparlamentarischen Bewegung von Empörten? Greift ein weiteres Mal das historisch bekannte gesellschaftliche Krisen-Reaktions-Muster? Was sind die Ursachen dafür, dass in Ostdeutschland die Affinität für den Rechtspopulismus höher ist? Diese Fragen werden im folgenden zweiten Hauptteil des Buches behandelt.
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    Protestpartei, außerparlamentarische Bewegung und intellektuelle Subkultur der Neuen Rechten im heutigen Deutschland

  


  
    4Die Formierung eines neuen rechtspopulistischen Dreibunds


    Die Irrlichter völkischen Denkens waren mit dem Untergang des Nationalsozialismus nicht gänzlich verloschen. Traktate, die dieses Denken propagieren, hat es am äußersten rechten Saum, im geistigen Umfeld des Rechtsextremismus, seit Bestehen der Bundesrepublik immer gegeben. Das dokumentieren die fortlaufenden Verfassungsschutzberichte des Bundes und der Länder. Ebenso haben rechtsextreme Kleinparteien wie REP, DVU und NPD jeweils die altbekannten völkischen Feindbilder für ihre Wahlkampagnen in rechtspopulistischer Manier aufbereitet.


    Beispielhaft dafür ist das Wahlprogramm der Deutschen Volksunion (DVU) zu den Landtagswahlen 1998 in Sachsen-Anhalt. Die Kampagne der DVU kombinierte klassische Argumentationsfiguren der zwischen Rechtspopulismus und Rechtsextremismus changierenden nationalen Rechten, wie Nationalismus, Ausländerfeindlichkeit und die Dämonisierung zuwandernder »Fremder« als Bedrohung der Volksgemeinschaft, mit dem Bedienen von Abstiegs- und Verlustängsten: »Deutsches Geld für deutsche Aufgaben!« – »Soziale Gerechtigkeit: Wo Not herrscht, muss die Politik vorrangig den einheimischen Landsleuten helfen!« – »Überfremdung: Es darf keine Benachteiligung Deutscher gegenüber Fremden im eigenen Land geben!«


    Die geschürte Angst vor »Überfremdung« und das Eintreten für »deutsche Identität« ging einher mit erklärter Ablehnung der EU. Prinzipiell wurde »etablierten« Politikern und »Altparteien« die »Verteidigung deutscher Lebensinteressen« abgesprochen.157 Wenn heute seitens der AfD ähnliche Parolen laut werden, beschert dies ein Déjà-vu-Erlebnis.


    Doch erst im Laufe des zweiten Jahrzehnts des 21. Jahrhunderts entstand neuerlich eine Konstellation von Rechtspopulismus, die an die Spätzeit der Weimarer Republik erinnert: Intellektuelle Vordenker der sogenannten Neuen Rechten, die neugegründete Protestpartei AfD und die von der Pegida-Bewegung und ihren lokalen Ablegern zeitweise wöchentlich mobilisierte Empörung der Straße formierten sich zu einem Dreibund, dessen gemeinsamer politischer Nenner »das Volk« in völkischer Lesart ist. Obschon in Gewaltpotenzial, gesellschaftlicher Verankerung und politischer Stoßkraft nicht mit der Weimarer antidemokratischen Rechten gleichzusetzen, hat es der neu aufgestellte, auf drei Ebenen operierende Rechtspopulismus vermocht, völkische bzw. identitäre Welt- und Gesellschaftsbilder dem Schattenreich verblichener Ideologien zu entreißen und ihnen neuerlich öffentliche Aufmerksamkeit und politische Sympathien zu verschaffen. Und dies in einem Maße, das über eine bloße Randerscheinung in der politischen Arena der Bundesrepublik hinausgewachsen ist.


    Für das Erstarken des Rechtspopulismus gibt es vor allem drei Ursachen: Erstens verschaffen die Sorge vor den Folgen einer ungebremsten Zuwanderung und eine infolge der Terroranschläge zunehmende Islamophobie dem kulturalistischen, das heißt auf eine Glaubens- und Wertegemeinschaft abhebenden Verständnis von nationaler Identität Auftrieb. Zweitens leitet der grassierende Vertrauensverlust der etablierten Politik Wasser auf die Mühlen der rechtspopulistischen Protestpartei. Drittens schätzen nennenswerte Teile der Bevölkerung ihre zukünftigen Lebenschancen erklärtermaßen pessimistisch ein. Von dieser Verunsicherung profitieren die AfD und die mit ihr vernetzten Fußtruppen von Pegida. Die daraus resultierende Wiederbelebung des aus deutscher Vergangenheit bekannten Krisen-Reaktions-Musters und ihre Ursachen behandelt das folgende Kapitel.
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    5Die Wiederbelebung des Krisen-Reaktions-Musters


    Der Wirklichkeitsgehalt nationaler Identität


    In der älteren Mythologie des Völkischen wird, was »deutsches Wesen« angeblich ausmacht, mit ausnahmslos positiven Eigenschaften beschrieben: unverstellt, rechtschaffen, redlich, tapfer, treu und heroisch. Die »veredlung« des Begriffs »Volk«, so lesen wir in Grimms Wörterbuch der deutschen Sprache in der Ausgabe von 1951, trete im 18. Jahrhundert mit der Erschütterung des Rationalismus ein: »man sieht in dem volke den unbefangenen, kern- und wurzelhaften, unverbildeten, charakteristischen theil der gesellschaft.« Das Volk werde »unter umständen wie ein individuum gedacht«.158


    »Volk« hat demzufolge »Charakter«, das heißt eine singuläre Eigenart. Die Überzeugung, es gebe so etwas wie einen überzeitlichen Nationalcharakter, ist bis heute lebendig. Doch sind solche Bekenntnisse zu natürlichem Volkstum und gleichsam zeitloser nationaler Identität nicht mehr als literarische Kunstgebilde oder weltanschauliche Konstruktionen, mit anderen Worten: Es handelt sich um Erfindungen ohne überprüften Wahrheitsgehalt. Und da sie ohne Wirklichkeitstest auskommen, ermangeln sie allgemeingültiger Erklärungskraft.


    Welche empirisch messbaren Anhaltspunkte gibt es dafür, wie empfänglich die Deutschen für völkisches bzw. nationalistisches Denken tatsächlich sind? Dass in Deutschland, wie in allen anderen Nationalstaaten, Vorstellungen von nationaler Gemeinschaft weit verbreitet sind, darf als gesichert gelten. Offenbar gibt es auch in modernen Gesellschaften ein elementares Grundgefühl von sozialer Verbundenheit, das auf eine anthropologische Konstante menschlichen Zusammenlebens verweist. Die Sozialtheorie hat diesen Gedanken aufgegriffen und zu einem Erklärungsansatz sozialer Identität fortentwickelt. Darunter wird »eine subjektiv empfundene Gruppenzugehörigkeit verstanden, der eine emotionale Bedeutung beigemessen wird«.159


    Aufbauend auf der Beobachtung einer solchen affektiven Verbundenheit wird es möglich, die empirischen Ausprägungen nationaler Identität kontrolliert zu messen. Der Mannheimer Politologe Matthias Mader hat ein Forschungsdesign entwickelt, das nicht lediglich auf der idealtypischen Entgegensetzung von patriotisch-demokratisch und nationalistisch-chauvinistisch basiert, sondern drei Einstellungsdimensionen unterscheidet, nämlich individuellen patriotischen Nationalstolz, eine völkisch-kulturalistische Haltung und Chauvinismus. Völkisch-kulturalistisch gesonnen ist, wer an eine unverwechselbare Wesensart von Volk bzw. Nation glaubt. Chauvinismus meint hier die Annahme einer Höherwertigkeit des eigenen Volkes. Anhand unterschiedlicher Kombinationen dieser »distinkten«, das heißt eigenständigen Dimensionen, lassen sich unterschiedliche Profile der Identitäten der Deutschen sichtbar machen.160


    Im Ergebnis der statistischen Berechnungen Maders für die Jahre 1995, 2004 und 2014 treten fünf Untergruppen zutage, die ein spezifisches Identitätsprofil aufweisen und an sämtlichen drei zeitlichen Messpunkten nachweisbar sind. Aussagekräftig sind vor allem die Veränderungen in der Häufigkeit der Klassenprofile: Der Anteil jener, die patriotischen Nationalstolz und völkisch-kulturalistische Haltungen hegen, hat sich demnach von 20 Prozent im Jahr 1995 auf 10 Prozent 2014 halbiert. Überdies scheine, so Mader, »nach 1995 die Klasse mit ausschließlich völkisch-kulturalistischen und chauvinistischen Haltungen verschwunden zu sein«.161


    Maders Zahlen belegen indes auch, dass zwei von drei Items, welche die völkisch-kulturalistische Haltung messen, im Bevölkerungsquerschnitt die Mehrheitsmeinung darstellten und im Zeitverlauf an Zuspruch gewonnen hatten: Dass wer Deutscher sein will, in Deutschland geboren sein muss, meinten 2014 56 Prozent der Befragten (1995 waren es 52 Prozent). Und dass es »unmöglich« sei, »dass Menschen, die deutschen Sitten und Gebräuche nicht teilen, wirklich Deutsche werden«, befanden 51 Prozent im gleichen Jahr 2014 (im Vergleich zu 45 Prozent 1995).162 Dass sich nationale Identität aus Abstammung und kultureller Zugehörigkeit ableitet, war folglich die Mehrheitsmeinung.


    Eine zwei Jahre später, im September 2016 durchgeführte Bevölkerungsumfrage ergab, dass sich dieses Meinungsbild zwischenzeitlich gefestigt hatte. Knapp die Hälfte (49 Prozent) befand, dass »Deutsch sein auch mit Herkunft und Tradition zu tun« habe. 53 Prozent der Bevölkerung befürchteten, dass »das, was Deutschland war, verloren« gehe, wenn immer mehr Einwanderer kämen. Und drei Viertel (76 Prozent) meinten, dass für Ausländer, die hier leben, die deutsche Leitkultur verpflichtend sein müsse.163


    Zur Wirklichkeit in Deutschland gehöre offenbar, so deutet der Autor der Studie diesen Befund, »dass mindestens eine relative Mehrheit der Bevölkerung ihre eigene Nationalität auch über eine in Jahrhunderten gewachsene Kulturtradition und eine gemeinsame Herkunft definiert«. Gleichzeitig reiche »die Furcht vor dem Verlust der kulturellen Identität weit über den Kreis der AfD-Anhänger hinaus«.164 Umgekehrt bedeutet dies, dass breite Teile der Bevölkerung für völkische Botschaften, wie sie von der AfD und ihrem Umfeld ausgesandt werden, unter bestimmten Bedingungen empfänglich sind.


    Der Vergleich der Zahlen beider Untersuchungen lässt darauf schließen, dass das gefestigte Beharren auf einer kulturalistisch verstandenen nationalen Identität aktuelle Sorgen vor den Folgen unkontrollierter Zuwanderung widerspiegelt. Zur Erinnerung: Es war das Jahr 2015, in dem die Zahl der Flüchtlinge und Asylbewerber in Deutschland schlagartig anstieg und sich der Millionengrenze näherte. Einer Annahme der sozialen Identitätstheorie zufolge können gesellschaftliche Leitfiguren (»prototypische Gruppenmitglieder«) den Inhalt der nationalen Identität verändern, indem sie »neue Inhalte an die übrigen Mitglieder kommunizieren«.165 Indes zeigt die Dynamik, die die »Flüchtlingsfrage« im Laufe des Jahres 2015 gewann, dass gesellschaftliche Leitfiguren nicht nur als »Katalysatoren des Wandels« Wirkung entfalten können, sondern mit den politischen Botschaften, die sie aussenden, auch bereits existierenden, hier: auf soziale Schließung setzenden Vorstellungen nationaler Identität Auftrieb geben können. So gesehen, hatte Angela Merkels geflügeltes Wort »Wir schaffen das« nach der Öffnung der Grenze für Flüchtlinge aus Ungarn im September 2015 nationalen Signalcharakter. Der öffentliche Diskurs um Chancen und Risiken der Migration nahm hinfort Fahrt auf. Dabei wurden auch Abwehrreflexe aufseiten derer angefacht, die einem kulturalistischen Verständnis von nationaler Identität anhängen.


    Das auf breiter Front entfachte nationale Identitätsgefühl, das in Abstammung und hergebrachter Lebensform die Grundlagen der Zugehörigkeit zu Volk und Nation sieht, wurde zum Einfallstor für den neuen deutschen Rechtspopulismus. Die völkische Ideologie, die dieser propagiert, erfuhr eine neuerliche politische Aufwertung, weil sie vielen verunsicherten Menschen als sicherer Hafen erscheint, der eine geistige Zuflucht gegen »Asylantenflut« und unkontrollierte Flüchtlingsströme bietet. Doch ist die Flüchtlingsfrage nicht allein ursächlich für die gegenwärtige Anziehungskraft des Völkischen, wenngleich sie diese beschleunigt hat und zu den Wahlerfolgen der AfD entscheidend beiträgt.


    Die Ursachen der Verunsicherung sind vielschichtiger und liegen tiefer. Es gibt neben der Flüchtlingsfrage noch andere Facetten von Unsicherheit, die erklären, weshalb das Völkische in Deutschland wieder Konjunktur hat. Es ist ein ganzes Motivbündel, das die Wiederkehr jenes Krisen-Reaktions-Musters verursacht, das aus der deutschen Vergangenheit bekannt ist. Diese Wirkungszusammenhänge werden in den folgenden Kapiteln dargestellt.


    Letzter Ausweg Rechtspopulismus? – Die Wiederkehr des alten Krisenreflexes


    Mit dem neuerlichen Aufstieg des Rechtspopulismus geht eine tiefe Vertrauenskrise der etablierten Politik einher. Befördert wird die Vertrauenskrise dadurch, dass im Wahrnehmungsfeld vieler Menschen sich verschiedenartige Erfahrungen von Unsicherheit überlappen. Ohnehin sind Deutsche allgemein nicht risikofreudig: Einer im Auftrag des Bundesverbands deutscher Banken 2015 durchgeführten Allensbach-Umfrage zufolge hielten nur neun Prozent »Risikobereitschaft« im Leben für ganz besonders wichtig. Im Laufe der letzten zwei Jahrzehnte ist die Zahl derer, die den Begriff »Risiko« unsympathisch finden, von 43 Prozent (1993) auf 60 Prozent (2015) gestiegen.166


    Zu Unsicherheit trägt vor allem bei, dass die Zukunft der privaten Lebensbedingungen und der allgemeinen wirtschaftlichen und gesellschaftlichen Entwicklungsperspektiven des Landes für viele instabil und unwägbar erscheinen. Diese Stimmungslage beschreibt der Berliner Wirtschaftsforscher Marcel Fratzscher so: »Die Menschen machen sich zunehmend Sorge über ihre Zukunft, darüber, was mit ihrer Arbeit passieren wird, ob es den eigenen Kindern gutgehen wird, ob die Rente sicher ist und ob sie ihren Lebensstandard halten können, ob Gewalt und Kriminalität zunehmen werden.«167


    Daten aus einschlägigen Bevölkerungsumfragen zeigen übereinstimmend, dass die Deutschen zwischen gegenwärtigem Wohlbefinden und auf die Zukunft gerichteten Sorgen deutlich unterscheiden. Im Jahr 2015 war die subjektive Lebenszufriedenheit, die auf die Gegenwart abhebt, so hoch »wie nie seit der Wiedervereinigung«. Seit 1990 hatte sich außerdem der Ost-West-Abstand stetig verringert; das im Osten gemessene »Glücksgefühl« lag 2017 nur noch rund 0,3 Punkte unter dem westdeutschen Mittelwert.168


    Mit Sorge betrachten die Deutschen weniger ihre beruflichen Risiken als vielmehr ihre spätere Alterssicherung und aktuell auch mehrheitlich die kurz- und langfristigen Folgen des Flüchtlingszustroms. Eurobarometer-Daten zeigen, dass der Anteil der Arbeitnehmer, die das Risiko hoch erachten, innerhalb der nächsten zwei Jahre den Arbeitsplatz zu verlieren, europaweit mit am geringsten ist.169 Dabei dürfte eine Rolle spielen, dass die hierzulande vom Sozialstaat gewährten Garantien sozialer Sicherung im Falle eines Arbeitsplatzverlustes hoch eingeschätzt werden.170


    Ein Risikofaktor, der die Mehrheit der Deutschen umtreibt, ist die Flüchtlingsfrage. Im März 2016 wurde im Rahmen der Messungen der Langzeitstudie GLES171 das Asylthema unter den drängendsten Problemen mit Abstand am häufigsten genannt. Ein vom Deutschen Institut für Wirtschaftsforschung (DIW) erhobenes Stimmungsbarometer zeigt an, dass für annähernd 80 Prozent die kurzfristigen Risiken der Zuwanderung überwiegen. Aber auch auf längere Sicht sehen knapp 60 Prozent mehr Risiken als Chancen. »Sowohl bei der Frage, ob das kulturelle Leben im Allgemeinen durch Flüchtlinge eher untergraben oder bereichert werde, als auch bei der Frage, ob Deutschland eher zu einem schlechteren oder besseren Ort zum Leben werde, gab mehr als die Hälfte der Befragten negative Urteile ab.«172 Zur gleichen Zeit fanden mehr als 80 Prozent, dass die Bundesregierung die Flüchtlingssituation nicht im Griff habe.173


    Das Gefühl, einer verselbstständigten Ökonomie ausgeliefert zu sein, die sich dank globaler Vernetzung den Steuerungsversuchen nationalstaatlicher Politik erfolgreich entzieht, bestärkt die migrationsbedingte Verunsicherung zusätzlich,174 ebenso wie das Empfinden, die Mechanismen und »Machenschaften« des politischen Betriebs weder durchschauen noch gar selbst beeinflussen zu können. Inzwischen ist die Einschätzung weit verbreitet, dass die Regierung nicht nur bei der Bewältigung der Flüchtlingsfrage versagt, sondern dass die gewählten Volksvertreter sich dem Volk entfremdet haben und dass die politische Elite insgesamt die gebotene Integrität, Gemeinwohlbindung und Leistungsfähigkeit vermissen lässt. Wer so denkt, nimmt die maßgeblich von den »Altparteien« verantwortete Politik als einen zusätzlichen Risikofaktor wahr. In der Folge ist das – für das Funktionieren der Demokratie unerlässliche – generalisierte Vertrauen in Politik hierzulande auf neuerliche Tiefstände abgesunken. Im Mai 2016 stimmte knapp die Hälfte der Deutschen (46 Prozent der Befragten) der Aussage zu: »Die Politiker haben keine Ahnung«.175 Und im September desselben Jahres war fast jeder dritte Bundesbürger (32 Prozent) der Überzeugung, dass »keine Partei« die wichtigsten Probleme des Landes lösen könne (drei Jahre zuvor meinten dies nur 17 Prozent).176


    Innerhalb dieser Stimmungslage bewegen sich rechtspopulistische Parteien wie der Fisch im Wasser. Wo sich Krisenbewusstsein ausbreitet, wird der Rechtspopulismus zur politischen Alternative. Diese Entwicklung lässt sich seit etwa Mitte 2015 mit dem beschleunigten Anwachsen der Anhängerschaft der AfD und ausweislich der seit 2016 anhaltenden Serie ihrer regionalen Wahlerfolge sowie zuletzt des Einzugs in Fraktionsstärke in den Bundestag auch in Deutschland beobachten.


    Anders aber als in etlichen europäischen Nachbarländern und auch in den USA, wo der Rechtspopulismus seine Anhänger in hohem Maße aus Globalisierungsverlierern, das heißt entlassenen bzw. um ihren Arbeitsplatz fürchtenden Beschäftigten der alten Industrien rekrutiert, sind unter den Parteigängern der AfD jene, die sich selbst als Opfer der Modernisierung betrachten, eine Minderheit. Nur 28 Prozent sehen sich auf der Verliererseite.177 Und unmittelbar vor der Bundestagswahl 2017 befragte Parteianhänger der AfD gaben mehrheitlich (zu 57 Prozent) an, sich in Deutschland nicht benachteiligt zu fühlen.178


    Der Grund hierfür ist, dass die Bundesrepublik den industriellen Strukturwandel, der auch sie nicht ausgespart hat, in den vergangenen Jahrzehnten vergleichsweise erfolgreich verarbeitet hat. Nur bedingt allerdings trifft dies auf Ostdeutschland zu. Dort wirken die Strukturbrüche und die mentalen Folgen des einigungsbedingten wirtschaftlichen »Transformationsschocks« immer noch nach. Nicht von ungefähr hat Pegida, die Selbstorganisation von Empörten, ihren lokalen Ursprung in Ostdeutschland, und es ist kein Zufall, dass die Wahlerfolge der AfD in den neuen Bundesländern größer ausfallen. Aber auch bezogen auf den Osten Deutschlands greift ein ausschließlich ökonomischer Erklärungsversuch, der mit der einfachen Formel »AfD-Anhänger gleich Modernisierungsverlierer« operiert, zu kurz.


    Gegen eine solche analytische Verkürzung sprechen auch andere einschlägige Umfragedaten. So arbeitet eine Studie des Kölner Instituts der deutschen Wirtschaft (IW) heraus, dass im Zeitraum von 2013 bis 2016 Personen mit AfD-Wahlabsicht ihre eigene wirtschaftliche Lage kaum weniger positiv einschätzen als die Gesamtbevölkerung.179 In dieser guten Benotung drückt sich die konkret gemachte Erfahrung aus, dass sich die globale Finanz- und Wirtschaftskrise von 2007/08 auf den deutschen Arbeitsmarkt nur begrenzt ausgewirkt hat. Dank des konzertierten Zusammenwirkens von Bundesregierung und Sozialpartnern, und flankiert durch die Instrumente des Sozialstaats, konnten negative Effekte für Produktion und Beschäftigung weitgehend abgefedert werden.180


    Obschon die Deutschen in ihrer großen Mehrheit also nicht unmittelbar existenziell betroffen waren und sind, festigte sich aus der teilnehmenden Beobachtung der globalen Bankenkatastrophe und der ab 2013 innerhalb des Euro-Währungsraumes auftretenden Turbulenzen, die durch Steuergeld aufgefangen wurden, das Grundgefühl, in Zeiten entgrenzter Krisen zu leben. »Big Business« wie auch das supranationale Institutionengefüge der EU scheinen außer Kontrolle geraten zu sein. Verantwortlich gemacht wird dafür ein Kontrollversagen der nationalen Politik. Ein verbreiteter Generalverdacht lautet: Die Politik, die dem Volk längst entfremdet sei, demonstriere ihr eigenes Unvermögen oder stecke als Komplize einer elitären »Kollusion«, das heißt eines verdeckten Zusammenwirkens, mit anderen politisch Einflussreichen und ökonomisch Mächtigen unter einer Decke.


    Wie sich diese von Skepsis, Zukunftssorgen und Abwendung von der etablierten Politik gespeiste Gemütslage in den Einstellungen von AfD-Anhängern widerspiegelt, macht die Analyse der Wirtschaftsforscher des IW anschaulich. Parteigänger der AfD entstammen keineswegs typischerweise dem Prekariat. Vielmehr verfügen sie laut den für 2014/15 erhobenen Daten über ein leicht überdurchschnittliches Haushaltseinkommen. »Sorgen um seine wirtschaftliche Lage macht sich praktisch keiner der AfD-Anhänger.«181 Aber: »AfD-Anhänger sind Pessimisten – im Jahr 2016 mehr denn je.« Denn: »Etwa ein Drittel der Befragten mit AfD-Wahlabsicht erwartet eine Verschlechterung der wirtschaftlichen Lage.« Das sind fast doppelt so viele wie unter den Befragten insgesamt. Und: »Noch pessimistischer sind die AfD-Anhänger mit Blick auf die allgemeine wirtschaftliche Lage: Im Jahr 2016 schätzen fast zwei Drittel die Zukunft schlechter ein als die Gegenwart.«182


    Das im Rahmen der Langzeitumfrage des Sozioökonomischen Panels (SOEP) gemessene Sorgenbarometer unterstreicht diese zwischen dem Heute und dem Morgen deutlich unterscheidende Situationseinschätzung von Sympathisanten der AfD. Während die den Status quo betreffenden wirtschaftlichen Sorgen, auch was den Erhalt des eigenen Arbeitsplatzes betrifft, – so wie in der gesamten Bevölkerung – gering ausfallen, ist das bei Fragen und Problemen, die die Zukunft verdunkeln können, anders. »Um die Zuwanderung, die Kriminalitätsentwicklung, den Erhalt des Friedens sowie des sozialen Zusammenhalts machen sich sogar mehr als die Hälfte der AfD-Anhänger ›große Sorgen‹.« Auch die eigene Altersvorsorge wird als mit Risiken befrachtet gesehen.183


    Mehr als andere Bundesbürger fühlen sich AfD-Anhänger zudem benachteiligt und entmündigt. 38 Prozent wähnten sich im Oktober 2016 denen zugehörig, »die zurückbleiben, während es vielen anderen in Deutschland immer besser geht«.184 Noch ausgeprägter als bei Sympathisanten der Partei Die Linke ist in der Klientel der AfD die Unzufriedenheit mit dem Grad der Verwirklichung sozialer Gerechtigkeit in Deutschland.


    »Grosso modo«, so spitzen die IW-Autoren das defätistische Grundgefühl, das im Sympathisantenfeld der AfD tonangebend ist, zu, »ist ihr Denken gekennzeichnet von Krisenszenarien und Katastrophenängsten.« Diese Einschätzung bestätigend, kommt eine Allensbacher Studie vom Mai 2016 zu dem Ergebnis, unter »Wutbürgern« sei »apokalyptisches Denken« verbreitet. Rund drei Viertel der AfD-Anhänger glaube, dass Deutschland auf eine Katastrophe zusteuere.185 Die negative Grundstimmung setzt sich um in Abwendung von der etablierten Politik. Das Misstrauen gegenüber anderen Parteien ist »epidemisch, die Überzeugung, dass Abgeordnete in erster Linie nicht die Interessen der Bevölkerung vertreten, sondern eine andere Agenda verfolgen, ist bei AfD-Anhängern fast Konsens«.186


    Mit dem Verdacht, dass die gewählten Volksvertreter ihre Rückkopplung zum Volk (»Responsivität«) vernachlässigen, korrespondiert das Empfinden von politischer Ohnmacht. Eigenes gesellschaftliches und politisches Engagement wird häufiger als im Bevölkerungsdurchschnitt von AfD-Anhängern als zwecklos erachtet. Sie haben den Eindruck, »selbst nur unzureichend die Dinge in einer für sie guten Weise beeinflussen zu können«, und sie sind deutlich unzufriedener als andere Bundesbürger damit, wie die Demokratie in Deutschland funktioniert. »Umgekehrt halten sie – wiederum mit deutlichem Abstand zu den Sympathisanten der anderen Parteien – Volksabstimmungen für demokratischer als Abstimmungen im Bundestag.«187


    Das Votum für die AfD bei der Bundestagswahl am 24. September 2017 sowie die dieser Stimmabgabe unterliegenden Motive und sozialstrukturellen Merkmale bestätigen den Trend, der in den oben herangezogenen Analysen herausgearbeitet wurde und der sich in Umfragen und bei Landtagswahlen zuvor bereits abgezeichnet hatte. Ausschlaggebend für das Wahlverhalten von AfD-Anhängern waren Enttäuschung (61 Prozent) und Protest. Die AfD erschien 85 Prozent ihrer Wähler als »die einzige Partei, mit der ich meinen Protest ausdrücken kann«. Das Protestmotiv speist sich aus einem Gefühl kultureller Bedrohung und wahrgenommener Erosion der öffentlichen Sicherheit. Jeweils mehr als 90 Prozent derer, die für die AfD stimmten, sorgen sich, dass ein »Verlust der deutschen Kultur« bevorsteht (95 Prozent), dass der Islam zu starken Einfluss gewinnt (92 Prozent), dass die Kriminalität massiv zunehmend wird (91 Prozent) und dass »sich unser Leben in Deutschland zu stark verändern wird« (94 Prozent).


    Als »sehr wichtig« für ihre Wahlentscheidung am 24. September 2017 nannten AfD-Wähler folgerichtig vor allem die Terrorismusbekämpfung (69 Prozent), die Eindämmung der Kriminalität (61 Prozent) und das Problem der Zuwanderung von Flüchtlingen (60 Prozent). 89 Prozent möchten die Zahl der Flüchtlinge auf Dauer begrenzt sehen. 92 Prozent meinen, die AfD sei »vor allem dafür da, mit ihren Vorstößen die Flüchtlingspolitik zu verändern«.


    Zwar konnte die AfD bei der Bundestagswahl unter Arbeitern und Arbeitslosen mit jeweils 21 Prozent überdurchschnittlich punkten. Jedoch ist sie keineswegs die parlamentarische Vertreterin der ökonomisch Abgehängten. Lediglich 22 Prozent ihrer Wähler kennzeichnet eine schlechte wirtschaftliche Situation (zum Vergleich: unter SPD-Wählern sind dies 23 Prozent, unter Unionswählern 18 Prozent und unter Wählern der Partei Die Linke 15 Prozent).188


    Wie schon bei den vorangegangenen Landtagswahlen (und ebenso bei der nachfolgenden in Niedersachsen am 15. Oktober) hat die AfD einen überdurchschnittlichen Zulauf aus den berufsaktiven Jahrgängen zwischen 25 und 49 Jahren. Das erhärtet die These, dass in der arbeitenden Mitte der Gesellschaft Unzufriedenheit mit den Arbeits- und Lebensbedingungen und insbesondere über deren künftige Entwicklung verbreitet ist, was sich in wachsenden Sympathien für die rechtspopulistische Protestpartei niederschlägt.


    Fassen wir soweit zusammen: Das in Teilen der Bevölkerung herrschende Gefühl von Verunsicherung, dem, so der Vorwurf, die alte Politik nichts entgegenzusetzen hat, befördert die schleichende Demontage des Demokratiebewusstseins. Wer das schwierige Geschäft des Ausgleichens pluralistischer Interessen und des Aushandelns von Kompromissen verachtet, findet Gefallen daran, das Freund-Feind-Schema auf Politik (»wir hier unten« gegen »die da oben«) zu übertragen. Mit dem Hebel der direkten Demokratie wird, so die Vorstellung, »dem Volk« Macht zurückgegeben. Hinzu tritt die Angst vor der Aushöhlung der inneren Sicherheit und vor kultureller Überfremdung. »Das aktualisierte Feindbild sind Muslime.«189 Die Reaktion darauf ist ein sich verhärtendes kulturalistisches Verständnis von nationaler Identität. Dieser Vorstellung zufolge ist »das Volk« eine Einheit, die auf deutscher Abstammung und Lebensart beruht.


    Mit dem verbreiteten gesellschaftlichen Krisengefühl sowie der antidemokratisch und illiberal verformten Sicht auf Politik, das heißt der Elitenfeindschaft und dem Anti-Establishment-Affekt, dem identitären Verständnis von Volk und Demokratie sowie dem nationalen Zusammenschluss nach innen, um innere und äußere Gefahren abzuwehren, sind sämtliche psychologischen und ideologischen Requisiten bereitgestellt, um dem aus deutscher Vergangenheit bekannten rechtspopulistischen Krisen-Reaktions-Muster, bei dem völkischer Geist Regie führt, neuerlich eine Bühne zu bieten. Der AfD fällt in diesem völkischen Bühnenstück seit der zweiten Hälfte des Jahres 2015 – und seit dem 24. Oktober 2017 auch im neukonstituierten Bundestag – die unangefochtene Hauptrolle zu, indem sie sich programmatisch gegen Zuwanderer abgrenzt, »die nicht als ›dem Volk‹ zugehörig gedacht werden und als ›Fremde‹ die behauptete ethnische oder kulturelle Hegemonie des Volkes bedrohen«.190


    Die Hochburgen des Rechtspopulismus liegen im Osten – Erklärungsfaktoren für das Ost-West-Gefälle


    Willy Brandts häufig zitierter Ausspruch, mit der deutschen Einigung wachse »zusammen, was zusammengehört«, gilt für die gesellschaftlichen und politischen Einstellungen im vereinigten Deutschland nur eingeschränkt. Einesteils belegen Längsschnittuntersuchungen, dass die Entwicklung der politischen Kultur und der sozialen Leitbilder im Verlauf der ersten knapp zweieinhalb Jahrzehnte seit der Wiedervereinigung sich in Ost und West überwiegend und deutlich einander angenähert haben.191 Andererseits existieren neben solchen Tendenzen zur Konvergenz auch fortdauernde Ausprägungen von Differenz. Diese kommen in Ostdeutschland in einer skeptischeren Einschätzung des bundesdeutschen Demokratiemodells, einer kritischer ausfallenden Bewertung des Funktionierens der Demokratie und häufiger wahrgenommener Systemungerechtigkeit zum Ausdruck. Die allgemeine Lebenszufriedenheit, die Demokratiezufriedenheit, das Vertrauen in die Bundesregierung und auch die Beurteilung der persönlichen wirtschaftlichen Lage fällt seit 1990 im Osten konstant niedriger aus als im Westen der Republik.192


    Die subjektive Lebenszufriedenheit und das Gefühl, benachteiligt zu sein, sind, wie Oscar Gabriel und Katja Neller zutreffend schreiben, maßgeblich für die Bewertung des politischen Systems und der eigenen politischen Rolle durch die Menschen in beiden Teilen Deutschlands. »Unzufriedenheit mit den politischen Verhältnissen beeinträchtigt das Vertrauen in die Politik.«193 Da die Lebensbedingungen seitens der Menschen in den neuen Bundesländern häufiger negativ bewertet werden, kann sich die – für die Festigung einer jungen Demokratie konstitutive – wechselseitige Bestätigung zwischen positiver Wahrnehmung der sozioökonomischen Bedingungen und Identifikation mit dem neuen politischen System nicht in dem Maße einstellen, wie dies in den Gründerzeiten der alten Bundesrepublik der Fall gewesen ist.


    Vergleicht man beide Demokratiegründungen, gibt es jedoch einen Unterschied. Während die kollektiven ökonomischen Erfolgserlebnisse der 1950er- und 1960er-Jahre aus der Evidenz der damaligen Gegenwart ihre Bestätigung fanden und nicht mit Zukunftspessimismus einhergingen, wiegen auf die Zukunft gerichtete Sorgen, wie dargestellt, heute schwerer. Das aber macht das Geschäft der Politik sehr viel schwieriger.


    Dass das subjektive Lebensgefühl Ostdeutscher häufiger von Unsicherheit untersetzt und die Demokratiebindung instabiler ist, hat objektive regionale Gründe. Strukturell wirkt sich auf die politische Psychologie im Osten dämpfend aus, dass die Wirtschaftsleistung bei etwa 80 Prozent des gesamtdeutschen Durchschnitts stagniert, dass die Unternehmenslandschaft überwiegend kleinteilig und die Arbeitslosenrate (trotz deutlichen Rückgangs) nach wie vor höher als im Westen liegt.194 Institutionelle Schwächen kommen hinzu: Großorganisationen wie Gewerkschaften, Unternehmerverbände, Kirchen und Parteien, die soziale Konfliktlagen auffangen können und wie ein Puffer der Politik vorgelagert sind, hatten in Ostdeutschland ab 1990 von vornherein eine schwache Basis.


    Nicht unterschätzt werden dürfen die langfristigen Nachwirkungen des »doppelten Transformationsschocks«. Der Systemumbruch von 1989/90 hatte für Millionen Ostdeutscher den Verlust des Arbeitsplatzes, Karriereknicks und sozialen Abstieg im Gefolge. Diese einschneidenden Erfahrungen haben sich nicht nur den unmittelbar Betroffenen, sondern auch deren sozialem Umfeld eingeprägt und wurden mit dem Aufziehen der globalen Finanz- und Wirtschaftskrise 2007/08 neuerlich als ein Menetekel potenzieller Existenzrisiken lebendig.


    Vor diesem Erfahrungshintergrund sorgen situative Herausforderungen wie der unerwartete Zustrom von Flüchtlingen für zusätzliche Verunsicherung. So zeigt die langfristige Verlaufslinie der Daten zu Fremdenfeindlichkeit, die in Ostdeutschland immer etwas höher lag, für beide Teile Deutschlands von 2010 auf 2012 einen deutlichen Anstieg, der aus heutiger Sicht als Vorbote eines sich seither verfestigenden Trends gedeutet werden kann.195


    Von der größeren, vielschichtiger zusammengesetzten Verunsicherung Ostdeutscher profitiert aufseiten der politischen Anbieter die AfD. Die schon 2013 – seinerzeit allerdings auf niedrigem Niveau – nachweisbar größere Unterstützung der AfD196 in den östlichen Bundesländern hat sich seither verstärkt. Bereits für 2016 wurde der Anteil ihrer überzeugten Anhängerinnen und Anhänger mehr als dreimal so hoch geschätzt wie für den Westen Deutschlands.197 Im Ergebnis der Bundestagswahl 2017 erhielt die AfD in Ostdeutschland anteilig mehr als doppelt so viel Zustimmung wie im westdeutschen Landesteil.


    Die soziodemografische Zusammensetzung der AfD-Wählerschaft, die sich bei den Landtagswahlen von 2016 herausschälte, wurde bei der Bundestagswahl 2017 bestätigt: Angestellte sind in etwa durchschnittlich vertreten; jedoch stellt diese Berufsgruppe aufgrund ihrer schieren Größe gesamtdeutsch die wichtigste Wählerklientel der AfD. Und: Wie schon bei den Wahlgängen in Sachsen-Anhalt und Mecklenburg-Vorpommern haben Arbeiter und Arbeitslose auch im Bund zum Wahlerfolg der AfD erheblich beigetragen.198 Ein Abgleich der sozialen Strukturdaten und der Wahlergebnisse auf der Kreisebene ergibt zumindest bei einer Analyse der Landtagswahlen den auf den ersten Blick überraschenden Befund, dass die Arbeitslosenquote die AfD-Resultate in Ostdeutschland nicht signifikant beeinflusst. Dieser Befund lässt sich nach Auffassung der Autoren der IW-Studie so interpretieren, dass das bessere Abschneiden der AfD im Osten »unabhängig von regionalspezifischen Strukturmerkmalen« zustande kommt. Das könne darauf hindeuten, »dass die AfD mehr als im Westen eine Partei ist, die in der Mitte der Gesellschaft angekommen ist«.199


    Versteht man indes unter der »Mitte der Gesellschaft« soziologisch die große Bevölkerungsgruppe der berufsaktiven Jahrgänge etwa zwischen 25 und 60 Jahren, so rückt sehr wohl ein regionalspezifisches Strukturmerkmal Ost in den Blick, der in der die AfD beobachtenden Parteien- und Wahlforschung bislang weitgehend unbeachtet blieb. Es lässt sich zunächst einmal zeigen, dass die AfD – bei den Landtagswahlen in Ostdeutschland 2016 wie auch bei der Bundestagswahl 2017 –, wie oben bereits ausgeführt, in diesen Jahrgangsgruppen überdurchschnittlich abgeschnitten hat. Dieser »Mittelstandsbauch« zeichnete sich etwa in Sachsen-Anhalt vor den Wahlen im März 2016 vergleichbar auch unter Nichtwählern ab, also jenem Segment, das die AfD dann am Wahltag erfolgreich für sich mobilisierte.200


    Es spricht einiges für die Annahme, dass eine Ursache für die erhöhte Neigung von ostdeutschen Angehörigen berufsaktiver Jahrgänge, die AfD zu wählen, die kritische Bewertung eines spezifisch ostdeutschen Strukturmerkmals ist: »Das situativ – im Einklang mit der bundesweiten Stimmungslage – aufgeladene und als dringlich empfundene Flüchtlingsproblem ist unterlegt mit strukturellen Erfahrungslagen aus der Arbeitswelt, die als Mängel ›guter Arbeit‹ abgespeichert sind.«201 Als Defizite »guter Arbeit« listen Arbeitsmarktforscher exemplarisch für Sachsen-Anhalt auf der Basis einer Betriebsbefragung das Lohngefälle, kurzfristig angesetzte Samstags- und Schichtarbeit sowie prekäre Arbeit (Leiharbeit) auf.202 Das sind indessen sämtlich Erfahrungswerte, die in Kerngruppen der gesamten ostdeutschen Arbeitsgesellschaft gemacht werden dürften. Dieser Wirkungszusammenhang bedarf allerdings noch näherer empirischer Untersuchung.203
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    6Ideologie und Programmatik des gegenwärtigen Rechtspopulismus


    Im Feld der Neuen Rechten haben diverse Akteure Aufstellung genommen. Beachtung verdienen dabei neben der AfD als politischer Partei ferner – mit zuletzt deutlich abgeflauter Zugkraft – die außerparlamentarische Bewegung Pegida, des Weiteren die subversiv-aktionistische Gruppierung der »Identitären« sowie die neurechte Denkschule des in Schnellroda in Sachsen-Anhalt ansässigen »Instituts für Staatspolitik« des Verlegers Götz Kubitschek. Sämtliche genannten Akteure weisen ideologische Nähen und Gemeinsamkeiten auf und sind, ungeachtet verbaler Abgrenzungsversuche von Teilen der AfD-Führung, personell untereinander vielfach vernetzt.


    Gemeinsamer ideologischer Nenner dieser Gesinnungsgemeinschaft ist ihr völkischer Denkansatz. AfD, Pegida und andere Aktivisten sowie Vordenker der Neuen Rechten formierten sich, wie der Publizist Jasper von Altenbockum schreibt, »als Spielarten einer Bewegung, die alle im bewussten oder unbewussten Rückgriff auf das 19. Jahrhundert eine Art ethnische volonté générale für sich reklamieren: Sie definieren den ›wahren‹ Volk- und Gemeinwillen nicht mehr nur demokratisch, sondern auch gegen das ethnisch Fremde und dessen politischen Verbündeten, die ›Elite‹. Aus dem steigenden Anteil der Bevölkerung mit Migrationshintergrund machen sie auf ihre Weise eine neue, die alte ›deutsche Frage‹.«204


    Um die weltanschaulichen Horizonte dieses Feldes auszuleuchten, werden im Folgenden zunächst die Programmatik der AfD, förmliche Beschlüsse und öffentliche Stellungnahmen ihrer Repräsentanten auf Bundes- und Landesebene, sodann die Parolen, die Pegida auf die Straße brachte, und schließlich die Philosophie der Tat, wie sie die »Identitären« propagieren und praktizieren, in Ausschnitten und exemplarischen Zeugnissen dargestellt.


    Die Alternative für Deutschland (AfD) – von einer rationalen zur rechtspopulistischen Protestpartei


    Die AfD ist der parteiförmige Kristallisationskern des gegenwärtigen Rechtspopulismus in Deutschland. Der Beschreibung ihrer Programminhalte, innerparteilichen Flügel und Richtungskämpfe sowie der Bestimmung ihres ideologischen Standorts im bundesdeutschen Parteiensystem kommt demgemäß besondere Bedeutung zu.


    Gegründet wurde die AfD Anfang Februar 2013 aus einer Initiative bürgerlicher Kreise im Umland der hessischen Finanzmetropole Frankfurt am Main heraus. Den Anstoß zur Parteigründung gab die Kritik am Euro und an den Rettungspaketen zugunsten finanzwirtschaftlich taumelnder EU-Mitgliedsstaaten. In ihrem Gründungsaufruf forderte die AfD Deutschlands Austritt aus der Eurozone (»Deutschland braucht den Euro nicht«205) sowie eine »geordnete Auflösung des Euro-Währungsgebietes«. Auch dürften die Kosten der Rettungsschirme nicht dem deutschen Steuerzahler aufgebürdet werden.206


    Die Namensgebung »Alternative« und die Vermeidung des Etiketts »Partei« war gewollt:207 Gegenüber den – als »verkrustet und verbraucht« geschmähten208 – Altparteien, die allesamt bei der Abwendung der Euro- und Staatsschuldenkrise versagen würden, empfahl sich die AfD als alternativlose Gegenkraft. Gestützt von einem Professorenzirkel um den Hamburger Volkswirtschaftler Bernd Lucke, der das Gesicht der Partei während der rund zweijährigen Gründungs- und Konsolidierungsphase war, nahm die AfD anfangs eine »deutlich marktliberale bzw. marktradikale Position« ein.209 Ein Indiz dafür, dass der Start nach dem Drehbuch einer Wirtschaftspartei ablief, war auch die Besetzung des Beirats ausschließlich mit Ökonomen.210


    Obschon das Währungsthema die öffentlichen Aussagen und Auftritte zunächst klar beherrschte, traf die seinerzeit von Beobachtern vorgenommene Klassifizierung der Partei als »euroskeptische Ein-Themen-Partei«211 nur bedingt zu. Denn von Beginn an hatte die AfD auch eine nationalkonservative Strömung, die Fragen der gesellschaftlichen Moral, der Zuwanderung und von Recht und Ordnung in die Debatte brachte und mit dem wirtschaftsliberalen Flügel um die Deutungshoheit über die Partei konkurrierte.212


    Den Standort dieses rechten Flügels beschrieb der AfD-Mitgründer und stellvertretende Parteisprecher Alexander Gauland Anfang 2014 so: »Die Verwestlichung und Industrialisierung des Landes hat überall Menschen zurückgelassen, denen das Laissez-faire der modernen Gesellschaften viel zu weit geht, die Werte, Strukturen und Haltungen vermissen, die bei Eltern und Großeltern noch selbstverständlich waren. Dass eine Familie aus Vater, Mutter und Kind besteht, die heimische Erziehung der Normalfall sein sollte und multikulturelle Gesellschaften mehr Probleme als Freude bereiten, ist diesen Menschen so selbstverständlich, dass sie ihre Marginalisierung in der öffentlichen Debatte mit Zorn und Ablehnung gegenüberstehen, ganz zu schweigen von den Torheiten des modernen Feminismus wie des Gender-Mainstreamings.«213


    Das Verhältnis beider Flügel war, da von einem Richtungsstreit unterlegt, von Anfang an nicht spannungsfrei. Für die Wählerwerbung war die programmpolitische Doppelnatur jedoch von Vorteil, denn sie machte die AfD »als populistische Protestalternative für Wählergruppen mit unterschiedlichen Orientierungen wählbar«.214 Zudem war populistisch intonierter Protest bereits im Geburtsjahr der Partei ein strömungsübergreifend verbindendes Element. Auf dem Berliner Gründungsparteitag wetterte Lucke gegen die »Degeneration des Parlamentarismus«; die meisten Abgeordneten seien zu »meinungslosen und überforderten Erfüllungsgehilfen« der Bundesregierung geworden. Den »Haftungs- und Schuldeneuro« wolle »das Volk« nicht.215 Schon den Bundestagswahlkampf 2013 reicherte die Partei mit rechtspopulistischen Parolen an: »Die Altparteien vernichten unser Geld« – »Einwanderung ja, aber nicht in unsere Sozialsysteme«.216


    Es entbehre, so merkt der Politologe Simon Franzmann an, nicht der Ironie, dass die ideologisch moderaten Ökonomen der Garde der Parteigründer selbst den populistischen Geist aus der Flasche gelassen hätten, dessen Eigendynamik sie dann nicht beherrschten und der sie zwei Jahre später aus der Partei hinauskatapultierte.217 Die Art, wie sie die Euro-Kritik technokratisch-ökonomisch eingekleidet hätten, atme den Geist des Wettbewerbspopulismus (»Mut zu D-EU-tschland«).218 Aus taktischen Erwägungen habe das Lager um Lucke populistische Sprachformeln in der Rhetorik der AfD salonfähig gemacht. Dadurch seien Unterstützer aus dem rechtspopulistischen Umfeld von der AfD angezogen worden.219


    Das Protestmotto erwies sich für die junge Partei in der Tat als wählerwirksam. Analysen des Wahlverhaltens bei der Europawahl im Mai 2014 liefern für AfD-Anhänger »deutliche Hinweise auf Protestwahlmotive«. 60 Prozent der AfD-Wähler hatten für diese Partei aus »Enttäuschung« über die anderen Parteien gestimmt.220 Mit Blick auf die zentrale inhaltliche und wissenschaftlich untermauerte eurokritische Botschaft kann die AfD der Gründungsphase dem Typus einer rationalen Protestpartei zugeordnet werden. Bei diesem Parteitypus gehen Protest und eine an Sachpolitik orientierte Themenpräferenz eine Verbindung ein.221 In diesem Punkt der Piratenpartei ähnlich, war die frühe AfD Protest- und Themenpartei. Anders als die Piraten aber lässt die AfD schon 2013 neben ihrem Favoritenthema Eurokritik eine »skeptische Einstellung gegenüber dem Multikulturalismus« erkennen und sich programmatisch im rechten Feld des bundesdeutschen Parteiensystems ansiedeln.222


    Bei der Bundestagswahl 2013 mit 4,7 Prozent der Zweitstimmen noch knapp an der Sperrklausel gescheitert, zog die AfD 2014 mit 7,1 Prozent und sieben Abgeordneten in das Europaparlament ein. Mit den drei Landtagswahlen desselben Jahres begann die regionale Siegesserie der AfD: Sie kam in Sachsen auf 9,7 Prozent, in Brandenburg auf 12,2 Prozent und in Thüringen auf 10,6 Prozent. Im Mai 2015 folgte der Einzug in die Landesparlamente von Hamburg (6,0 Prozent) und Bremen (5,5 Prozent).


    Trotz oder gerade wegen der Wahlerfolge, die in Ostdeutschland mit ihren deutlich weiter rechts positionierten Landesverbänden höher ausgefallen waren, brach auf dem Essener Parteitag vom 4./5. Juli 2015 der schwelende Richtungsstreit, in den sich persönliche Animositäten auf der Führungsebene mischten, offen auf. Bernd Lucke verlor die Machtprobe und das Amt des Vorsitzenden. Die Führung übernahmen seine Gegenspieler Jörg Meuthen und Frauke Petry. Lucke verließ die AfD und gründete Mitte Juli die Allianz für Fortschritt und Aufbruch (ALFA). Rund 3000 Mitglieder der AfD folgten ihm. Bei nachfolgenden Wahlen hatte die Abspaltung indes nicht den Hauch einer Chance.


    Rückblickend gab Lucke seine eigene Sicht der Häutung der AfD von eine rationalen zu einer rechtspopulistischen Protestpartei zu Protokoll: »Wir sind als bürgerliche, stark akademisch geprägte Partei gestartet. Aber leider zogen sich immer mehr Gemäßigte zurück, je mehr Wutbürger hinzukamen. […] Rechtspopulismus ist das, was in Essen gesagt und lauthals bejubelt wurde: Der Islam sei staatsfeindlich, die EU sei ein linksradikales Projekt, man müsse die Systemfrage stellen. Das ist die jetzige AfD.«223


    Die Abspaltung des Lucke-Flügels stürzte die AfD vorübergehend in eine existenzielle Krise. In Umfragen sackte sie zeitweise unter fünf Prozent ab. Doch der im Laufe des Jahres 2015 rapide anschwellende Flüchtlingsstrom verschaffte der Partei, in der Petry und Meuthen die ideologische Verschiebung nach rechts förderten, unerwartet neuerliche Schubkraft. Die forcierte Aufwertung des Problems Zuwanderung und Flüchtlinge »als neuen Markenkern der AfD«224 ließ die Umfragewerte hochschnellen und führten die Partei bei den Landtagswahlen 2016 in die Erfolgsspur: Die AfD kam in Baden-Württemberg auf 15,1 Prozent, in Rheinland-Pfalz auf 12,6, in Sachsen-Anhalt auf 24,3, in Berlin auf 14,2 und in Mecklenburg-Vorpommern auf 20,8 Prozent. Auch die Entwicklung der Mitgliederzahlen spiegelt die schnelle Abfolge von Substanzverlust und wiedererlangter Stärke wider. Einem Schwund von 21 Prozent im Jahr der Spaltung 2015 folgte 2016 ein Zuwachs von gut 61 Prozent auf rund 26400 Mitglieder.225


    Die ab Sommer 2015 massenhaft angestiegenen Zahlen von Flüchtlingen und Asylbewerbern ließen in Teilen der Bevölkerung Bedrohungsgefühle, Überfremdungsängste und daraus gespeiste Abwehrreflexe gegen ungebremste und unkontrollierte Einwanderung stark anwachsen. Das verbreitete Unsicherheitsgefühl bildete den psychologischen Hintergrund für den Aufstieg der AfD und ihren das Jahr 2016 über anhaltenden demoskopischen Höhenflug, wie die nachstehende Grafik anhand der gleichförmigen Kurvenverläufe bei Asylbewerberzahlen und Parteisympathiewerten anschaulich zeigt.226


    Abb. 1: Anzahl der Asylanträge und Umfragewerte für die AfD im Zeitverlauf


    [image: Abbildung 1]


    Zur Erläuterung: Die Beschriftung der waagerechten Zeitachse nennt die Quartale. Die Anzahl der Asylanträge bezieht sich auf die Erstanträge im jeweiligen Monat.

    Quelle: Infratest dimap, ARD-DeutschlandTrend; amtliche Daten.


    Ab dem ersten Quartal 2017 waren, auch das zeigt die Abbildung 1, mit dem Abklingen des migrationsbedingten Drucks von außen auch die Präferenzen für die AfD wieder rückläufig. Ihre Stimmenanteile blieben bei den drei Landtagswahlen in der ersten Hälfte dieses Jahres mit 6,2 Prozent im Saarland, 5,9 Prozent in Schleswig-Holstein und 7,4 Prozent in Nordrhein-Westfalen deutlich im einstelligen Bereich.227


    Ende April/Anfang Mai 2016 verabschiedete ein Programmparteitag der AfD den Entwurf für ein Grundsatzprogramm, den Bundesprogrammkommission und Bundesvorstand als Leitantrag vorgelegt hatten. Der beschlossene Text enthält ein buntes Potpourri aus Forderungen, von der Ablehnung des Tempolimits auf Autobahnen, des Verbotes von Minaretten und des »Muezzinrufes« über die Abwicklung der Genderforschung bis hin zur Absage an eine »Verengung der deutschen Erinnerungskultur auf die Zeit des Nationalsozialismus«.228 Der Publizist Gustav Seibt kommentierte das Programm sarkastisch: Wenn es denn einen ideologischen Kern für dieses »Sammelsurium« gebe, dann sei es »die Berufung auf das Volk und den Volkswillen«. Im Einzelnen möge die AfD »dieses und jenes wollen – ihr weltanschaulicher Kern ist ein radikaler Antiliberalismus mit völkischem Beigeschmack«.229


    Das »Sammelsurium«230 ist für Protestparteien und ihre Phase programmatischer Selbstfindung generell kennzeichnend. Den Auslagen in einem Schaufenster vergleichbar, werden plakativ alle möglichen Forderungen zusammengestellt, die vor allem ein robustes »Dagegen« vermelden. Wo ein »Dafür« ausgesprochen wird, bleibt die Aussage bekennerhaft. Viele Punkte im Programmentwurf, schreibt ein anderer Beobachter, »zeigen, dass diese Partei offenbar Leute anzieht, die irgendetwas Spezielles umtreibt«.231 Ansonsten fehlt eine tiefer gehende inhaltliche Durchdringung des eigenen politischen Gestaltungsanspruchs. Dafür gibt es zwei Gründe: Zum einen würde der erhoffte Effekt des robusten und schrillen Protests abgeschwächt, wenn sachlich differenzierte Problemsichten angeboten würden. Zum anderen verfügt eine junge Partei wie die AfD, im Unterschied zu den von ihr geschmähten »Altparteien«, nicht über ein Organisationswissen, das auf längerer Erfahrung mit der Bearbeitung komplexer Problemlagen des politischen Geschehens gründet.


    War das Wahlprogramm zur Europawahl 2014 noch vergleichsweise moderat ausgefallen, so bündelte das im Frühjahr 2016 beschlossene Grundsatzprogramm die inzwischen fortgeschrittene verbale Radikalisierung und den beschleunigten Rechtsschwenk der AfD. Vordergründig ging es auf dem Stuttgarter Programmparteitag »um die Themen, die der Vorstand für Wut-Themen hält: Europa, Flüchtlinge, Islam«.232 Bei näherer Betrachtung werden im Grundsatzprogramm der Partei die oben beschriebenen vier traditionellen Weltanschauungskerne des Rechtspopulismus sämtlich in ihren Konturen erkennbar: erstens das völkische Verständnis von »Volk«, das die Bewahrung einer ethnisch und kulturell homogenen Volksgemeinschaft einfordert; zweitens die Forderung nach einer vorrangig an eigenen nationalen Interessen ausgerichteten Wirtschafts-, Finanz-, Sozial- und Arbeitsmarktpolitik; drittens eine Aufwertung direkter Demokratie, die sich aus der Vorstellung einer weitgehenden Identität von Volk und in politische Entscheidungen übersetztem Volkswillen speist und die repräsentative Demokratie gezielt zu schwächen trachtet; viertens die moralische Abwertung der herrschenden politischen Elite. Zudem wird das Protestmotiv deutlich stärker migrationskritisch aufgeladen.


    Für all dies weist das Grundsatzprogramm mannigfach illustrierende Ideologiesplitter auf. Gleich zu Anfang, in der Präambel, bekennt sich die Partei dazu, »die Familie mit Kindern, unsere abendländische und christliche Kultur, unsere Sprache und Tradition in einem friedlichen, demokratischen und souveränen Nationalstaat des deutschen Volkes« bewahren zu wollen. Als »heimlicher Souverän« im Staate wird »eine kleine, machtvolle politische Führungsgruppe innerhalb der Parteien« identifiziert. Dieser »politischen Klasse« gehe es hauptsächlich um Macht, Verteidigung von Privilegien und ihr materielles Wohlergehen. »Nur das Staatsvolk der Bundesrepublik Deutschland kann diesen illegitimen Zustand beenden.«


    Daher setzt sich die AfD für »Volksabstimmungen nach Schweizer Vorbild« ein. Eine erweiterte Volksgesetzgebung würde nicht zuletzt »die Flut der oftmals unsinnigen Gesetzesvorlagen nachhaltig eindämmen«. Forderungen nach mehr Opferschutz, Eindämmung der organisierten Kriminalität und »einwanderungsbedingter Kriminalität« werden mit höherer Delinquenz von Ausländern begründet. Der gesetzliche Mindestlohn wird auch deshalb befürwortet, weil er für einheimische Arbeitnehmer Schutz »vor dem durch die derzeitige Massenmigration zu erwartenden Lohndruck« biete. Um dem »ethnisch-kulturellen Wandel« der Bevölkerung entgegenzuwirken, müsse die Geburtenrate »unter deutschstämmigen Frauen« erhöht werden. »Mehr Kinder statt Masseneinwanderung.«


    Erhalten will die AfD »Deutsche Kultur, Sprache und Identität«. Die »deutsche kulturelle Identität« sei als »Leitkultur« konsequent zu verteidigen. »Die Ideologie des Multikulturalismus, die importierte kulturelle Strömungen auf geschichtsblinde Weise der einheimischen Kultur gleichstellt«, betrachtet die AfD als ernste Bedrohung »für den Fortbestand der Nation als kulturelle Einheit«. Integration sei »eine unabdingbare Bringschuld« jedes Einwanderers. »Er muss sich seiner neuen Heimat anpassen, nicht umgekehrt.«


    Mit unverkennbar deutschvölkischem Unterton malt das Programm ein revisionistisches Geschichtsbild aus: »Die aktuelle Verengung der deutschen Erinnerungskultur auf die Zeit des Nationalsozialismus ist zugunsten einer erweiterten Geschichtsbetrachtung aufzubrechen, die auch die positiven, identitätsstiftenden Aspekte deutscher Geschichte mit umfasst.«


    Und nicht zuletzt lautet die apodiktische Abgrenzungsformel: »Der Islam gehört nicht zu Deutschland.« Ein orthodoxer Islam sei »mit unserer Rechtsordnung und Kultur unvereinbar«. Zu verbieten sei neben Minaretten und dem »Muezzinruf« auch die Vollverschleierung im öffentlichen Raum. Das Asylrecht als individuelles Grundrecht sei abzuschaffen. Für die Schließung der geöffneten Schleusen der Zuwanderung sprechen nach Auffassung der AfD nicht zuletzt die Gefahren einer sozialen Umverteilung zulasten Einheimischer: »Ausnahmslos jeder Asylantragsteller wandert in das soziale System ein.«


    Knapp ein Jahr später beschloss die AfD ihr Wahlprogramm für die Bundestagswahl im September 2017.233 Darin fanden weite Abschnitte des Grundsatzprogramms teilweise wörtlich Eingang. Der schon in diesem erkennbare völkische Grundton wird fortgeschrieben und kommt insbesondere in Passagen zum Ausdruck, in denen die Bewahrung nationaler Identität beschworen wird. »Kulturen, Sprachen und nationale Identitäten«, so heißt es, benötigten »Identifikationsräume«, wie sie nur in Nationalstaaten gewährleistet seien. Die »stetigen Verletzungen der Prinzipien der deutschen Staatlichkeit« gipfelten in der Flüchtlingspolitik der Bundesregierung. Angesichts einer zu befürchtenden Wanderungsbewegung apokalyptischen Ausmaßes seien die Zukunft Deutschlands und Europas bedroht. »Wir wollen unseren Nachkommen ein Land hinterlassen, das noch als unser Deutschland erkennbar ist.« Ziel der AfD sei »Selbsterhaltung, nicht Selbstzerstörung unseres Staates und Volkes«. Auch in der Außenpolitik gelte: »Deutsche Interessen durchsetzen«.


    Ebenso greift das Wahlprogramm auf die bewährte rechtspopulistische Formel zurück, Einwanderung nicht nur mit gesteigerten Arbeitsmarktrisiken und erhöhter Kriminalität, sondern auch mit vermehrten Sozialkosten gleichzusetzen.234 Die »Folgen der Massenimmigration« sollen nicht die Lebensbedingungen der eigenen Bevölkerung belasten. Durch die »Beschulung schulpflichtiger Asylbewerber« dürften einheimische Schüler nicht in ihrem Lernfortschritt behindert werden. »An deutschen Schulen darf es kein Zurückweichen des Deutschen vor Einwanderersprachen geben.«


    Den »Erhalt des Staatsvolks« sieht die AfD durch eine dramatisch zunehmende Ehe- und Kinderlosigkeit sowie »das Verschwinden normaler mittelgroßer Familien« gefährdet. Die AfD stemmt sich gegen diesen »Trend zur Selbstabschaffung« und fordert einen »Paradigmenwechsel hin zu einer nationalen Bevölkerungspolitik«. Minarett und »Muezzinruf« seien Ausdruck eines »religiösen Imperialismus«. Bekräftigt wird die Formel des Grundsatzprogramms, »[d]er Islam gehört nicht zu Deutschland«. In der Ausbreitung des Islams und der Präsenz von über fünf Millionen Muslimen, »deren Zahl ständig wächst«, sieht die AfD »eine große Gefahr für unseren Staat, unsere Gesellschaft und unsere Werteordnung«.


    Dass die AfD einen »orthodoxen Islam«, der einen Alleinvertretungsanspruch als allein gültige Religion erhebe, für unvereinbar mit der Verfassung erklärt, ist aus Sicht von Verfassungsrechtlern klar verfassungswidrig. Die Frage, ob sich der Islam mit dem Grundgesetz vereinbaren lasse, sei, stellt der ehemalige Bundesverfassungsrichter Dieter Grimm lapidar fest, »müßig, denn das Grundgesetz verlangt nichts dergleichen«. Es garantiere im Gegenteil Religionsfreiheit, »und zwar für jedwede Religion«.235 Der Rechtswissenschaftler Joachim Wieland sekundiert: Zwar dürfe und müsse der Staat sich wehren, wenn eine Religionsgemeinschaft die freiheitlich-demokratische Grundordnung aktiv bekämpft. Jedoch dürfe der Staat nicht eine Glaubensgemeinschaft, »die nach der Auffassung einiger Politiker nicht zu Deutschland passt, vom Schutz der Glaubensfreiheit ausnehmen«.236


    Der völkisch-nationale Grundton des Wahlprogramms wird im Feld der Währungs- und Wirtschaftspolitik um völkisch-wirtschaftliche und im Bereich der Sozialpolitik um völkisch-soziale Beimischungen ergänzt. »Die deutschen Bürger sind der Zahlmeister Europas.« Die AfD fordert »die Wahrnehmung deutscher Wirtschaftsinteressen«, etwa gegen die »Anmaßung supranationaler Gerichte«, und will den »Ausverkauf von Wissen« ins Ausland stoppen. Mit dem Eintreten für weniger Steuern und Abgaben – hier konkret: die Abschaffung der Erbschaftsteuer, eine »Überprüfung« der Gewerbesteuer und den Verzicht auf die Wiedererhebung einer Vermögensteuer, für einen Rückbau der Bürokratie und Deregulierung, »um insbesondere die Belastungen für kleine und mittelständische Unternehmen zu verringern« – greift die AfD Forderungen auf, die zum traditionellen Repertoire mittelständischer Protestparteien und -bewegungen, aber ebenso zur Agenda des Wirtschaftsliberalismus gehören.


    Für den Arbeitsmarkt befürwortet die AfD einen gesetzlichen Mindestlohn, eine Obergrenze für Leiharbeit, gemeinnützige Bürgerarbeit für Langzeitarbeitslose und eine Verlängerung der Bezugsdauer des Arbeitslosengelds I. Das sind Forderungen, die sich auch auf der linken Seite des Parteienspektrums finden. Andere Programmpassagen, die dem Sozialstaat und den Systemen sozialer Sicherung gewidmet sind, bringen deutlich einen völkischen Denkansatz zum Ausdruck: Die begrenzten Mittel zur Stabilisierung der sozialen Lage der Bevölkerung sollten nicht »für eine unverantwortliche Zuwanderungspolitik« verwendet werden. Eine »Auflösung des Nationalstaats« gefährde unmittelbar die Segnungen des Sozialstaats. Denn dieser könne nur erhalten bleiben, »wenn die geforderte finanzielle Solidarität innerhalb einer klar definierten und begrenzten Gemeinschaft erbracht« werde. Die zugunsten von Migranten fließenden »jährlichen Milliardenbeträge« müssten »in die Stabilisierung der Alterssicherung der deutschen Bevölkerung umgelenkt werden«.


    Insgesamt gesehen, liest sich die Programmatik der AfD wie ein nicht enden wollender Aufruf zur Gefahrenabwehr. Bedroht sind unter anderem das eigene Volk, der Nationalstaat, das Bargeld, der Waffenschein für gesetzestreue Bürger, deutsche Sprache, Musik und Literatur, deutsche Grenzen, die traditionelle Ehe und die »normale« Familie, ungeborenes Leben, unser Gesundheitssystem, der Tierschutz oder auch altes Saatgut (»Alte Kultursorten erhalten«). Unsicherheit allenthalben, die sich aus der Umwertung tradierter Werte, der Untergrabung bewährter Lebensweisen und Wirtschaftsformen sowie der Aushöhlung hergebrachter Institutionen speist. In diesen Zeiten der Not sieht sich die AfD als Turmwächter des Volkes, dessen Interessen mittels einer Mischung nationalkonservativer, sozialchauvinistischer und gesellschaftspolitisch rückwärtsgewandter Vorstellungen gewahrt werden sollen.


    Die Parallelexistenz des Wahlprogramms mit einem als »vertraulich« deklarierten Strategiepapier, das der AfD-Bundesvorstand am 18. Dezember 2016 abgesegnet hatte, »lädt zu einer Doppellektüre ein«237. Der Programmentwurf sage, so einordnend ein Artikel in der FAZ, »was die Partei vordergründig fordert, das Strategiepapier aber, welche Hintergedanken die Funktionäre dabei haben«.238 Im Strategiepapier schärft die AfD ihr Profil als lupenreine Protestpartei: Die Partei müsse »ganz bewusst und ganz gezielt immer wieder politisch inkorrekt sein« und dürfe vor »sorgfältig geplanten Provokationen nicht zurückschrecken«. Die AfD lebe gut von ihrem Ruf als »Tabubrecherin und Protestpartei«. Und: »Je nervöser und unfairer die Altparteien auf Provokationen reagieren, desto besser«.


    Mit inhaltlich gehaltvollen Lösungsvorschlägen will die AfD der Wählerschaft nicht zu nahe treten. Die eigene politische Unterkompetenz zu einer Tugend erklärend, heißt es in dem Papier: Für den Wahlerfolg sei nicht entscheidend, zu zentralen Themen differenzierte Ausarbeitungen und technisch anspruchsvolle Lösungsmodelle vorzulegen und zu verbreiten; diese würden nur Spezialisten aus der politischen Klasse interessieren, die Wähler jedoch überfordern. »Zu umfassende Antworten bergen die Gefahr, sich in technische Details zu verlieren.«


    Als Adressaten politischer Ansprache definiert das Strategiepapier fünf Zielgruppen: Bürgerinnen und Bürger, die weitere Euro-Rettungspakete ablehnen; bürgerliche Wähler »mit liberal-konservativer Wertorientierung«; Protestwähler; Nichtwähler, »die unter den Altparteien nirgendwo ein akzeptables Angebot finden«; sowie Bürger mit unterdurchschnittlichen Einkommen (»kleine Leute«), »die sich zu konservativen Werten wie Leistungsbereitschaft, Ordnung, Sicherheit und Patriotismus bekennen«. Um dieses Potenzial auszuschöpfen, verordnet sich die AfD eine »perspektivisch« stärkere Öffnung »gegenüber der politischen Mitte«. Die Verbreiterung der Wählerbasis könne jedoch nur gelingen, wenn sich die Partei deutlicher zum rechten Rand hin abgrenze.239


    Der Bundesparteitag vom April 2017 und die Monate davor erwiesen sich für die AfD in mehrfacher Weise als richtungsgebend. Nachdem im Januar und Februar aus der zweiten Funktionärsreihe grelle Töne einer rechtslastigen Radikalisierung hörbar geworden waren, spitzte sich auf dem Parteitag selbst die parteiinterne Kraftprobe zwischen den »Realpolitikern« um die Bundesvorsitzende Frauke Petry und »Fundamentaloppositionellen« zum offenen Schlagabtausch zu. Mit einem dem Parteitag vorgelegten Antrag versuchte Petry, die Partei auf den »realpolitischen Weg einer bürgerlichen Volkspartei« festzulegen und solcherart für Koalitionen zu öffnen. Petrys Vorstoß zielte zum einen gegen ihre Gegenspieler im Bundesvorstand, namentlich Alexander Gauland, die das Erscheinungsbild als Protestpartei weiterhin pflegen wollen, und war andererseits auf Rechtsausleger wie insbesondere den thüringischen Landesvorsitzenden Björn Höcke gemünzt; deren verbale Provokationen – »Äußerungen außerhalb des bürgerlichen Korridors« – hätten bürgerliche Anhänger abgeschreckt und das Wählerpotenzial der AfD drastisch schrumpfen lassen.240


    Drei Tage vor dem Parteitag erhöhte Petry den Druck und erklärte ihren Verzicht auf die Spitzenkandidatur für die Bundestagswahl. Doch der Versuch, die AfD gleichsam mit der antragstaktischen Brechstange auf eine klare Abgrenzung gegenüber dem Rechtsaußenflügel festzulegen, ihr eine liberalkonservative Selbstreinigung zu verordnen und so die Tür zu Koalitionen mit Altparteien zu öffnen, wurde von der Mehrheit des Parteitags abgeschmettert. Ihr Antrag zur strategischen Neuausrichtung der Partei schaffte es nicht einmal auf die Tagesordnung. Petrys Mitvorsitzender Jörg Meuthen traf die Stimmung der Parteitagsmehrheit ungleich besser: Die AfD habe Zeit zu warten, »bis unsere Positionen mehrheitsfähig sind«. Meuthen zieh Mitglieder der Bundesregierung, »komplett verantwortungslose Deutschland-Abschaffer« zu sein; »mit diesen Figuren« wolle man keine Koalitionen eingehen.241


    Umgekehrt kam es nicht zur Trennung von prononciert völkisch-nationalen Exponenten des rechten Randes der Partei. Zu diesen lässt sich neben Höcke auch andere Landesprominenz wie beispielsweise André Poggenburg, der Parteivorsitzende Sachsen-Anhalts und Fraktionschef im dortigen Landtag, rechnen. Poggenburg hatte Anfang Februar unter Verwendung völkischen Vokabulars »linksextreme Lumpen« als »Wucherungen am deutschen Volkskörper« attackiert, die es »loszuwerden« gelte.242


    Eine parteiintern ungleich stärker polarisierende Wirkung geht von Björn Höcke aus. War dieser schon im November 2016 mit rassistischen »populationsökologischen« Thesen auffällig geworden, in denen er sich über das Fortpflanzungsverhalten des afrikanischen und des europäischen »Ausbreitungstyps« ausließ,243 so verstieg er sich Mitte Januar 2017 in einer Rede in Dresden zu Aussagen, die nicht nur auf der Klaviatur des Rechtspopulismus spielten, sondern teilweise in Inhalt und Wortwahl eine geistige Nähe zum Nationalsozialismus bezeugten. Höcke griff die »verbrauchten politischen Alt-Eliten« scharf an, denen er vorwarf, »verantwortungslose Politik gegen das eigene Volk« zu betreiben. Die führenden »Altparteienpolitiker« seien »zu erbärmlichen Apparatschika« geworden. »Unser liebes Volk« sei durch Masseneinwanderung existenziell gefährdet. »Unsere einst hochgeschätzte Kultur« drohe »in einer multikulturellen Beliebigkeit unterzugehen«.


    Auch das für eine rechtsextreme Weltanschauung typische revisionistische Geschichtsbild wurde hervorgeholt. Bis heute sei »unser Gemütszustand« immer noch »der eines total besiegten Volkes«. Auf das Berliner Holocaust-Mahnmal anspielend, führte Höcke aus, die Deutschen seien »das einzige Volk der Welt, das sich ein Denkmal der Schande in das Herz seiner Hauptstadt gepflanzt hat«. Deutsche Geschichte werde »mies und lächerlich gemacht«. Die »dämliche Bewältigungspolitik« müsse verschwinden. »Wir brauchen nichts anderes als eine erinnerungspolitische Wende um 180 Grad.«244


    Die Dresdner Rede nahm Frauke Petry, unterstützt von weiteren Vorstandsmitgliedern, zum Anlass, den Parteiausschluss Höckes zu beantragen. Als Begründung wurden neben der in dieser Rede zum Ausdruck kommenden Wesensverwandtschaft mit dem Nationalsozialismus auch heimliche Kontakte zur NPD genannt.245 Mitte Februar beschloss der Vorstand der AfD mit Mehrheit, gegen Höcke ein Ausschlussverfahren einzuleiten.246


    Über den Ausschlussantrag ist auch nach der Bundestagswahl 2017 bislang (Januar 2018) noch nicht endgültig entschieden worden. Das hängende Verfahren ist ein Symbol für den aktuellen Schwebezustand der AfD. Einesteils hat die AfD ihre Position als Antipartei mit Programm und Parteitagsreden geschärft. Bekräftigt wurde die von Vizeparteichef Gauland ein Jahr zuvor andernorts ausgesandte Botschaft: »Sie ist eine rechtspopulistische Protestpartei, und der Protest ist der Kitt.«247 Zugleich bleibt die AfD eine parteipolitische Heimstatt der deutschvölkischen Neuen Rechten: Björn Höcke erhielt nach seinem umstrittenen Dresdner Auftritt von seinem Landesverband als thüringischer Fraktions- und Parteivorsitzender demonstrative Rückendeckung und konnte seine Vertrauensleute auf vorderen Plätzen der Landesliste für die Bundestagswahl platzieren.248 In Thüringen fuhr die AfD ein Wahlergebnis von 22,7 Prozent der Zweitstimmen ein und entsendet fünf Abgeordnete in den Bundestag.249


    Die fließende Grenze nach rechtsaußen bleibt ein Strukturmerkmal der AfD. »Die AfD gebiert Funktionäre, die mit der von ihnen verachteten Demokratie spielen.«250 Zu dem widersprüchlichen Erscheinungsbild, das die AfD abgibt, gehört auch, dass sich in diversen Landesverbänden gemäßigtere Kräfte gegen den prononcierten Rechtskurs regionaler Parteigranden wenden.251 Im Bund und in den meisten Ländern bot die AfD im Bundestagswahlkampf das Bild einer intern zerstrittenen, programmatisch zwischen aggressiv-völkischen Parolen und biedermeierlicher Deutschtümelei hin und her schwankenden Partei. Dies hat jene annähernd 13 Prozent Wähler, die der AfD am 24. September 2017 ihre Stimme gaben, offenbar nicht beeindruckt.


    Frauke Petry hingegen, seit dem Parteitag im April 2017 schon erheblich demontiert, behielt zwar bis zur Bundestagswahl den Bundesvorsitz, erklärte aber als frisch gewählte Abgeordnete am Tag nach der Wahl ihren Austritt aus der Fraktion. Gleichzeitig verließ sie die sächsische Landtagsfraktion, die sie bis dahin geführt hatte, und kündigte ihren baldigen Austritt aus der Partei an.252 Gut zwei Wochen später informierte Petry die Öffentlichkeit über ihr neues Parteiprojekt »Die Blaue Partei«. Die Farbe blau stehe »für konservative, aber auch freiheitliche Politik in Deutschland und in Europa«.253


    Mit Petrys Abgang wiederholt sich das mit dem Namen ihres Vorgängers und AfD-Gründers Bernd Lucke verbundene Ausstiegsszenario, ohne dass diesmal damit eine Parteikrise einhergeht, die derjenigen des Sommers 2015 auch nur annähernd vergleichbar wäre. Bisher ist insgesamt allenfalls ein knappes Dutzend Mandatsträger aus den Landtagen Sachsens und Nordrhein-Westfalens den Weg Petrys mitgegangen.254 Ein nennenswerter Aderlass an der Parteibasis wird nicht vermeldet.255 Auch Vertreter der parteiinternen Gruppierung »Alternative Mitte«, die im Flügelstreit als Unterstützer Petrys verortet wurden, bekennen sich demonstrativ »zur Einheit der Partei«.256 Die Bundestagsfraktion, aus der nur ein weiteres Mitglied austrat, ist, ohne dass innere Fliehkräfte erkennbar wären, zur parlamentarischen Tagesordnung übergegangen. Und auch bei ihren Anhängern hat die AfD an Unterstützung nicht eingebüßt.257


    Abb. 2: Positionierung der AfD auf der Links-rechts-Achse
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    Quelle: Eric Linhart, Zeitschrift für Parlamentsfragen, 48 (2017) 1.

    Erläuterung: Basis der Einordnung sind die programmatischen Positionen der Parteien auf Basis der Wahl-O-Mat-Fragen der jeweiligen Landtagswahl im Zeitraum 2014 bis 2016.


    Spiegel und treibendes Moment des gegenwärtigen Erscheinungsbildes der AfD waren bis zum Einzug der Partei in den Bundestag mit einer mehr als 90 Abgeordnete starken Fraktion ihre Landesverbände. In Orts- und Kreisverbänden vor allem im Osten Deutschlands ist die stramm rechtspopulistische Grundströmung erkennbar weniger gefiltert, sprich: radikaler. Nach einer Auswertung der Programmpositionen der AfD auf der Basis von Wahl-O-Mat-Daten für acht Landtagswahlen von 2014 bis 2016 kommt der Politikwissenschaftler Eric Linhart zu dem Ergebnis, dass die AfD auf der Links-rechts-Achse zwischen der CDU und der NPD eingeordnet werden kann. Bei der Ausländer- und Asylpolitik, der Flüchtlingsfrage, der Religionsfreiheit (Islam) und dem Verständnis bürgerlicher Freiheiten ähnelt die AfD der NPD stärker als der Union. Hingegen ist in den Themenfeldern Arbeit, Soziales und Kultus die Nähe zur FDP ausgeprägt (siehe Abbildung 2). Darin wirkt, so Linhart, noch die wirtschaftsliberale Gründerzeit der Partei nach.258


    Bei der Einordnung der AfD im deutschen Parteienspektrum ist allerdings zu beachten, dass die Unionsparteien – und in Sonderheit die CDU – inhaltlich wie in der Wahrnehmung der Bevölkerung weiter nach links gewandert sind. Erstmals seit 1998 wurde Ende 2015 auf der Links-rechts-Achse die CDU mit einem Wert von 5,8 links der Mitte verortet.259 Die AfD ist in diese von der Union zurückgelassene »Repräsentationslücke« rechts der Mitte gerückt. Den AfD-Anhängern ist die CDU »auf der ideologischen Ebene deutlich ferner geworden«.260


    Auffällig sind innerhalb der AfD die inhaltlichen Ost-West-Unterschiede: In Ostdeutschland ist nicht nur die »Unähnlichkeit« zur CDU größer als im Westen, auch liegen im Osten AfD und NPD dichter beieinander. Die im östlichen Landesteil größere inhaltliche Nähe der AfD zur rechtsextremen NPD spiegelt sich in den meisten Themenfeldern wider, die Linhart für seine Untersuchung herangezogen hat. Indes liegen Ost- und West-AfD ideologisch nur graduell auseinander, das heißt im Grad der Entschiedenheit des Rechtsdralls. »Gerade bei Fragen, an denen ein reaktionäres, antiliberales bis extremistisches Gesellschaftsbild festgemacht werden kann, unterscheiden sich CDU und AfD deutlich, während AfD und NPD kaum unterscheidbar sind. Dies betrifft vor allem die Unterthemen Flüchtlinge und Asyl, Islam, Homosexualität und Frauenpolitik – und zwar bei Landesverbänden im Osten wie im Westen.«261


    Die Identitäre Bewegung – aktionistische Regelbrüche im Dienste des Rechtspopulismus


    Seit 2012 existiert die Identitäre Bewegung (IB) in Deutschland. Die Vorbilder kommen aus Frankreich. Laut bundesdeutschem Verfassungsschutz, der die »Identitären« als rechtsextremistische Organisation einstuft, versteht sich die IB als deutscher Zweig der französischen Bewegung »Génération Identitaire«, die seit 2003 mit Methoden des zivilen Ungehorsams und Flashmob-Aktionen gegen Zuwanderung und »Islamisierung« agitiert.262 Andere Quellen ziehen die grenzüberschreitende Gründungslinie zum »Bloc Identitaire«, der mit islamfeindlichen Botschaften im Internet auffiel.263


    Den Erkenntnissen der Verfassungsschützer zufolge liegen programmatische Aussagen in schriftlicher Form nur spärlich vor. Dennoch ist der völkische Denkansatz zweifelsfrei erkennbar: Gezeichnet wird ein nationales Schreckensbild, nämlich der drohende »Große Austausch« des deutschen Volkes durch Flüchtlinge und andere Zuwanderer. Laut eigener Darstellung geht es den Identitären »um die Bewahrung der ethno-kulturellen Identitäten Europas«. In klarer Abgrenzung zu einem unreflektierten Nationalismus stütze sich die IB auf das Konzept des Ethnopluralismus. Als außerparlamentarische Opposition agiere sie »gegen eine Politik der permanenten Krisen sowie der geistigen Verengung unserer demokratischen Gesellschaft«.264


    Die Identitären hängen einem »multiethnischen Weltbild« an. »Demnach sind Völker nicht unterschiedlich viel wert, wie etwa in der Ideologie des Nationalsozialismus, nur soll jede einzelne Ethnie bitte schön unter sich bleiben.«265 Mit ihrer Version des Slogans »Deutschland den Deutschen!«, ihrer Agitation gegen eine vorgeblich politisch gewollte, unkontrollierte Masseneinwanderung, ihrer Absage an ein »multikulturalisiertes« Deutschland, das seine Identität einbüße und in dem Heimatverbundenheit, Patriotismus und Tradition verkämen, greifen die Identitären charakteristische Feindbilder und Deutungsmuster des Rechtspopulismus auf. »Unter dem Begriff ›Ethnopluralismus‹ fordert die IBD [Identitäre Bewegung in Deutschland] den ›Erhalt der Vielfalt der Völker und Kulturen‹, verlangt das ›Ende der Islamisierung Europas‹ und ein ›Durchgreifen gegen terroristische Aktivitäten radikaler Muslime‹. Erforderlich sei die Errichtung einer ›Festung Europa‹, die ihre Grenzen verteidigt und nur ›tatsächlich Hilfsbedürftigen‹ Unterstützung gewährt.«266


    Anfangs lediglich als virtuelles Netzangebot präsent, zählt die IB inzwischen rund 300 Mitglieder. Öffentliche Aufmerksamkeit finden vor allem spektakulär inszenierte, direkte Aktionen: Zum Jahrestag der Übergriffe von Migranten in der Silvesternacht 2015/16 entfalteten IB-Anhänger ein Transparent an der Fassade des Kölner Hauptbahnhofes mit der Losung »Nie wieder Schande von Köln! #Remigration«.267 Im August 2016 erklommen IB-Protestierer das Brandenburger Tor in Berlin, hissten Fahnen mit dem Logo der Identitären, das den griechischen Buchstaben Lambda abbildet, und entfalteten unterhalb der Quadriga Transparente (»Festung Europa, Grenzen schützen! Leben retten!«).268 Andere Aktivisten mauerten im März 2016, zwei Tage vor der Landtagswahl in Sachsen-Anhalt, den Eingang zur Geschäftsstelle eines Migrantenvereins in Halle (Saale) zu, als Zeichen von »Protest gegen den Austausch des deutschen Volkes gegen illegale Einwanderer«.269


    Das Prinzip des direkten, die Grenzen der Legalität gezielt überschreitenden Protests hat sein Vorbild in der »konservativ-subversiven Aktion« des neurechten Vordenkers und Verlegers Götz Kubitschek.270 Im Jahr 2008 hatte dieser gemeinsam mit Gleichgesinnten einen Kongress der Nachwuchsorganisation der Partei Die Linke gestürmt und mit Flugblättern und Transparenten dagegen protestiert. Aktionen wie die der Besteigung des Brandenburger Tors sollen vor allem öffentliche Aufmerksamkeit erzielen. Sie folgen, so der aus der Perspektive des Beobachters abgegebene Kommentar Kubitscheks, »einer Raum- und Wortergreifungsstrategie innerhalb der Medienmechanismen unserer Zeit«.271


    Die Identitären lehnen eine Zusammenarbeit mit Parteien und politischen Institutionen ab. Denn gerade diese machen sie für die kritisierten Fehlentwicklungen verantwortlich. Im Gegenzug haben der Bundesvorstand der AfD sowie die Jugendorganisation Junge Alternative (JA) Unvereinbarkeitsbeschlüsse gegenüber der Identitären Bewegung gefasst. Gleichwohl sind inhaltliche Geistesverwandtschaften und mindestens einzelne persönliche Vernetzungen nachweisbar. Die deutschvölkischen und islamophoben Auslassungen der IB erinnern an einschlägige Passagen im Programm der AfD. Der baden-württembergische AfD-Politiker Dubravko Mandic bestätigte im Sommer 2016 personelle Drähte von AfD und JA zur IB, »schlicht aufgrund ähnlicher politischer Zielsetzung«.272 Eine wichtige Drehscheibe des neurechten Diskurses ist das von Götz Kubitschek im sachsen-anhaltischen Schnellroda betriebene Institut für Staatspolitik, wo sich laut Medieninformation Vertreter von Kameradschaften und Intellektuelle aus der rechtsradikalen Szene mit Politikern der AfD und Mitgliedern der Identitären Bewegung zum Gedankenaustausch treffen.273


    An der Kontaktpflege zu den Identitären und an geistigen Sympathiebekundungen sind speziell in Sachsen-Anhalt AfD-Politiker vergleichsweise prominent beteiligt. Im Juni 2015 äußerte Hans-Thomas Tillschneider, Sprecher der Patriotischen Plattform innerhalb der Bundespartei, die AfD könne sich von den Identitären inspirieren lassen. Beiden gehe es »um deutsche Identität«.274 Von thematischen Gemeinsamkeiten sprach auch der AfD-Fraktionschef André Poggenburg nach der Landtagswahl 2016. Die neugewählte AfD-Fraktion sei sich über ihre Positionierung gegenüber den Identitären noch nicht einig.275 Mehrfach traten Landtagsabgeordnete der AfD, darunter wiederum Tillschneider, bei öffentlichen Kundgebungen und internen Diskussionsrunden der Identitären auf.276


    Obgleich der Zahl ihrer Mitglieder nach gering, haben die Identitären für den inneren Zusammenhalt und die äußere Wahrnehmung des Rechtspopulismus eine gewisse Bedeutung. Sie überziehen diesen mit einem dünnen Firnis neurechter Intellektualität und sorgen mit ihren spektakulären Aktionen für öffentliche Aufmerksamkeit.


    Pegida – die wahren Wächter des Volkswillens?


    Keine andere soziale Bewegung in Deutschland, schreibt der Soziologe Karl-Heinz Reuband, habe »innerhalb einer so kurzen Zeit einen derartigen Aufschwung erlebt und sich in ihrem Dauerprotest zu etablieren vermocht wie Pegida«.277 Und obschon die Bewegung im Frühjahr 2015


    Abb. 3: Demonstrationsteilnahme bei Pegida im Zeitverlauf
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    Quelle: Nach Werner J. Patzelt/Joachim Klose u.a., Pegida. Warnsignale aus Dresden, Dresden 2016; Forschungsgruppe Durchgezählt, https://durchgezaehlt.org/pegida-dresden-statistik/ (23.1.2018).

    Erläuterung: Teilnehmerzahlen nach Angaben der Polizei, außer 12.01.2015 (zweiter Wert: 17000): Forschergruppe unter Leitung von Dieter Rucht (Wissenschaftszentrum Berlin u.a.); 13.04.2015: MDR; 19.10.2015/26.10.2015/06.02.2016/22.08.2016: Forschungsgruppe Durchgezählt (Mittelwerte).


    ihren Höhepunkt überschritten hat und bei ihren Dresdner »Abendspaziergängen« derzeit noch vielleicht einige Tausend Teilnehmende auf die Straße gehen, stellt Pegida, wie der Politikwissenschaftler Hans Vorländer anmerkt, »ein gleichermaßen ungewöhnliches wie Aufsehen erregendes Phänomen« dar.278 Entstanden im Oktober 2014 aus einer Freundesgruppe auf Facebook, setzte Pegida eine Dynamik frei, die »eine schnelle und verstörend erfolgreiche Mobilisierung«279 anstieß und mit ihren harschen politik- und migrationsfeindlichen Parolen europaweit Beachtung fand.


    Die zeitweise enorme öffentliche Aufmerksamkeit, die die montäglichen Aufmärsche erfuhren, ist insofern bemerkenswert, als Pegida, in der Langfassung »Patriotische Europäer gegen die Islamisierung des Abendlandes«, hinsichtlich der Herkunft der Teilnehmer ein weitgehend lokales, nämlich Dresdner Ereignis blieb, mit Sogkraft in das regional-sächsische Umland hinein.280 Dass Pegida dennoch die Gemüter derart bewegte, hat folgende Gründe: Zum einen sorgte die Tatsache, dass bis dato politisch völlig ungeübte und unbekannte Personen mit kleinbürgerlichem Hintergrund kometenhaft zu Volkstribunen eines empörten Volksempfindens aufstiegen und alsbald Zehntausende mobilisierten, für eine gewisse Faszination, auch aufseiten der von Pegida als »Lügenpresse« geschmähten Medien. Zum anderen war ein Markenzeichen Pegidas eine in der Bundesrepublik bis dahin so nicht erlebte, in Reden und mitgeführten Plakaten zum Ausdruck gebrachte Verdichtung von Politikverachtung und Politikerhetze, die jedwede Form zivilisierter Selbstkontrolle hinter sich ließ. Bei Pegida (ver)sammelte sich eine »digitale ›Schmähgemeinschaft‹«, die für »diskursive Enthemmung« ein Forum bot.281


    Zum dritten schienen die erkennbaren inhaltlichen Gemeinsamkeiten und alsbald hergestellten Fühlungnahmen auf der Führungsebene zwischen Pegida und AfD anfangs darauf hinzudeuten, dass beide Organisationen ein Verhältnis von neuer Protestpartei und komplementärer sozialer Bewegung eingehen könnten. Denkbar erschien damit die Neuauflage einer politisierten neuen gesellschaftlichen Koalition, die, beispielhaft anschaulich am Aufstieg der Grünen in den 1980er-Jahren, zu einer nachhaltigen Umschichtung, einem dealignment mit anschließender Neuformierung im Parteiensystem führt. Allerdings wäre im Falle von AfD und Pegida das typische Stufenmodell parteipolitischer Neuformierung, das von der Bewegung ausgeht und sodann zur Partei führt,282 aufgrund der zeitlich früheren Parteigründung von den Füßen auf den Kopf gestellt worden.


    Des ungeachtet erschien es mit dem Eintreten von Pegida in die politische Arena nicht unmöglich, dass, käme es zu einer solchen konzertierten Herausforderung des etablierten Parteiensystems, diese politische Alternative eine breite gesellschaftliche Resonanz finden würde. Um die Jahreswende 2014/15 bekundete ein Fünftel der Deutschen (21 Prozent) Verständnis für Pegidas Protestmärsche gegen die Zuwanderungs- und Flüchtlingspolitik der Bundesregierung. Dabei lag die Sympathie im Osten Deutschlands mit 31 Prozentpunkten deutlich höher als im Westen.283 Derselben Umfrage zufolge zeigten Anhänger der AfD mit Abstand am meisten Verständnis für die Demonstrationen (76 Prozent). Allerdings konnten sich bundesweit nur sieben Prozent der Befragten vorstellen, an einer Pegida-Demonstration selbst teilzunehmen (in den östlichen Bundesländern waren es doppelt so viele).284


    Geistig hatte die große Mehrheit der eingeschworenen »Pegidianer«285 den parteipolitischen Bund mit der AfD schon früh geschlossen. Reubands Untersuchung zufolge hatten von den Ende 2015 befragten Dresdner Demonstranten bei der Bundestagswahl 2013 noch 41 Prozent die CDU und 27 Prozent die AfD gewählt. Zum Zeitpunkt der Befragung äußerten nicht weniger als 82 Prozent eine Wahlabsicht für die AfD.286 Exakt denselben sehr hohen Wert ermittelte der Politologe Werner Patzelt für den Januar 2016. Mit großem Abstand zu den übrigen Parteien vertrauten die in Dresden Demonstrierenden der AfD am meisten.287 Patzelt bündelte diesen Befund zu der griffigen These: Pegida und AfD »sind dasselbe« und hätten nur »verschiedene Gestalt«.288


    Pegidas Werden und öffentliche Präsenz, ihre überregionale Ausstrahlung, ihre programmatischen Aussagen und inneren Spannungen sowie die sozialen Merkmale ihrer Anhänger sind inzwischen recht gut untersucht.289 Dabei sind sich die Forscher des methodischen Problems der durch die erschwerte Zugänglichkeit zu befragender Teilnehmer bedingte Verzerrung von Repräsentativität sämtlich bewusst. Unser eigenes Augenmerk gilt insbesondere folgenden Fragen: War völkisches Denken auch für Pegida sinnstiftend? Lässt sich die Bewegung als rechtspopulistisch einordnen? In welchem Verhältnis standen Pegida und die AfD? – Schließlich zu den möglichen Ursachen: Erlebte das periodisch wiederkehrende gesellschaftliche Krisenphänomen einer Radikalisierung der verunsicherten »Mitte« in Pegida seine aktuelle Wiedergeburt? Und wenn dies zutrifft, warum ist die Verunsicherung im Osten Deutschlands besonders ausgeprägt?


    Betrachten wir Pegida zunächst aus der Perspektive der AfD. Anfänglich wurden durchwegs wohlwollende Äußerungen vonseiten der Parteiführung bekannt. Einige Spitzenpolitiker, darunter noch als Parteivorsitzender Bernd Lucke und zunächst auch Frauke Petry, sahen anfangs in Pegida »eine außerparlamentarische Opposition, die der AfD neue Anhänger und Wähler zuspült«.290 Unter dem Eindruck von rund 10000 Montagsdemonstranten, die sich am 8. Dezember 2014 in Dresden versammelt hatten, erklärte Alexander Gauland, Mitglied des Vorstands der AfD, mit den Forderungen von Pegida könnten sich viele Anhänger und Mitglieder der AfD identifizieren. Pegida sei eine »Graswurzelbewegung«, mithin basisdemokratisch geadelt. »Wir sind die ganz natürlichen Verbündeten dieser Bewegung.« Auch Bernd Lucke deutete grundsätzlich Sympathie an und befand die Demonstration als »gut und richtig«.291


    Doch alsbald schieden sich auf der Ebene der Parteiführung die Geister. Zwar loteten Anfang Januar 2015 die AfD-Fraktion im sächsischen Landtag und das Organisationsteam der Dresdner Pegida bei einem Treffen noch Gemeinsamkeiten aus. Wohl bekundete Frauke Petry hernach Nähe (es gebe »viele Schnittmengen«), ging aber gleichzeitig auf Distanz: Die AfD plane »keinen Schulterschluss« mit Pegida und werde sich distanzieren, sollten sich die Demonstrationen »von extremen Gruppen kapern lassen«. Im Übrigen wolle Pegida eine Bewegung der Straße bleiben und verstehe sich selber als überparteilich.292


    Als Ende Januar 2015 die eher moderat eingestellte Gruppe um Kathrin Oertel das Organisationsteam von Pegida im Streit verließ, wurden in Reaktion auf die Spaltung beiderseits alte Stellungen aufgegeben und Konfliktlinien neu gezogen. Für Gauland etwa war Pegida hinfort »erledigt«. Petry kündigte an, weiterhin im Gespräch mit Pegida-Anhängern bleiben zu wollen.293 Umgekehrt ging Pegida-Sprecher Lutz Bachmann nach dem Bruch mit Petry auf Konfrontationskurs: Die AfD sei eine gescheiterte Protestpartei, durch Richtungsstreit belastet und auf Selbstversorgung ausgerichtet.294 Die AfD revanchierte sich postwendend: Seit dem zwischen Petry und Bachmann entfachten Zwist gelte, so der sächsische Generalsekretär Wurlitzer, innerhalb der Partei »die klare Absprache, sich von Pegida fernzuhalten«.295 Teil dieser Abgrenzungsstrategie war auch, die Pegida-Anhänger weiter zu hofieren – diese seien, so Petry auf dem Parteitag im Juli 2015, der sie zur Vorsitzenden wählte, jene Bürger, für welche die AfD »primär« Politik machen wolle.296


    Seitdem blieb das Verhältnis der Protestpartei AfD zur Protestbewegung Pegida ambivalent. Dass Pegida sich nach dem Austritt des gemäßigteren Teils der Organisationsleitung weiter nach rechts bewegte, erhöhte die Spannungen. Der Schwenk nach rechts kam zum einen darin zum Ausdruck, dass vermehrt radikale Redner auftraten.297 Zum anderen machte sich unter den Demonstrierenden eine parallele Tendenz zur Radikalisierung bemerkbar: Die Bandbreite der Selbsteinstufung auf der Links-rechts-Skala verschob sich im Laufe des Jahres 2015 »deutlich nach rechts«.298 Die zwischen Anfang 2015 und Anfang 2016 gestiegene Radikalität listet Patzelt konkreter auf: Bei Redeauftritten wurden »viele Töne sarkastischer und schriller«, auch klang »die Kritik an der politisch-medialen Klasse rüder«. Es wurde zunehmend selbstverständlich, »sich klar xenophob und islamophob zu geben«. Es habe sich, so Patzelt, bei Pegida »ein Denk- und Empfindungszusammenhang« herausgebildet, von dem sich »bruchlos auf rechtsradikale Positionen gelangen« lasse, sofern man sein Denken und Reden nicht diszipliniere.299


    Während die AfD-Spitze um Meuthen und seinerzeit Petry zu Pegida von da an deutlich Distanz hielt,300 haben sich Politiker aus der zweiten Reihe der Partei an der Rechtsschwenkung von Pegida aktiv beteiligt. Björn Höcke zum Beispiel stellte Ende Mai 2016 klar, ungeachtet eines anderslautenden Vorstandsbeschlusses wolle er weiterhin mit Pegida eng zusammenarbeiten. »Pegida ist ein Katalysator für uns.«301 Kurz zuvor war auf Einladung Höckes ein Wortführer der Dresdner Pegida auf einer AfD-Veranstaltung in Erfurt aufgetreten.302 Im Mai 2016 sprach Hans-Thomas Tillschneider, Mitglied des Landtags aus Sachsen-Anhalt, als erster AfD- Abgeordneter überhaupt auf der Pegida-Montagskundgebung in Dresden. Dort verkündete er, Pegida habe »Großartiges fürs Vaterland geleistet« und »den Boden für die neue Islampolitik der AfD bereitet«.303


    Ein eigenes programmatisches Profil war bei Pegida in der Gründungsphase nicht klar erkennbar. Anhaltspunkte lieferten vornehmlich Reden und mehrere, nacheinander vorgelegte Positionspapiere.304 Die schriftlich formulierten Forderungen umfassten insgesamt sechs Themenbereiche: Flüchtlinge und Zuwanderung, Islam und Islamisierung, innere Sicherheit, direkte Demokratie, Außenpolitik sowie die Ablehnung des Reizthemas Political Correctness.305 Mit Ausnahme der Forderung nach mehr volksunmittelbarer Entscheidungsmacht, die als »ein zweites Standbein der Demokratie« (Punkt 4 der Dresdner Thesen) favorisiert wurde, kommen in den Programmpapieren von Pegida typische ideelle Versatzstücke des Rechtspopulismus nicht ausdrücklich vor.


    Eine entsprechende ideologische Einstimmung ging indessen von der Sprechertribüne aus. Von auswärts eingeladene Redner wie der Verleger Götz Kubitschek versuchten sich »mit einer semantisch kaum verhüllten völkischen Position« als Brückenbauer zwischen Pegida und der neurechten Identitären Bewegung.306 Maßlose Hetztiraden gegen die verhassten Repräsentanten des demokratischen Staates erinnerten an die innenpolitisch vergiftende Demagogie von rechts in der Spätzeit der Weimarer Republik, so etwa, wenn die Pegida-Frontfrau Tatjana Festerling Kanzlerin Merkel und Vizekanzler Gabriel als »Deutschlandvernichter« bezeichnete und gegen »pöbelnd-pestende Apparatschiks in unseren Parlamenten« zu Felde zog.307 Ganz im völkischen Sprachkanon warnte Festerling vor einer »Umvolkung der Deutschen in eine europäisch-afrikanische Mischbevölkerung« und formulierte verschwurbelt, der Sinn wirklicher Politik sei »der Selbst-Erhalt des Volkes im Dasein«.308


    Vor allem aber waren rechtspopulistische Kernbotschaften unter den Gefolgsleuten Pegidas mehrheitlich konsensfähig. Patzelts Untersuchungen zeigen, dass Pegida-Anhänger ganz überwiegend in der Globalisierung Nachteile für Deutschland sehen. Diese Globalisierungskritiker lehnen Ausländer, Muslime und den Islam entschiedener ab. Unter den 60 Prozent und mehr im Januar 2016 befragten Demonstrationsteilnehmern, die sich »als deutscher Patriot« fühlen, ist die Auffassung stärker verbreitet, Deutschland nehme zu viele Asylbewerber und Flüchtlinge auf, und ebenso die Einstellung, niemand solle dort leben, wohin er wegen seines Verhaltens, seiner Kultur oder seiner Religion nicht hinpasse.309


    Eine weitere Facette dieses deutschvölkisch grundierten Stimmungsbildes fügen die Autoren der Leipziger Mitte-Studie hinzu. Unter befragten Bürgerinnen und Bürgern, die sich mit den Zielen Pegidas gänzlich identifizieren, sprechen sich 2016 mehr als 50 Prozent dafür aus, dass Deutschland jetzt »eine einzige starke Partei« brauche, die »die Volksgemeinschaft insgesamt verkörpert«.310


    Islam und Islamfeindlichkeit, so fasst das Dresdner Forscherteam um Hans Vorländer seine Erkenntnisse zusammen, gaben den »Zündfunken« ab für das Entflammen deutschvölkischer Feindbilder. Geschürt würden »diffuse Ängste vor kultureller Enteignung, vor Verlust von Tradition und regionaler bzw. nationaler Identität«. Die einheitliche ideelle Klammer »bestand in den teils diffusen und kritischen, teils aggressiv artikulierten Ressentiments gegenüber Muslimen, Asylbewerbern und Flüchtlingen, vor allem aber gegenüber den politischen und medialen Eliten«. Diese besonderen Kennzeichen rechtfertigten es, Pegida als eine »rechtspopulistische Empörungsbewegung« einzustufen.311


    Als solche besetzt Pegida neben der AfD und neurechten Strömungen wie den Identitären einen Pol des rechtspopulistischen Dreiecks, das sich in der politischen Arena der Bundesrepublik um die Mitte des zweiten Jahrzehnts des 21. Jahrhunderts formierte. Die Wählerpräferenzen der »Pegidianer« für die AfD sind eindeutig. Persönliche Animositäten, Schritte taktischer Distanzierung und auch unterschiedliche Auffassungen davon, wie deutlich die Abgrenzung zur extremen Rechten hin praktiziert werden soll, täuschen nicht darüber hinweg, dass über die ideologischen Kernbotschaften des Rechtspopulismus – eine homogene Vorstellung von Volk, Elitenfeindschaft, identitäres Demokratieverständnis, Abwehr des Fremden und nationale Abschottung – bei den Beteiligten dieses Dreiecks grundsätzlich Übereinstimmung herrscht.


    Transportiert der Gestus kollektiver Empörung, der Pegida kennzeichnet, eine neue historische Welle von Erregung in der gesellschaftlichen Mitte, die sich wie historische Vorläufer aus einer epochalen Krisenstimmung speist? – Vorländer u.a. zufolge spricht dafür schon die Selbstbezeichnung als »Patriotische Europäer«, denn damit »sollte das Bild einer aus der bürgerlichen Mitte kommenden Bewegung erzeugt werden«.312 Abgesehen von dem reinen Symbolsinn eines solchen Selbstbildes schälen sich aus den vorliegenden Studien über Pegida in der Tat die sozialstrukturellen Umrisse einer gesellschaftlichen Mittellage heraus: Unter den Demonstrationsteilnehmern sind Höhergebildete und Bezieher überdurchschnittlicher Einkommen überrepräsentiert. Neben Arbeitern finden sich viele Angestellte und etwa 20 Prozent Selbstständige, jedoch kaum Arbeitslose.313 Die in Teilen der Bevölkerung verbreitete generelle Unsicherheit hat demnach im engeren Einzugsbereich von Pegida ein erkennbar mittelständisches Sozialprofil.


    Ausgeprägter als im Durchschnitt der Bevölkerung, ist Unsicherheit ein ausgeprägtes Merkmal der »Stimmungslagen hinter Pegida« (Patzelt). Erhebungen des ARD-DeutschlandTrend zeigen für Januar 2015: »Ein Motiv für den Unmut der ›Pegida‹-Demonstranten ist in deren subjektiv empfundener Unsicherheit über die Verhältnisse in Deutschland im Allgemeinen und ihrer persönlichen Lebenssituation im Speziellen zu finden.« Die Analyse einzelner Lebensbereiche und Lebensaussichten, so zur Alterssicherung oder Zukunft der Kinder, belege: »je größer die Unsicherheit ist, desto größer fällt das Verständnis für ›Pegida‹ aus.« Fast jeder zweite mit Pegida Sympathisierende beschreibe die Stabilität der Gesellschaft in Deutschland als unsicher; von allen Befragten äußere sich so hingegen nur jeder Dritte.314


    Das Zentrum der Empörungsbewegung ist nicht nur eindeutig Dresden, sondern Pegida fand von Anfang in Ostdeutschland größeren Zulauf und stärkere Sympathien als im Westen.315 Dass die im Osten heftiger durchschlagende Empörung und das ihr unterliegende Stimmungsmerkmal von Unsicherheit etwas mit den Lebenserfahrungen der Ostdeutschen nach und vor der Wiedervereinigung zu tun haben könnte, wird von Sozialwissenschaftlern heute intensiver als in den 1990er-Jahren reflektiert.316


    Nach dem politischen und ökonomisch-sozialen Systemumbruch von 1989/90 fanden sich viele Ostdeutsche abrupt in eine weithin entsicherte Gesellschaft versetzt. Arbeitsplätze gingen verloren, sicher geglaubte Karrierepfade wurden verschüttet, gewohnte Lebensumwelten gerieten in Auflösung. Bis in die jüngste Gegenwart hinein zeigen Umfragen, dass eine Mehrheit der Ostdeutschen im persönlichen Vergleich der Systeme der DDR einen größeren sozialen Zusammenhalt gutschreibt. Vor diesem Erfahrungshorizont ist der Hinweis Reubands auf den prägenden sozialen Charakter der Dresdner Protestbewegung treffend: Ihre Anziehungskraft würde sich demnach auch dadurch erklären, dass Pegida »die Bekräftigung bestehender kollektiver Gruppenbindung und die Gemeinsamkeiten des Protests« möglich gemacht hat.317


    Die individuellen Existenzrisiken und Verlusterfahrungen, die der »Transformationsschock« für viele Ostdeutsche mit sich brachte, werden von Betroffenen häufig als Ausdruck systembedingter persönlicher Zurücksetzung empfunden. Unbeschadet seines Diktaturcharakters, hatte der Staatssozialismus der DDR allgemein eine Daseinsgrundversorgung (wenngleich auf bescheidenem Niveau) gewährleistet. Mit dem Wegfall des Rechts auf Arbeit, von subventionierten Mieten und staatlich festgesetzten Löhnen und Preisen kam diese Geborgenheit, die der autoritäre Wohlfahrtsstaat garantiert hatte, schlagartig abhanden. Mehr noch: Anders als in der bundesdeutschen Wirtschaftswunderblüte der 1950er-Jahre blieb die große marktwirtschaftliche Erzählung, dass sich »Leistung lohnt«, für viele Ostdeutsche ein leeres Versprechen. Für die frühen Jahre der alten Bundesrepublik hat der Soziologe Helmut Schelsky das Bild einer »nivellierten Mittelstandsgesellschaft« geprägt. Die neue »mittelständische Lebensform« wurde demnach dadurch ein soziales Gemeingut, dass »fast jedermann seinen Fähigkeiten angemessen das Gefühl entwickeln kann, nicht mehr ganz ›unten‹ zu sein, sondern an der Fülle und dem Luxus des Daseins schon teilhaben zu können«.318


    Eben diese soziale Automatik einer auskömmlichen Lebensführung und eines zumindest bescheidenen Aufstiegs, der in Westdeutschland mit Eintritt in die 1950er-Jahre als Lohn der Anstrengung winkte, blieb Millionen von Ostdeutschen nach 1990 versagt. Das »System« war unberechenbar und behandelte viele Fleißige aus Sicht Betroffener ungerecht. Als Erbe der Fährnisse der Transformationszeit grub sich ein Krisenerlebnis ein, das in Zeiten neuer Bedrohlichkeit, wie aktuell die Zuwanderung empfunden wird, wiederauflebt. Der Kern dieses Krisenbewusstseins, vermutet der Sozialwissenschaftler David Begrich, liege darin, »dass der Kapitalismus nach der Wende das Versprechen gab: Wenn du fleißig und tüchtig bist, kannst du es schaffen. Die Wahrheit ist: Es gibt auch im Falle von Fleiß und Tugendhaftigkeit keine Garantie mehr auf Wohlergehen.«319


    Vor diesem Hintergrund wird nachvollziehbar, weshalb in Ostdeutschland die Zufriedenheit mit dem Funktionieren der Demokratie seit der Wiedervereinigung stets niedriger als im Westen ausfiel. Wenn sich als Grundströmung festsetzt, dass die gegebenen Lebensverhältnisse alles in allem ungerecht sind, entsteht Raum für eine Stimmung, die das neue System und dessen Eliten für »Politikversagen« unmittelbar und umstandslos haftbar macht.


    In solcher Gefühlslage erscheint es alternativlos, sich selbst als »das Volk« auszurufen, sind »das System« und die etablierten Eliten nicht nur durch ihr gebrochenes Leistungsversprechen diskreditiert, sondern auch durch ihre Bürgerferne und den Egoismus der Macht moralisch delegitimiert. Die Volksgemeinschaft, die sich im Protest gegen »die da oben« so fügt, entsteht nicht von vornherein und zwangsläufig aus rassistischen Antrieben, sondern sie begreift sich als ein direktdemokratischer und sittlich aufgewerteter Zusammenschluss der »kleinen Leute«. Doch auch das ist nichts weniger als die Vorstellung einer homogenen Gemeinschaft. Daher stellt sich der Anschluss an die deutschvölkische Lesart von »Volk« vergleichsweise leicht her, wenn die vorgebliche Identität beispielsweise durch Flüchtlinge und Asylbewerber bedroht wird. »Das Volk« wandelt sich so zum Echoraum des Rechtspopulismus.
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    7Wiederkehr von Weimarer Verhältnissen? – Parallelen im Wählerzuspruch für NSDAP und AfD


    Geschichte wiederholt sich nicht. Um die in diesem Buch entwickelte These eines periodisch wiederkehrenden, rechtspopulistisch aufgeladenen Krisen-Reaktions-Musters zu testen, liegt gleichwohl die Frage nahe, ob die Spätzeit der Weimarer Republik und die bundesdeutsche Gegenwart in dieser Hinsicht Parallelen aufweisen. Sind die politischen Übersprungeffekte auf das Wählerverhalten und Parteiensystem in diesen beiden durch Unsicherheit geprägten Zeiten miteinander vergleichbar? Vergleichen, das sei im Hinblick auf die folgende Gegenüberstellung von Hintergründen und Motiven der Wahlentscheidung für NSDAP und AfD betont, heißt nicht gleichsetzen. Während die AfD rechtspopulistisch agiert und sich gegenüber dem Rechtsextremismus parteioffiziell abgrenzt, hatte die NSDAP das historisch im Rechtspopulismus beheimatete Krisen-Reaktions-Muster offen rechtsextremistisch aufgeladen.


    Dass aus der vordemoskopischen Zeit der Weimarer Republik keine empirischen Daten zur Einschätzung der Lebensbedingungen und zu politischen Einstellungen vorliegen, schränkt die Möglichkeiten des intertemporalen Vergleichs naturgemäß ein. Jedenfalls dürften die psychologischen Verheerungen der Weltwirtschaftskrise ausgangs der 1920er-Jahre und ihre Folgen für das politische Bewusstsein ungleich einschneidender gewesen sein als die gegenwärtigen Auswirkungen der globalen Finanz- und Wirtschaftskrise, der Rettungsschirme zur Sanierung maroder Haushalte etlicher Mitgliedsstaaten, welche die Solidargemeinschaft der EU enorm strapazieren, und der im Laufe des Jahres 2015 rapide anschwellenden Zuwanderung von Flüchtlingen und Asylbewerbern. Daher waren die individuellen Ängste, Unsicherheiten und Nachteilserfahrungen, die die Menschen der NSDAP in die Arme trieben, vermutlich auch sehr viel stärker auf die damals gegenwärtigen Lebensverhältnisse bezogen, als das, wie oben erwähnt, heute für Parteigänger der AfD der Fall ist.


    Einmal abgesehen davon, dass beide Parteien ideologische Schnittmengen aufweisen, so beispielsweise in einer Wirtschaftsgesinnung, die auf Abschottung der nationalen Währung und Volkswirtschaft setzt, ferner bei einigen gesellschaftspolitischen Positionen (Familie, Abtreibung, Ehe) sowie nicht zuletzt in der deutschvölkischen Grundierung des Politischen, werden in vergleichender Perspektive, wie der Wahlforscher Jürgen Falter in einem Essay darlegt,320 Parallelen im Wählerverhalten zugunsten von NSDAP und AfD erkennbar. Gemeinsamkeiten weist zum einen die sozialstrukturelle Zusammensetzung der Wählerschaften auf: Auch wenn der Zuspruch bei Arbeitern und Arbeitslosen für die NSDAP und ebenso wie für die AfD beträchtlich ist, setzen sich die Elektorate beider Parteien sozial vielschichtig zusammen. War die NSDAP eine Art »Volkspartei mit Mittelstandsbauch« (Falter), so lässt sich die AfD als »Partei der sich ausgeliefert fühlenden Durchschnittsverdiener« einordnen.321


    Zum anderen gelang es damals der NSDAP und gelingt es heute der AfD, viele Nichtwähler zu mobilisieren. Wie schon zuvor bei den Landtagswahlen 2016 und 2017 wirkte sich auch bei der Bundestagswahl im Oktober 2017 die (hier um 4,7 Prozent) gestiegene Wahlbeteiligung vor allem zugunsten der AfD aus. Drittens lassen sich beide Parteien dem Typus der Protestpartei zuordnen. Allerdings unterscheiden sich die Zündstoffe des Protests erheblich. Das die AfD tragende Protestwahlmotiv speist sich, zeitbedingt, aus Euroskepsis und Terrorismusfurcht sowie Sorgen vor ansteigender Kriminalität und vor kultureller Überfremdung durch islamische Zuwanderer.


    Auch wenn aus den erwähnten Gründen zum Motivationshintergrund der NSDAP-Wähler keine »harten«, sprich umfragebasierten Daten vorliegen, ist Falters Annahme plausibel, dass man »dynamische Erklärungsfaktoren« für die Wahlerfolge der extremen nationalen Rechten angeben kann, die Ende der 1920er- bzw. Anfang der 1930er-Jahre wirksam wurden, in der Weise, dass sie ins Politische gewendete Angst- und Abwehrreflexe auslösten. »Der Anstieg der Arbeitslosigkeit gehörte ebenso dazu wie die zunehmende Verschuldung in Landwirtschaft und Gewerbe.« Die Parallele zu heute ist: Wer sich existenziellen Lebensrisiken ausgeliefert fühlt, neigt zur Protestwahl. »Wie bei der NSDAP sind es nicht zuletzt Mentalitätsfaktoren und krisenbedingte Reaktionen, die die Wahlerfolge der AfD beflügeln.«322
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    Ist der Rechtspopulismus in Deutschland eine Erscheinung von Dauer?


    Wie sind die Aussichten einzuschätzen, dass das historisch langlebige Kulturmuster des Rechtspopulismus in Deutschland auch künftig fortlebt und für entsprechende Verwerfungen im demokratischen Parteiensystem sorgt? – Will man dieser Frage nachgehen, ist es notwendig, wieder eine gesamtdeutsche Sichtweise einzunehmen. Zwar ist, wie oben ausgeführt, die Empfänglichkeit für rechtspopulistische Angebote in Ostdeutschland stärker ausgeprägt als im Westen der Bundesrepublik. Doch auch in Westdeutschland ist Ablehnung gegen »unkontrollierte« Zuwanderung verbreitet, grassieren Zukunftssorgen und sprießen Halme völkischen Denkens; auch dort ist die AfD mit (teilweise zweistelligen Stimmenprozenten) in alle sechs seit 2016 neugewählten Landesparlamente eingezogen. Bei den Bundestagswahl 2017 errang die AfD in Westdeutschland mit einem Anteil von 10,7 Prozent mehr als jede zehnte gültig abgegebene Zweitstimme.


    Immerhin: Jenseits der deutschen Grenzen ist der schier unaufhaltsame politische Durchmarsch der Populisten mancherorts ins Stocken geraten. In mehreren Ländern Europas erlitten 2016 und 2017 Spitzenkandidaten rechtspopulistischer Parteien, bei dem Versuch, einen Machtwechsel herbeizuführen, teils wie in Österreich bei der Präsidentenwahl knappe, teils wie in Holland und Frankreich deutliche Niederlagen. In Finnland hat sich die rechtspopulistische Partei »Wahre Finnen« gespalten.323 In Italien landeten bei Lokalwahlen in rund 1000 Kommunen die Kandidaten von Beppe Grillos »Bewegung Fünf Sterne« (Movimento Cinque Stelle) nur auf hinteren Plätzen. Der 2016 neu gewählten Bürgermeisterin Roms, ebenfalls eine »Grillina«, droht ein Prozess wegen Amtsmissbrauchs.324 Auch wenn durch die jüngsten Parlamentswahlen in Österreich und Tschechien rechtspopulistische Parteien die Regierungsbeteiligung erreichten: Hochfliegende Hoffnungen aufseiten der Neuen Rechten auf den Aufstieg einer rechtspopulistischen Internationale, die ihren siegreichen Sturmlauf durch ganz Europa antritt, haben jedenfalls einen Dämpfer bekommen.


    Auch in Deutschland befand sich der politisch organisierte Rechtspopulismus ab etwa Mitte 2016, zeitlich parallel zum deutlich abgeschwollenen Zustrom von Asylbewerbern und Flüchtlingen, demoskopisch im Rückwärtsgang. Bei den Dresdner Demonstrationen von Pegida versammelt sich inzwischen nur noch ein harter Kern von wenigen Tausend Anhängern. Die AfD hatte, so schien es, den Zenit in der Wählergunst überschritten. Ihre Umfragewerte waren, nach dem Höchststand von 15 Prozent im Mai/Juni 2016 und abermals kurzzeitig im Januar 2017, seit Beginn des Bundestagswahljahres stetig bis auf acht Prozent Anfang August 2017 zurückgegangen.325 Bei allen Landtagswahlen 2017 blieb die AfD deutlich unter der Zehn-Prozent-Marke.326


    Schließlich zeigen Analysen auf, dass auf der Ebene der politischen Einstellungen das rechtspopulistische Potenzial in Deutschland begrenzt ist. Unter den abgefragten Wohlfahrtsindikatoren liegt seit 2013 der Erhalt von Demokratie und Freiheit nahezu unverändert deutlich an der Spitze. Mehr als 80 Prozent sehen darin das vorrangige gesellschaftliche Oberziel.327 Eine Bertelsmann-Studie vom Sommer 2017 kommt zu dem Ergebnis einer – wird die Elle des Populismus angelegt – in etwa gedrittelten Gesellschaft: Gut 29 Prozent der Befragten sind demnach populistisch gesinnt und gegen 37 Prozent sind als unpopulistisch einzuordnen. Knapp 34 Prozent sind der Kategorie »teils/teils« zuzurechnen. Abgeleitet wird daraus die (wenig überraschende) politische Botschaft: »Populistische Einstellungen sind bei deutschen Wählern nicht mehrheitsfähig.«328


    Immerhin entfiel jedoch bei der Bundestagswahl im September 2017 etwa jede siebte gültige Stimme auf die AfD. Wie die Umfragen signalisierten,329 konnte die AfD mit Beginn der heißen Wahlkampfphase, die immer einen Politisierungsschub in der Bevölkerung mit sich bringt, ihre speziellen politischen Erregungsbotschaften – »Asylantenflut« und »Asylmissbrauch«, kulturelle »Überfremdung«, steigende Kriminalität, erodierende innere Sicherheit und Einwanderung in die Systeme sozialer Sicherheit – erfolgreich platzieren. Der AfD gelang es vor allem, Abwehrreflexe gegen eine unkontrollierte Zuwanderung zu mobilisieren und in Proteststimmen gegen die Flüchtlings- und Asylpolitik der Bundesregierung umzumünzen.


    Wie es nun um die Aussichten der AfD bestellt ist, sich als politische Sendbotin des Rechtspopulismus im bundesdeutschen Parteiensystem und Parlamentsbetrieb auf mittlere Sicht festzusetzen, hängt von einer Reihe von Faktoren ab. Diese können zum Teil vom Handeln und Erscheinungsbild der Partei selbst beeinflusst werden, zum Teil wurzeln sie unabhängig davon in Einstellungen und Erwartungen der Bevölkerung. Und wo auf der Einstellungsebene eine Anfälligkeit für rechtspopulistische Propaganda existiert, schieben sich zudem innerdeutsche Erfahrungshorizonte mit europäischen und globalen ineinander.


    Solche Erfahrungshorizonte seien hier nur kurz eingeblendet. Erstens sind politische Problemlagen übernationalen Zuschnitts, die an Zahl und Bedeutung zunehmen, derart vielschichtig geworden, dass sie sich in der Sphäre der etablierten Politik nicht mehr eindeutig als parteipolitische Alternativen darstellen. Das betrifft etwa Fragen der Europapolitik, der Außen-, Außenwirtschafts- und Sicherheitspolitik, aber auch der Flüchtlingspolitik. Teile des Wahlvolkes nehmen den sachpolitischen Konsens als eine »Kollusion der Eliten« wahr, das heißt als Ausdruck eines unechten Wettbewerbs elitär abgekapselter »Altparteien«. Der Eindruck, von einem Elitenkartell beherrscht zu werden, wird durch Große Koalitionen offenbar verstärkt. Das mindert die für eine funktionierende Demokratie erforderliche Bereitschaft, den politischen Repräsentanten generelles Vertrauen entgegenzubringen.


    Zweitens: Werden Problemlagen komplexer, werden die Verhandlungen über Problemlösungen komplizierter. Die Suche nach Lösungen wird vermehrt in vertrauliche Zirkel verlagert. Die Existenz solcher »Kungelrunden« nährt den Verdacht eines nach unten abgeschotteten Elitenkartells zusätzlich. Die gefühlte Kluft zwischen Politik und Bevölkerung verbreitert sich. Mitte März 2016 stimmten 57 Prozent der Deutschen der Aussage zu, »die da oben in der Politik« machten ohnedies, was sie wollten, »meine Meinung zählt da nicht«.330


    Drittens ist der Glaube in die Performanz der Politik erschüttert worden. Dazu haben die massiven strukturellen Brüche, Schrumpfungen und »Begradigungen«, die weltweit im Unternehmens- und Bankensektor vieler Nationalstaaten im Gefolge der Banken- und Wirtschaftskrise von 2007/08 auftraten, und sodann die milliardenschweren Programme zur Stabilisierung der Haushalte wirtschaftlich angeschlagener Südstaaten der EU maßgeblich beigetragen. Die Versuche, der Krise Herr zu werden, zeugen in den Augen der Bevölkerungen sowohl der Geber- als auch der Empfängerländer von einem Kontrollversagen der Politik, das grundsätzlich und von Dauer ist und die individuellen Lebenssorgen der »kleinen Leute« vernachlässigt. Vor solcherart entgrenzten Lebensrisiken scheint wirtschaftliche, gesellschaftliche und kulturelle Abschottung nach außen zu schützen. In Reaktion auf die 2015 rapide steigende Zahl von Flüchtlingen und Asylbewerbern erhielt die Angst vor »dem Fremden« in ganz Europa signifikanten Auftrieb.


    Hinzu kommt viertens, dass die nationalen Parlamente im Zuge der Europäisierung politischer Entscheidungen nach zwei Seiten hin Macht eingebüßt haben, nämlich einmal zugunsten der EU-Organe und zum anderen zugunsten der staatlichen Exekutive, das heißt der eigenen Regierungen und der diesen zugeordneten Verwaltungen. Wie die Entscheidungsbildung im Falle der finanziellen »Rettungsschirme« für ökonomisch und budgetär taumelnde EU-Mitgliedsstaaten gezeigt hat, sehen sich in Situationen eines solchen europäischen Krisenmanagements die nationalen Volksvertretungen aufgrund extrem hohen Zeitdrucks auf die Rolle beschränkt, Brüsseler Beschlüsse nur noch nachträglich formell abzusegnen.


    In der Folge einer stärker exekutivisch geführten europäischen Politik verschiebt sich zudem innerhalb der nationalen Parteien das Machtgefüge: Untere Parteigliederungen verlieren an Einfluss, während die gouvernemental vernetzten Parteieliten im Mehrebenensystem der EU an Macht gewinnen.331 Auch das nährt das diffuse Gefühl, dass Politik intransparent, von der Bevölkerung abgehoben ist und dass »da oben« selbstsouverän, das heißt ohne Rückbindung an das Volk regiert wird.


    Alle diese Wahrnehmungen von Risiko und Unsicherheit, von nicht responsiv handelnden politischen Eliten und eigener politischer Ohnmacht untergraben die kulturellen Fundamente der repräsentativen Demokratie und leiten Wasser auf die Mühlen der Populisten. Bei einem Teil der bundesdeutschen Bevölkerung festigt sich offenbar ein Einstellungsmuster, das typische ideologische Zutaten des Rechtspopulismus in sich aufgenommen hat. Der erwähnten Bertelsmann-Studie von 2017 zufolge stimmen fast 30 Prozent aller bei der Bundestagswahl 2013 wahlberechtigten Befragten »der allgemein-populistisch formulierten Kritik an den etablierten Parteien und Politikern zu und stehen der Idee des ›einen‹ Volkswillens sowie unmittelbarer Volksherrschaft positiver gegenüber als den repräsentativen Institutionen«.332


    Der psychologische Boden für die Nachfrage nach alternativen politischen Angeboten ist demnach bereitet. Um diese Grundstimmung in breiten Wählerzuspruch umzusetzen, braucht eine rechtspopulistische Partei jedoch ein Angst- bzw. Empörungsthema, das die Gesellschaft emotional umtreibt. Der Themenkomplex Flüchtlinge, Einwanderung und Asyl ist spätestens seit dem Jahr 2015 ein solches Reizthema geworden. Obwohl die Zahl der von Deutschland aufgenommenen Migranten inzwischen deutlich zurückgegangen ist, sind, aktuellen demoskopischen Befunden zufolge, »die mit der Zuwanderung verbundenen Probleme für 44 Prozent die wichtigste Aufgabe der Politik«.333


    Das Flüchtlingsthema hat, nicht verwunderlich, für rechtspopulistisch gesonnene Wähler den stärksten Mobilisierungseffekt: »Mit Positionen, die sich klar zur Abschiebung von ›sehr vielen Flüchtlingen‹ bekennen, lässt sich die Zustimmung bei AfD-Wählern deutlich steigern (plus 51 Prozentpunkte).«334 Dies ist im Übrigen ein Hinweis darauf, dass die bloße Zahl von Flüchtlingen nicht entscheidend ist für die Chancen der AfD, sich im deutschen Parteiensystem mittelfristig zu behaupten, sondern in welchem Maße sich der Eindruck verfestigt, die Zuwanderung habe eine chronische Integrations- und Kulturkrise im Gefolge, vor der die etablierte Politik versagt. Wohl ist auffallend, dass die Sympathiekurve der AfD im ungefähren Gleichklang mit der Quote von Asylbewerbern anstieg und ebenso wieder abfiel (siehe Abbildung 1, S. 83). Doch hielt die Partei sich trotz des starken zahlenmäßigen Rückgangs der Asylanträge in den letzten Wochen vor der Bundestagswahl 2017 in Umfragen oberhalb der Zehn-Prozent-Marke, nahe dem endgültigen Wahlergebnis von 12,6 Prozent.


    Die AfD dürfte sich bei Wahlen in Bund und Ländern so lange oberhalb der Fünf-Prozent-Schwelle halten, wie die mit der Zuwanderung einhergehenden Herausforderungen von Bürgern, denen dies Sorgen bereitet, als bleibende Probleme der Zukunft angesehen werden, deren Lösung ungewiss erscheint. Als die Zahl der Zuwandernden rapide anwuchs und nicht mehr kontrollierbar schien, liefen der AfD die Anhänger und Wähler scharenweise zu. Als die Zahl sich stark rückläufig entwickelte, verlor zwar auch die AfD an Zuspruch. Doch die Sorge, dass das massenhafte Hierbleiben der Flüchtlinge die Kriminalität erhöht und Einheimische zu sozialen Verlierern macht, bindet einen immer noch beachtlichen Teil der Bevölkerung an die rechtspopulistische Partei. Darunter sind insbesondere Personen, die – und so schließt sich der psychologische Kreis – der etablierten Politik zutiefst misstrauen, sich nationalen Eliten und internationalen Mächten ohnmächtig ausgeliefert fühlen und für »das Volk« als moralische Gegenkraft einer identitär verstandenen Demokratie mehr Macht einfordern.


    Ob die AfD im demokratischen Parteienwettbewerb dauerhaft überlebt, hängt auch vom inneren Zustand und dem äußeren Erscheinungsbild dieser Partei ab: Tritt sie geschlossen auf? Hält sie sich an die Regeln innerparteilicher Demokratie? Werden ihr in wichtigen Politikfeldern in nennenswertem Maße eigene Lösungskompetenzen zugemessen? Grenzt sie sich überzeugend gegenüber Rechtsextremisten ab? Wie fällt die Bilanz ihrer Arbeit in den Parlamenten aus? Gelingt ihr der Spagat zwischen Protestpartei und parlamentarischer Sacharbeit?


    Das öffentliche Bild der Partei wird während der letzten rund zwei Jahre von einem unaufhörlichen Fluss negativer Nachrichten geprägt. Ursächlich dafür ist nicht Voreingenommenheit aufseiten der von Rechtspopulisten gern als »Lügenpresse« denunzierten Medien. Vielmehr sorgt die AfD selbst für permanent schlechte Schlagzeilen. Die Partei ist in hohem Maße – und nach dem Einzug in 14 Landtage und den Deutschen Bundestag noch verstärkt – mit sich selbst beschäftigt: Interne Machtkämpfe, persönliche Intrigen, offenes Misstrauen und blanke Feindseligkeit, gegenläufige strategische Vorstellungen und die schwankende, von einigen Führungspersonen bewusst unklar gehaltene Abgrenzung zu rechtsextremen Positionen wechseln sich in dichter Folge ab. Bis Mitte 2017 hatte sich die Gesamtzahl der Landtagsabgeordneten von 153 auf 139 reduziert.335 Nach der Abspaltung der Gruppe um Frauke Petry stieg die Zahl der Abtrünnigen auf 25 Landesparlamentarier. Aus der AfD-Bundestagsfraktion ist mit Petry ein weiterer Abgeordneter ausgetreten.


    Offen bleibt einstweilen, inwieweit die AfD ihre sie kennzeichnenden inneren Fliehkräfte nach dem Einzug in den Deutschen Bundestag im September 2017 kontrollieren kann. Die Partei nahm das zerrüttete Verhältnis zwischen ihrer vormaligen Vorsitzenden Frauke Petry und des derzeit alleinigen Sprechers Jörg Meuthen mit in den Wahlkampf.336 Ferner kam es in mehreren Landesverbänden zu heftigen Kulissenkämpfen um die Aufstellung der Landeslisten. Vorwürfe waren laut geworden, bei der Nominierung von Kandidaten sei es unsauber zugegangen. Nur mit einiger Mühe hatte es die AfD vermocht, in Nordrhein-Westfalen und Niedersachsen für ihre Listen-Wahlvorschläge seitens der Wahlvorstände grünes Licht zu erhalten.337


    Paradigmatisch für die inneren Widersprüche der Partei und die ihr innewohnende tendenziell destruktive Dynamik ist die Entwicklung ihrer Landtagsfraktionen in Baden-Württemberg und Sachsen-Anhalt. Im Juli 2016 spaltete sich die AfD-Fraktion im Stuttgarter Landtag, nachdem diese mehrheitlich den Ausschluss eines antisemitischer Äußerungen verdächtigten Abgeordneten abgelehnt hatte.338 Vier Monate später, nach einem Mediationsprozess, schlossen sich beide Gruppierungen wieder zusammen.339 Im Dezember 2016 verließ eine Abgeordnete die AfD-Fraktion, die ihrerseits im Juni 2017 den Ausschluss eines weiteren Abgeordneten betrieb.340


    Stürmischer gingen die Wogen hoch in Sachsen-Anhalt. Ende März 2017 entbrannten in dem als rechtslastig eingeschätzten Landesverband die Flügelkämpfe in ungebremster Schärfe. Nachdem parteiinterne Widersacher des Partei- und Fraktionschefs Poggenburg, die sich zu einer Chat-Gruppe (»Die Verbündeten«) zusammengeschlossen hatten, diesen persönlich wegen seiner rechtsnationalistischen Sympathien sowie seine Gefolgsleute harsch kritisiert hatten (»Wir müssen und werden sie wie Unkraut bekämpfen. Mit Strunk und Wurzel ausreißen …«), ging Poggenburg das »ehrlose« Treiben der »entlarvten Mitverschwörer« frontal an. Der Landesparteitag der AfD folgte ihm und beschloss mit großer Mehrheit, die »notwendigen Konsequenzen« aus dem Aufdecken der »Verschwörung« zu ziehen.


    In der Folge blieben die Fronten weiterhin verhärtet. Der AfD-Landesvorstand beschloss Anfang April 2017, die Wahlen von drei Direktkandidaten zum Bundestag, die zu den Verschwörern gerechnet wurden, zu wiederholen – ein laut Landeswahlleiterin in der Geschichte Sachsen-Anhalts bisher einmaliger Fall. Ende Mai und Anfang Juni 2017 erklärten drei Abgeordnete ihren Austritt aus der Fraktion. Wenig später erteilte der AfD-Bundesvorstand André Poggenburg wegen nationalistischer Äußerungen und Imitation eines NPD-Slogans (»Deutschland den Deutschen«) eine Rüge.341


    Nicht nur in Sachsen-Anhalt, sondern auch in anderen Landesverbänden und Landtagsfraktionen dauert das Kräftemessen zwischen völkisch-nationalistischen und gemäßigt-rechtskonservativen Strömungen an. Ungeachtet eines Unvereinbarkeitsbeschlusses der Bundesspitze bestehen auf regionaler Ebene Kontakte zur Identitären Bewegung fort. Aus Protest gegen die Entwicklung »hin zu einer rechtsnationalen Partei« verließ die Stellvertreterin Björn Höckes im thüringischen Landesvorstand im Juli 2017 die Partei. Die AfD Thüringens besetze »zentrale Funktionen mit Personen, die in ihrer Vergangenheit tief im rechtsextremistischen Bereich tätig waren«.342


    Mangelnde Abgrenzung zur extremen Rechten schmälert nach Einschätzung von Meinungsforschern die Wahlchancen der AfD. Umfragedaten vor der Bundestagswahl schienen in der Tendenz diese Beobachtung regional zu bestätigen: Im Juni 2017 kam die AfD bei der Sonntagsfrage in Sachsen-Anhalt wie Thüringen jeweils auf 13 Prozent. Im Vergleich zu November 2016 war das ein Minus von neun bzw. acht Prozent.343 Bei der Bundestagswahl 2017 konnte die thüringische AfD jedoch ihren Anteil im Vergleich zur Landtagswahl 2014 mit 22,7 Prozent mehr als verdoppeln, und auch in Sachsen-Anhalt fiel die AfD mit 19,6 Prozent gegenüber ihrem 2016 erreichten Rekordwert von 24,3 Prozent nicht steil ab.


    Die Chancen der AfD, sich auf mittlere Sicht als politische Kraft im deutschen Parteiensystem zu konsolidieren, hängen auch davon ab, welches Bild von parlamentarischer Arbeit die Partei abgibt. Wie jede Protestpartei, welcher der Einzug in ein Landesparlament oder in den Bundestag gelingt, wird auch die AfD mit einem Dilemma konfrontiert: Von ihren Wählern überwiegend als Antipartei mit ausgeprägtem Protestprofil gewählt, muss sie den Spagat zwischen Fundamentalopposition und parlamentarischer Sacharbeit hinbekommen. Denn auch Protestwähler erwarten, dass die Protestpartei ihrer Wahl dann auch »politisch liefert«, also sich für als bisher vernachlässigt erachtete, inhaltlich konkrete Interessen wirkungsvoll einsetzt. Bemerkenswerterweise will die Anhängerschaft der AfD diese Partei keineswegs auf die Rolle der Opposition festlegen: Einer Umfrage von Mai 2016 zufolge befürworteten 98 Prozent (!) der AfD-Anhänger die Übernahme von Regierungsverantwortung.344 Mehr noch: Deutschlandweit erwarten Parteianhänger der AfD nahezu einhellig von den anderen Parteien, dass diese im Bundestag generell oder von Fall zu Fall die Zusammenarbeit mit der AfD suchen.345


    Verstärkt wird der Druck zum politischen Pragmatismus durch die spezifische Handlungslogik und Gruppendynamik eines Parlaments. Will man Interessen durchsetzen oder wenigstens Sachkunde nachweisen, muss man sich auf die fachliche Kleinarbeit in den Ausschüssen einlassen. Zudem leiden entschieden oppositionelle Abgeordnete zuweilen unter ihrer Außenseiterposition und suchen deshalb von Fall zu Fall für »in der Sache vernünftige« Beschlussvorlagen die Zusammenarbeit mit den etablierten Parteien.346 So fand auch eine vergleichende Studie des Wissenschaftszentrums Berlin für Sozialforschung (WZB) Hinweise für »das Begehren von AfD-Politikerinnen und -politikern, durch konkrete Mitarbeit Anerkennung als Abgeordnete zu finden«.347


    Dieselbe Studie kommt zu dem Schluss, dass im Falle der AfD der Klärungsprozess zwischen »parlamentsorientierten« und »bewegungsorientierten« Kräften noch nicht abgeschlossen ist. Ersteren ließen sich zum Zeitpunkt der Studie demzufolge die Landtagsfraktionen in Berlin, Sachsen, Rheinland-Pfalz und (mit Abstrichen) in Hamburg zurechnen. Zu Letzteren zählten die vier anderen ostdeutschen Parlamentsfraktionen; Baden-Württemberg war nicht eindeutig zu verorten.348 Wohin die Reise letztlich gehe, sei noch offen. Derzeit sei es jedoch eben diese Bipolarität der parlamentarischen Optionen, die den Wahlerfolg der AfD absichere. Auf lange Sicht komme die Partei als Parlamentspartei jedoch nicht ohne die Professionalisierung ihrer parlamentarischen Auftritte aus.349


    Erste personelle Weichen hierfür wurden in der konstituierenden Sitzung der AfD-Bundestagsfraktion gestellt. Die Fraktion wählte Alice Weidel und Alexander Gauland mit 86 Prozent zu gemeinsamen Vorsitzenden. Bei den Wahlen zur engeren Fraktionsführung kamen Gefolgsleute des Rechtsaußen Björn Höcke nicht zum Zuge.350 Die gemäßigt-konservative Gruppierung »Alternative Mitte« erteilte einer Parteispaltung eine klare Absage. Ob die 92-köpfige Fraktion tatsächlich geschlossen agiert, wird der parlamentarische Alltag weisen.


    Mitentscheidend für die Zukunftschancen der AfD im deutschen Parteiensystem dürfte außerdem sein, ob es der Partei gelingt, in Schlüsselbereichen der Innenpolitik eine nennenswerte Lösungskompetenz aufzubauen. Derzeit verlegt sich die AfD in den Landtagen vor allem darauf, in ihren zahlreich eingebrachten Kleinen Anfragen die Themen innere Sicherheit, Integration, Migration und Asyl zu besetzen.351 Die Flüchtlingsthematik ist zwar, wie erwähnt, im Sommer 2017, das politische Problem, das die Deutschen am meisten bewegt. Doch daneben stehen für viele Bürgerinnen und Bürger auch Fragen sozialer Gerechtigkeit (20 Prozent Nennungen) und der Alterssicherung (17 Prozent) im Vordergrund.352 Im Wohlstands-Ranking des Deutschen Institut für Wirtschaftsforschung (DIW) rangiert auch die Bedeutung des Themas »Arbeit schaffen« ganz weit oben.353


    Bei der Bundestagswahl 2017 waren für die Wahlentscheidung von zehn Prozent der AfD-Wähler die Kandidaten, jedoch für 76 Prozent das Programm ausschlaggebend.354 Es wird für die AfD künftig darauf ankommen, auch in den klassischen Politikfeldern Haushalt und Finanzen, Arbeit und Soziales, Wirtschaft und Bildung Kompetenz aufzubauen. In diesen Feldern hat die AfD derzeit deutliche programmatische Schwächen und einen Mangel an fachpolitischer Sachkunde und Professionalität. Zwar gelang es der Partei, schon drei Jahre nach ihrer Gründung mit vier bis fünf Prozent überzeugten Anhängern ein Maß an Parteibindung aufzubauen, das sich ungefähr auf der Höhe des langjährigen Mittelwerts der FDP bewegt.355 Doch ist davon auszugehen, dass sich diese Parteiidentifikation einstweilen noch aus der rechtspopulistischen Kernkompetenz der AfD in dem Themenbereich Asyl und Zuwanderung speist. Für eine dauerhafte Verankerung im Parteiensystem stellt diese inhaltliche Konzentration auf ein Protestthema aus Sicht der Partei ein Risiko dar.


    Möglicherweise wird von nicht wenigen Wählerinnen und Wählern der AfD eben diese thematische Erweiterung bereits vorweggenommen. Analysen des sozialen Profils der AfD-Wählerschaft bei den jüngsten Landtagswahlen zeigen nämlich, dass die Partei im Bevölkerungssegment der sogenannten berufsaktiven Jahrgänge, insbesondere zwischen 35 und 59 Jahren, überdurchschnittlich punktet.356 Das aber sind Menschen, die vor dem Hintergrund ihrer Arbeits- und Lebensbedingungen die Zukunftsfragen von guter Arbeit, auskömmlicher Rente, ausreichender Pflege und der Lebensperspektiven ihrer Kinder stark beschäftigen. Wenn sie gegenwärtig für die AfD votieren, dann geschieht dies nicht aufgrund der dieser Partei zugeschrieben Lösungskompetenz, sondern aus Enttäuschung über die etablierte Politik. Der Prognose der DIW-Forscher ist daher beizupflichten: Erfolgreich wird im demokratischen Wettbewerb künftig derjenige Anbieter sein, der neben dem klaren Eintreten für den Erhalt der Demokratie auch »ein klares Profil in der Sicherheits- und Beschäftigungspolitik« aufweist.357 Wenn dies den etablierten Parteien gelingt, dann dürfte es der AfD schwerfallen, sich als rechtspopulistische Anwältin einer neuerlichen »Empörung der Mitte« im deutschen Parteiensystem dauerhaft einzurichten.
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